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Anti-Repressions-Kongreß des Sozialistischen Büros 1976 





EINLEITUNG 


Mit der Herausgabe dieser Broschüre wollen wir eine Diskussion wiederaufgreifen, die 
zum einen den politischen Hintergrund für praktische Auseinandersetzung mit politi- 
scher Behinderung und Unterdrückung sowie Menschenrechtsverletzungen in diesem 
Bereich abgibt, die zum anderen aber durch die politische Arbeit nach dem Pfingstkon- 
gref) des Sozialistischen Büros 1976 und während der Vorbereitung und Durchführung 
des 3. Internationalen Russell-Tribunals in den Hintergrund geraten ist. 

Mit dem Titel “Sozialisten und Demokratie” ist ein Spannungsfeld angesprochen, das 
vielen Linken Identitätsprobleme bereitet. Gerade im Zusammenhang mit der Unter- 
stützung des Russell-Tribunals haben solche politischen Identitätsprobleme vielfach 
lähmend oder zumindest irritierend gewirkt. 

Drei Aspekte politischer Identität von Linken im Zusammenhang mit dem Kampf um 
Demokratie, um politische Freiheitsrechte seien hier kurz genannt: 

1. Die Identität von Sozialisten stellt sich wesentlich über die Ablehnung der kapitali- 
stischen, der bürgerlichen Gesellschaft her. Wie aber verträgt sich das Ziel einer radika- 
len, grundlegenden Änderung der alten Gesellschaft damit, daß wir hinsichtlich politi- 
scher Freiheitsrechte einen Teil und ein Produkt der bürgerlichen Gesellschaft verteidi- 
gen? — Dem Beharren auf Rechtspositionen und der Anrufung der Gerichte, etwa im 
Zusammenhang mit Berufsverboten, haftet ja doch etwas “Konservatives” an: Reaktio- 
näre und konterrevolutionäre Tendenzen sollen durch uns bei der Veränderung eines 
bestehenden rechtlichen Status quo behindert und aufgehalten werden. 

Ohne eine Untersuchung des politischen Charakters der bürgerlichen Freiheitsrechte 
und eine nähere strategische Bestimmung unserer Vorstellungen von Sozialismus und 
dem Weg dorthin, kommen wir gerade bei der Auseinandersetzung mit politischer Be- 
hinderung und Unterdrückung leicht zu einer Spaltung unserer politischen Identität 

in “revolutionären” Drang nach Neuem und “konservatives” Beharren auf Verfassungs- 
positionen. 

2, Sozialistische und kommunistische Organisationen, aber auch zum Beispiel die Ge- 
werkschaften, bieten innerverbandlich hinsichtlich der Rolle von Führung und Mitglie- 
dern, hinsichtlich Koalitionsfreiheit und der Äußerung von abweichenden Meinungen 
nach außen vielfach ein nicht eben unseren Vorstellungen von Demokratie entsprechen- 
des Bild. — Der “reale Sozialismus” in der DDR und Osteuropa, aber genauso auch in 
China oder Kuba, ist unter anderem auch durch eine mehr oder weniger weitgehende 
Aufgabe von individuellen und kollektiven politischen Freiheitsrechten gekennzeichnet. 
Müssen — für Disziplin und Effektivität im Kampf um eine neue, bessere Gesellschaft — 
politische Freiheitsrechte zum einen in sozialistischen und kommunistischen Organi- 
sationen, zum anderen in Gewerkschaften, sowie für “Aufbau-” oder Ubergangsperioden 
eingeschränkt oder zeitweise geopfert werden? 

Diese Frage wird in großen Teilen der Linken aber auch der organisierten Arheiter- 
schaft mit graduellen Unterschieden grundsätzlich bejaht. Weniger, was die DDR be- 
trifft, und stärker, was die Gewerkschaften oder eigene Organisationen betrifft. 

Eine fragwürdige Einstellung — und wiederum eine Spaltung unserer politischen Iden- 
tität: Hier bestehen wir auf der Einhaltung politischer Freiheitsrechte durch den Staat; 
dort versuchen wir, eine Einschränkung dieser Freiheiten für innergewerkschaftliche 
Auseinandersetzungen oder etwa für die DDR zu vertreten; beispielsweise was die freie 
Meinungsäußerung gegenüber jedermann betrifft. — Wenn Sozialismus mit Freiheit iden- 
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tisch ist, muß das doch auch für den Kampf um Sozialismus sowie für “den Aufbau” 
des Sozialismus gelten! 


3. Die Einschränkung politischer Freiheitsrechte in der heutigen Phase der kapitalisti- 
schen Entwicklung unserer Gesellschaft ist Folge und Ausdruck eben jenes kapitalistisch 
bestimmten Charakters unserer Gesellschaft. Politische Analysen, die die ökonomischen 
und gesellschaftlichen Hintergründe von politischer Behinderung und Unterdrückung 
benennen, verweisen daher das Ziel einer freiheitlichen Gesellschaft auf die Überwindung 
des Kapitalismus, auf die klassenlose Gesellschaft. Auf das Erreichen dieses Ziels können 
wir aber nicht warten! Daher die wiederum für unsere politische Identität wichtige Fra- 
ge: Wie können wir praktische Gegenwehr bei politischer Behinderung oder Unterdrük- 
kung zusammenbringen mit grundsätzlicher Gesellschaftskritik, die im Grunde nur er- 
klärt, warum es Repression gibt, und die die Abschaffung von politischer Unterdrückung 
an die Abschaffung des Kapitalismus koppeln muß? Wird diese Verbindung nicht gelei- 
stet, so erscheinen aktuelle Teilforderungen, z.B. gegen Bespitzelung, Berufsverbote, 
Zensurmaßnahmen oder Isolation von Inhaftierten als “reformistisch”. 

Diese Fragen zu unserer politischen Identität betreffen sowohl jeden Linken als Einzel- 
person als auch jede sozialistische und kommunistische Organisation. Die eigene politi- 
sche Position, die Möglichkeiten zu bewußter Bündnispolitik und die Glaubhaftigkeit 
gegenüber einer liberalen Öffentlichkeit hängen davon ab, ob es gelingt, uns eine poli- 
tische Identität zu erarbeiten, die weder hinsichtlich ihrer inneren Schlüssigkeit noch 
hinsichtlich politischer Bequemlichkeit die Einschränkung von Freibeiten zuläßt. 


AUSEINANDERSETZUNG MIT “REPRESSION” IN DER ARBEITSGRUPPE 
SOZIALISTISCHES BÜRO 


Einen Rückblick auf die Auseinandersetzung der Arbeitsgruppe Sozialistisches Büro 
mit politischer Behinderung oder Unterdrückung zu halten, richtet den Blick auf einen 
wesentlichen Pfeiler unserer Organisation. Das SB ist seit seiner Gründung Identifika- 
tionspunkt und Sammelbecken von Leuten, 

— die schon in der Bewegung gegen die Notstandsgesetze während der sechziger Jahre 
engagiert waren, 

— die an den Hochschulen gelernt hatten, politische Behinderung und Unterdrückung 
als Ausdruck der Behauptung oder Verteidigung sinnentleerter oder kapitalistischen 
Interessen verhafteter Autorität zu sehen, 

— die als undogmatische, kritische Gewerkschafter bürokratische Strukturen von Ge- 
werkschaften in der Bundesrepublik in Frage stellten, 

— die engstirnigen marxistisch-leninistischen Organisationsformen mißtrauten, und 

— die politische Behinderung oder Unterdrückung in den Ländern des “realen Sozialis- 
mus” kritisierten, ohne selbst die Perspektive des Sozialismus aufzugeben. 


Vor diesem Hintergrund fand “Antirepressionsarbeit” in den verschiedensten Formen 
statt — sowohl als politische Aktion zur Abwehr von Einschränkungen der politischen 
Freiheitsrechte als auch als Kommentierung von reaktionären und konterrevolutionären 
Veränderungen der Rechtsordnung der Bundesrepublik in den Publikationsorganen des 
SB und — mit erheblichen Spendenaufwendungen der Mitglieder und Sympathisanten 
des SB — als Unterstützung von Genossen, die durch politische Unterdrückungsmaßnah- 
men unmittelbar betroffen wurden. 


Die Zeitschriften “links”, “Sozialistische Betriebskorrespondenz” und “express’ waren 
immer auch ein Forum für Fälle von politischer Behinderung und Unterdrückung sowie 
Modelle der Gegenwehr; die Tatsache, daß in der “links” zeitweise auch strategische 
Diskussionen darüber geführt wurden, wird in dem heute aktuell erscheinenden Nach- 
druck von Beiträgen zu dieser Diskussion dokumentiert. Schon aus technischen Gründen 
ist es nicht möglich, den tatsächlichen Umfang dieser Diskussionen wiederzugeben; 
ergänzend sei hier nur an die beiden Sonderhefte der “links” vom Januar 1976 und 
Februar 1977 erinnert. 
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Die finanzielle Unterstiitzung als Solidaritât im Kampf gegen politische Unterdriickung 
und Behinderung in der Öffentlichkeit und in Betrieben ist verbunden mit der Erwâh- 
nung des Arbeiter-Solidaritâtsfonds, der Günther-Amendt-Solidaritätssammlung — 
Giinther Amendt war nach einer Demonstration zur Zahlung von 72.000 DM verur- 
teilt worden —, dem auf dem Pfingskongref 1976 begründeten Antirepressions- und 
Rotarbeitsfonds sowie den Spendenaktionen zur Unterstiitzung des 3. Internationalen 
R ussell-Tribunals über Menschenrechtsverletzungen durch politische Behinderung oder 
Unterdrückung in der Bundesrepublik. 


Der Pfingstkongreß 1976 in Frankfurt gegen politische Unterdrückung und ökonomi- 
sche Ausbeutung durchgeführt und vorbereitet von der Arbeitsgruppe Sozialistisches 
Büro, war sowohl die wichtigste Manifestation der radikalen Linken gegen politische 
Behinderung und Unterdrückung in der Bundesrepublik in der zweiten Hälfte der sieb- 
ziger Jahre als auch das wohl wichtigste Ereignis der kurzen SB-Geschichte. Erstmals 
wurde die Vorbereitung einer nationalen politischen Aktion von zahlreichen Gruppen 
in ebenso zahlreichen Orten der Bundesrepublik getragen. In der Folge des Kongresses 
entstanden in vielen Orten weitere SB-Gruppen. Hinsichtlich der Differenziertheit der 
Auseinandersetzung mit politischer Behinderung und Unterdrückung auf dem Pfingst- 
kongreß seien hier nur die Arbeitsgruppen genannt, die das Spektrum widerspiegeln: 
Betrieb und Gewerkschaft, Öffentlicher Dienst, Schule, Jugend, Hochschule, Frauen, 
Medien und Öffentlichkeit, Bürgerinitiativen, Stadtteilarbeit und Antimilitarismus. 
Neben der Auseinandersetzung mit der konkreten Erscheinungsform der Repression 
fand die strategische Diskussion, die Erörterung von Selbstrepression sowie die Erörte- 
rung der Alternativzeitungskonzepte zur Schaffung einer Gegenöffentlichkeit statt. 


Stand beim Pfingstkongreß eine Manifestation der Linken und die Weiterentwicklung 
des SB sowie die volle Breite der Auseinandersetzung mit politischer Behinderung und 
Unterdrückung im Vordergrund, so hatte die Aktivität des SB im Zusammenhang mit 
dem 3. Internationalen Russell-Tribunal einen anderen Charakter. Bestimmte, in Form 
eines Tribunals verhandelbare Tatbestände politischer Behinderung und Unterdrückung 
bei der Ausübung von Menschenrechten in der Bundesrepublik standen zur Diskussion. 
Von der Arbeitsgruppe Sozialistisches Büro wesentlich initiiert und unterstützt, wurde 
das Tribunal von einer internationalen Jury getragen, die über das linke Spektrum in 
der Bundesrepublik hinaus politisch wirksam agieren konnte. 

Für das SB hatte die Verbindung mit einem Russell-Tribunal über die Situation im 

eigenen Land eine besondere Bedeutung: 

& zum einen fand die Auseinandersetzung mit politischer Behinderung und Unterdrük- 
kung durch den Staat in der Bundesrepublik eine Form, die insbesondere auf eine 
liberale Öffentlichkeit und deren Auftreten sowie auf ausländische Solidarität zielte; 

® zum anderen standen erstmals politische Bündnismöglichkeiten und Bündnisperspek- 
tiven sowohl mit anderen linken Organisationen als auch mit Liberalen praktisch 
auf der Tagesordnung. 

Beides bedeutete ein politisches Aus-Sich-Herausgehen des SB und seiner lokalen Grup- 

pen, die sich nicht mehr nur mit sich selbst und ihrer Einwirkung auf ein linkes Minder- 

heiten-Spektrum begnügten, sondern an eine breite Öffentlichkeit traten. Die Erfah- 
rungen dieser politischen Arbeit sind noch weitgehend unverarbeitet. Mancherorts sind 

Initiativen zur Unterstützung des Russell-Tribunals, in denen mehrere Organisationen 

mitgearbeitet haben, schon vor der 2. Sitzungsperiode auseinandergefallen; andernorts 

bestehen noch heute Arbeitskreise, die Fälle von politischer Behinderung oder Unter- 
drückung am Ort aufgreifen. Die in der Einleitung genannten Probleme unserer politi- 
schen Identität als Sozialisten sind für viele die Quelle von Schwierigkeiten bei der Un- 
terstützung des Russell-Tribunals und in der Zusammenarbeit mit linken und liberalen 

Gruppen gewesen. Hinsichtlich einer Kritik an bürokratischen Strukturen in Gewerk- 

schaften in der Bundesrepublik sind aber auch zum Beispiel Probleme der politischen 

Identität von Jungsozialisten in der SPD, Falken und anderen deutlich geworden, die 

sich an einer Kritik auch an den Gewerkschaften nicht beteiligen wollten. 


Schließlich gehört in einen Rückblick auf “Antirepressionsarbeit” der Arbeitsgruppe 
Sozialistisches Büro auch die Selbstverteidigung gegen die Erwähnung des SB im Ver- 
fassungsschutzbericht des Bundesinnenministeriums. Durch den — vom damaligen Ar- 
beitsausschuß der Arbeitsgruppe Sozialistisches Büro erbetenen — Brief von Helmut 
Gollwitzer und Wolf-Dieter Narr an sozial- und freidemokratische Bundestagsabgeord- 
nete wurde erstmals der eigene Nabel als auch für andere wichtig und als exemplarisch 
betroffen dargestellt; und dies geschah wiederum nicht adressiert an ein minderheitli- 
ches linkes Spektrum, sondern gegenüber den Mitgliedern der die Regierung tragenden, 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion. Das Echo von Leuten außerhalb des SB kann 
zusammengefaßt werden als Bestätigung der politischen Existenzberechtigung einer Or- 
ganisation wie des SB, einer tendenziellen Zurücknahme der Diskreditierung des SB 
durch die Formulierung des Verfassungsschutzberichtes und einer Kritik von linken 
Organisationen an der Selbstverteidigung des SB ohne vorherige Absprache mit ande- 
ren ebenfalls betroffenen Organisationen. 


Das Echo innerhalb des SB auf die Vorgehensweise des Arbeitsausschusses sowie die 
Abfassung des Briefes durch Gollwitzer/Narr war gespalten: Zum einen gab es Kritik 
an einer Position, die sich selbst verteidigt, ohne die gesamte betroffene Linke einzube- 
ziehen, sowie Kritik daran, daß durch eine vordergründig auf den Verfassungsschutzbe- 
richt bezogene Formulierung grundsätzliche, staats- und gesellschaftskritische Positio- 
nen aufgegeben würden; zum anderen wurde die Aktion als beispielhafte Selbstvertei- 
digung unterstützt. Pragmatischer Realitätsbezug und Überlegungen zur praktischen 
Nützlichkeit einer Argumentation standen dabei im Vordergrund, denn Selbstbestäti- 
gung und gemeinsame Einigelung in einem linken Ghetto helfen wenig, wenn Solidari- 
tät und Hilfe einer liberalen Öffentlichkeit gebraucht wird. 


Aus welchen Quellen gespeist auch immer, ist Auseinandersetzung mit politischer Be- 
hinderung und Unterdrückung für uns nicht auf den staatlichen Bereich oder gar die 
Berufsverbote eingeengt gewesen; Repression ist im Grunde immer als umfassender 
Komplex, als Manifestation der kapitalistischen Gesellschaft in Staat und Betrieb sowie 
als Machtmittel bürokratischer Autorität in Schule und Hochschule begriffen worden. 
Repressive Momente in Organisationen der Arbeiterschaft wie auch der Linken und 
erst recht im “realen Sozialismus” haben wir nicht von Kritik ausgespart. 

In neueren Diskussionen schließlich ist Repression auch als die gewaltförmige Verge- 
sellschaftung des politischen Bewußtsein der Staatsbürger aufgefaßt worden; dieser 
auf den politischen Verstand zielende Vergesellschaftungsprozeß geht parallel mit der 
zerstörerischen kapitalistischen Vergesellschaftung der inneren und äußeren Natur des 
Menschen. Die Tatsache, daß zur Durchsetzung der kapitalistischen Vergesellschaftung 
der Natur politische Behinderung und Unterdrückung eingesetzt werden, ist durch das 
Vorgehen des Staates und der Industrie gegen die Ökologie-Bewegung mit Nachdruck 
vorgeführt worden. 


Die Diskussion über sozialistische Politik und Ökologie-Bewegung hinkt auch im SB 
noch weit hinter der politischen Praxis zahlreicher Genossen hinterher. Für die Okolo- 
gie-Bewegung haben politische Behinderung und Unterdrückung vordergründig etwas 
mit Macht und politischer Durchsetzungsfähigkeit zu tun; für Sozialisten steckt mehr 
dahinter: 


DEMOKRATIE, BÜRGERLICHER RECHTSSTAAT UND SOZIALISMUS 


Was verstehen wir eigentlich darunter, wenn wir von Demokratie sprechen? Die Rech- 
ten haben es da leicht: Demokratie ist das, was im Grundgesetz steht, und was du in 
der erfahrbaren politischen Realität der Bundesrepublik Deutschland vorfindest. Ver- 
suchen wir uns innerhalb der Linken und Liberalen an Bestimmungen, in denen das, 
was wir unter Demokratie verstehen, enthalten ist, dann fällt es schwer, Einigkeit zu 
erzielen. Die in ihrer Art richtigen und in sich stimmigen Begriffsbestimmungen des 
Worts Demokratie sind vielfältig; für die Weite des Spektrums mögen hier zwei extre- 
me Argumentationen stehen: 
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— Demokratie ist der adäquate politische Ausdruck der kapitalistischen Gesellschaft: 
jeder trägt auch politisch zu Markte, was er anzubieten hat und was seinem Interesse 
entspricht; dabei tritt er in Konkurrenz zu jedem anderen Staatsbürger, der das Glei- 
che tut. Dies gilt für Individuen und Gruppen, deren Vertreter sich im Parlament be- 
gegnen. Demokratie ist gesetzt durch die Freiheit von Individuen und Gruppen, sich 
in Gestalt der konkurrierenden Interessen und des Interessenausgleichs je nach Durch- 
setzungsfähigkeit miteinander zu arrangieren. Die Rechtsordnung legt die Form des 
politischen und materiellen Austausch- und Ausgleichsprozesses fest. 

— Demokratie ist die volle Verwirklichung der Freiheit aller Individuen und Gruppen 
der Gesellschaft unter gleichmäßiger Rücksichtnahme und gleich verteilten Rechten 
und Pflichten, die sich an Fähigkeiten und Bedürfnissen orientieren. Demokratie ist 
die politische Ausdrucksform der klassenlosen Gesellschaft. 

Bei oberflächlicher Betrachtung ist die erste Definition als materialistisch, die zweite 

als idealistisch zu qualifizieren. Geht es uns aber nicht um die Kategorisierung von Be- 

griffen und Definitionen, sondern um die Klärung der politisch relevanten Frage, so ist 
die Spannung zwischen beiden Definitionen produktiv. 


Die bürgerliche parlamentarische Demokratie mit ihrer Rechtsordnung ist ein histori- 
sches Produkt, das in Deutschland seit etwa 130 Jahren sein Gesicht laufend verändert. 
Zum Grundbestand gehören die Abgrenzungen gegenüber Feudalismus und Leibeigen- 
schaft, das Recht auf Privateigentum an Produktionsmitteln, Grund und Boden sowie 
das Prinzip der Vertretung der Staatsbürger beim politischen Geschäft durch Parlamen- 
te. Die jeweils aktuelle Prägung erfährt die Demokratie im wesentlichen aus zwei Rich- 
tungen: zum einen durch die Erfordernisse der Kapitalverwertung, die den gesamten Pro- 
duktions- und Reproduktionsbereich prägen, und zum anderen durch Kämpfe der ab- 
hängig Arbeitenden und Unterprivilegierten. Durch diese Beweglichkeit hinsichtlich 
des politischen Interessenausgleichs gewährleistet die politische Form der parlamentari- 
schen Demokratie den Erhalt und die Stabilität der gesellschaftlichen Verhältnisse: 
Jeder ist ja vor dem Gesetz gleich. 

Die formelle Gleichsetzung jedes Bürgers vor dem Gesetz verdeutlicht den Kern der 
bürgerlichen Freiheiten: Aus dem ökonomisch freien Arbeiter (gegenüber dem früheren 
Leibeigenen) macht die bürgerliche Rechtsordnung den freien und gleichen Bürger — 
nur ein freier Mann kann seine Arbeitskraft verkaufen, und gleich muß er sein, um 
seinem “Arbeitgeber” gegenüber zu treten. 

Die formelle Gleichsetzung der Bürger vor dem Gesetz tritt im politischen Bereich vor 
die durch materielle Verhältnisse — z.B. das Privateigentum an Produktionsmitteln — 
gesetzte reale Ungleichheit der Bürger. Der Begriff der Macht wird ideologisch eliminiert, 
bzw. Macht wird immer nur als stellvertretend ausgeübte Volksmacht dargestellt. 

In Deutschland war es gerade die Arbeiterbewegung, also die linken Kräfte, die am 
offensivsten die Durchsetzung dieser Demokratie forderten und schließlich auch zu ih- 
rer Verwirklichung beitrugen. Nicht das Bürgertum, das stets demokratiefeindlich war 
und sich erst spät mit dieser Demokratie identifizierte, war Träger der sozialen Bewe- 
gung zur Demokratisierung der Gesellschaft; hier standen vielmehr sozialistische und 
linksliberale Kreise der Arbeiterschaft und der Intellektuellen im Vordergrund. Diese 
mußten einmal gewonnene politische Freiheitsrechte immer wieder gegenüber der 
reaktionären und traditionell antidemokratischen Bourgeoisie verteidigen. 

Die Tatsache, daß Gleichsetzung in der Rechtsordnung nur formell erfolgt, führt dazu, 
daß die dem Individuum eingeräumten Rechte objektiv und subjektiv vollkommen 
unterschiedlich von den einzelnen Bürgern und Gruppen der Gesellschaft wahrgenom- 
men werden können. Man denke nur an die Folgen für reale Ungleichheit der Bürger, 
die mit Besitz oder Nichtbesitz an Produktionsmitteln bzw. Verfügung darüber, mit 
Grundbesitz und Wohnabhängigkeit und selbst mit einem so äußerlichen Charakteristi- 
kum der Menschen wie Gymnasialbildung und Hauptschulbildung verbunden sind. 


Die gegeniiber dem Feudalismus so fortschrittliche formelle Gleichsetzung der Biirger 

vor dem Gesetz zeigt hier ihren Pferdefuß: Die formelle Gleichsetzung der materiell 

und konstitutionell so unterschiedlich Ausgerüsteten ermöglicht die dauernde Benach- 
teiligung der einen und Begünstigung der anderen. 

Solange es reale Ungleichheit in der Gesellschaft gibt, ist der Gleichheitssatz des bürger- 
lichen Rechts Ausdruck und Teil einer Herrschaftsordnung, die Klassenherrschaft si- 

chert. Damit wird der Kern unseres Problems als Sozialisten deutlich: Unsere Gesell- 
schaftskritik zielt auf die materielle Ungleichheit; nach deren Aufhebung wird aus der Klas- 
sengesellschaft die klassenlose Gesellschaft, wird aus Klassenherrschaft die bewußte 
politische Aktion der Gemeinschaft aller Gleichen. 


Was für das Recht aller Bürger, vor dem Gesetz als gleich angeschen zu werden, gesagt 
wurde, gilt praktisch für alle Freiheitsrechte der bürgerlichen Gesellschaft: In der for- 
mellen Regelung, die lediglich gegenüber dem Feudalismus fortschrittlich war und heu- 
te wenige begünstigt und viele benachteiligt, stabilisieren sie den gesellschaftlichen 
Status quo. 

Ein Mißverständnis freilich gilt es zu vermeiden; formelle Regelungen sind real wirksam: 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit, Recht auf Strafverteidigung, Schutz der Privat- 
sphäre u.a. gelten schon für alle Bürger; unterscheidend wirkt, was für den einzelnen 
sein Recht bedeutet, und wie er es realisieren kann. 


Insoweit es bisher hier darzustellen versucht wurde, ist Demokratie und bürgerliche 
Rechtsordnung eng verwoben mit dem kapitalistischen Charakter unserer Gesellschaft. 
Aber da die Akteure der Gesellschaft Menschen sind und kein mechanisches Räderwerk, 
kann sich das Interesse an Kapitalverwertung nicht bruchlos durchsetzen. Die Zerstö- 
rung der Arbeitskraft, der inneren und äußeren Natur des Menschen durch den kapita- 
listischen Produktionsprozeß macht Gegenwehr notwendig; und so haben auch Er- 
rungenschaften der Arbeiterbewegung und aktuell der Ökologie-Bewegung ihren Platz 
bei der Erhaltung der Lebensgrundlagen, ohne die weder die kapitalistische noch eine 
sozialistische Gesellschaft existieren kann. 

Formelles Freiheitsrecht wird also nicht nur in der Teilnahme am ökonomischen Pro- 
zeß (Arbeit — Lohn — Warenkauf) realisiert, sondern auch durch die bewußte politische 
Aktion von abhängig Arbeitenden und Unterprivilegierten. Dafür spielen politische 
Kräfteverhältnisse und das gesellschaftliche Bewußtsein über die ökonomischen Grund- 
lagen des politischen Prozesses eine wesentliche Rolle. Beides prägt das aktuelle Erschei- 
nungsbild der bürgerlichen Demokratie als eher freiheitlich oder cher autoritär. 

Ist die materiell gesetzte Ungleichheit im politischen Bewußtsein obenauf, so ermöglicht 
dies liberale Modifikationen der Rechtsordnung und graduelle Verbesserungen der ma- 
teriellen und politischen Situation der abhängig Arbeitenden und Unterprivilegierten. 
Kann dagegen die materielle Ungleichheit im politischen Bewußtsein in den Hintergrund 
gedrängt werden, so ist dies allemal den Stärkeren Gelegenheit, ihren Vorteil — ver- 
zerrt als Gemeinwohl — durchzusetzen. Freiheitsrechte unterliegen so — ursprünglich 
gesetzt als Voraussetzung kapitalistischer Produktionsweise und des bürgerlichen poli- 
tischen Lebens — Veränderungen, die stetig die aktuelle Rechtslage aktuellen politi- 
schen Kräfteverhältnissen anpassen. Die Tatsache, daß diese Veränderungen an bürger- 
lichen Freiheitsrechten auch die Möglichkeiten zukünftiger Verbesserungen der Lage 
der abhängig Arbeitenden und Unterprivilegierten prägen, wird durch die Praxis politi- 
scher Behinderung und Unterdrückung verdeutlicht. 

Die Nutzung politischer Freiheitsrechte jenseits ihrer Ausgleichsfunktion für den bür- 
gerlichen politischen Prozeß ist prinzipiell politisch möglich, weil die auf — zwar un- 
gleichen aber immerhin auf Tausch aufgebaute Gesellschaft den Individuen und Grup- 
pen konstitutionelle Freiheiten einriumen muß: Sklaven oder Leibeigene eben sind 
keine Partner für Kapitalisten. 


An der Tatsache, daß der Kapitalismus die Wiege der bürgerlichen Freiheiten und der 
Demokratie ist, führt kein Weg vorbei; wird aber massenhaft bewußt, daß die Gleich- 
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heit nur formell ist und dab die Wahrnehmung von Freiheit an der materiellen Lage 
der Abhängigen scheitert, dann können die Abhängigen und Unterprivilegierten ihr 
Freiheitsrecht auch zur Beseitigung ihrer Abhängigkeit und Schwäche einsetzen. Frei- 
heit, in dem Spannungsfeld zwischen Entfaltung der Persönlichkeit des Individuums 
und gesellschaftlich notwendiger Teilnahme am politischen und ökonomischen Pro- 
zeß, gewinnt Sprengkraft, wenn die innere und äußere Natur, die Lebensmöglichkeiten 
der abhängigen und unterprivilegierten Individuen zerstört werden. In diesem Zusam- 
menhang findet Repression als Abbau auch formeller Freiheit von oben statt: Sie 

zielt nicht nur auf Einschüchterung der Arbeiter, sondern sie muß jede mögliche Wider- 
standsäußerung kriminalisieren. Der staatliche Gewaltapparat vom Verfassungsschutz 
bis Stammheim ist zur Genüge beschrieben und analysiert; fast schon achselzuckend 
werden immer neue Einschränkungen von bürgerlichen Freiheiten heute von uns wahr- 
genommen; Gegenwehr bleibt bislang entweder punktuell oder papieren. 

Diese theoretischen Überlegungen mögen zwei Dinge deutlich machen: 


1. Repression — wie wir sie in der Bundesrepublik erleben — ist genauso wie die ur- 
sprüngliche Herausbildung der politischen Freiheitsrechte Ausdruck der kapitalisti- 
schen Gesellschaftsstruktur. Politische Arbeit, die diesen Zusammenhang kennt, argu- 
mentiert auch im Zusammenhang mit den Freiheitsrechten antikapitalistisch; ihr sind 
die Freiheitsrechte kein Selbstzweck, sondern Positionen im Kampf um eine bessere 
Gesellschaft. 

2. Freiheitsrechte markieren Frontstellungen in der Auseinandersetzung zwischen 
Herrschenden und Abhängigen bzw. Unterprivilegierten. Diese zu halten und neue 
Freiheiten zu ertrotzen, heißt, die Herrschenden praktisch zu bekämpfen. 


Sozialismus bedeutet nichts anderes als die Aufhebung der materiellen Ungleichheit der 
Individuen und Gruppen der Gesellschaft. Formelle Freiheitsregelungen im Sozialis- 
mus stimmen mit der materiellen Situation der Menschen überein. Gleichheit heißt 
dann, daß konstitutionelle Unterschiede zwischen den Menschen nicht durch formelle 
Gleichsetzung des einen zur Schwäche und den anderen zur Stärke gereichen, sondern 
daß allen ihren Fähigkeiten und Bedürfnissen entsprechende Möglichkeiten zur freien 
Entfaltung ihrer Persönlichkeit eingeräumt werden. 

Die klassenlose Gesellschaft wird man gerade daran erkennen, daß die Menschen nicht 
nur gleiche Rechte haben, sondern diese auch in gleicher Weise realisieren können. 
Zugleich gilt umgekehrt, daß jede Einschränkung von Freiheitsrechten als Ausdruck 
von Klassenherrschaft angesehen werden kann. Sei dies nun eine kapitalistische, eine 
bürokratische, eine feudale, eine koloniale oder nachkoloniale Klassengesellschaft — 
immer sind formelle Freiheiten, die im Widerspruch zu realer Ungleichheit stehen, und 
sind die politische Behinderung und Unterdrückung von Einzelnen und Gruppen der 
Gesellschaft Ausdruck der Bereicherung und Herrschaft von wenigen über das Heer 

der Abhängigen, Ausgebeuteten und Unterprivilegierten. 

Der Vorwurf der Klassenherrschaft gilt damit auch den Ländern des “realen Sozialis- 
mus”; durch seine Benennung als Sozialismus, durch die auf Lenin zurückgehenden 
Vorstellungen der Rolle einer Avantgarde im gesellschaftlichen Befreiungsprozeß, 
schadet der “reale Sozialismus” unserer Bestimmung der Perspektive einer klassenlosen 
Gesellschaft unermeßlich. Lernten die Bürger der Bundesrepublik in einem nachgeholten 
bürgerlichen Antifaschismus in den frühen fünfziger Jahren, auf formellen Freiheitsrech-- 
ten zu bestehen — ein Prozeß, der politisch der Konstituierung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft aus dem Feudalismus ähnlich war —, so war es für die Herrschenden ein 
Leichtes, mit dem Hinweis auf fehlende Freiheitsrechte in der DDR bürgerlichen Anti- 
faschismus und bürgerlichen Antikommunismus zu verschmelzen. Auf die fatalen Fol- 
gen, die dies bis heute für die westdeutsche Linke hat, braucht hier nicht eingegangen 
zu werden. 

Die Produktionsverhältnisse im “realen Sozialismus” haben die Unfreiheit der Bürger 
zur Voraussetzung. Planwirtschaft ist erst dann die ökonomische Grundlage einer 
sozialistischen Gesellschaft, wenn die Planung demokratisch von unten organisiert ist. 
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Biirokratische Planung — wie in den Staaten des Rates fiir gegenseitige Wirtschaftshilfe 

— beläßt, ja braucht die Menschen unfrei. Wären die Staatsbürger im “realen Sozialismus” 
dagegen selbst freie Träger einer demokratischen Wirtschaftsplanung und politischen 
Herrschaft, dann würden diese Staaten ihrem und unserem Anspruch gerecht. 

Wo aber zur Stabilisierung von Herrschaft die politische Behinderung und Unterdrük- 
kung notwendig ist, kann von Sozialismus oder klassenloser Gesellschaft keine Rede 


sein. 


SOZIALISTISCHE POLITIK UND POLITISCHE FREIHEITSRECHTE 


Sozialistische Politik im Bereich der politischen Freiheitsrechte muß zwei Ansprüchen 

genügen: 

— zum einen gilt es, effektiv Widerstand gegen Repression zu leisten und zu organisie- 
ren, denn sozialistische Politik steht und fällt mit der Existenz von Grundfreiheiten, 
von politischen Handlungsräumen! Durch Bündnisse und Aktionseinheiten kann es 
gelingen, soweit in die bürgerliche Öffentlichkeit hineinzuwirken bzw. eine Gegenöf- 
fentlichkeit den Herrschenden gegenüberzustellen, daß wir zu so etwas wie einer 


“politischen Kraft” werden; 
— zum anderen müssen wir versuchen, politische Behinderung und Unterdrückung nicht 


allein als willkürliche politische Maßnahme, sondern als Ausdruck kapitalistischer 

Staatsfunktion zu verdeutlichen; damit ist nicht die plumpe Wendung gemeint: 

Jede Form politischer Repression ziele letztendlich auf sich erhebende Proletariermas- 

sen; vielmehr geht es um die Erklärung von Repression aus den Maßnahmen des 

Staates, die der totalen, zerstörerischen Vergesellschaftung der inneren und äußeren 

Natur des Menschen durch das Kapital den Weg bahnen. 
Die Diskussion über Repression als Ausdruck kapitalistischer Staatsfunktion ist wesent- 
lich für unsere politische Positionsbestimmung. Mit dem Hinweis auf den historischen 
Charakter der Freiheitsrechte und ihre ökonomische Funktion ist für diese Diskussion 
erst ein Ansatzpunkt benannt; weitere sind den Artikeln zu entnehmen, die in dieser 
Broschüre zusammengestellt wurden. Die Tatsache, daß wir an unserer politischen Posi- 
tion arbeiten müssen, ist während der Unterstützung des 3. Internationalen Russell- 
Tribunals überdeutlich geworden: Bündnisfähig mit linken und liberalen Gruppierungen 
sind wir nur insoweit als wir unser politisches Ich kennen; sonst müssen wir an Ver- 
schmelzungsängsten leiden, oder wir sehen jeweils unseren Bündnispartnern politisch 
ähnlicher aus als uns in der Arbeitsgruppe Sozialistisches Büro untereinander. 


Schließlich gibt uns auch ein größeres Ausmaß an Selbstverständigung in grundsätzli- 
chen politischen Fragen eine größere Selbstsicherheit; dies könnte ein Schutz davor 
sein, in im Einzelfall mangelhaft aufgezeigten politischen Bezug auf Grundfragen be- 
reits eine Aufgabe von sozialistischen Grundsatzpositionen zu unterstellen, wie dies etwa 
in der Diskussion über die Selbstverteidigung des SB gegenüber dem Verfassungsschutz- 
bericht geschehen ist. 

Über die praktischen Fragen sozialistischer Politik im Bereich der Freiheitsrechte kann 
im Grunde keine besondere, von den Orten, an denen die politische Arbeit von Sozia- 
listen stattfindet, abgetrennte Diskussion erfolgen. Dieser Bereich bleibt notwendig 
aufgesetzt und uns selbst fremd, wenn wir ihn nicht im Zusammenhang unserer Arbeit 
in Beruf, Gewerkschaft, Alternative oder politischer Organisation sehen. 


Sektiererische Grabenkämpfe, etwa darum, ob nun “Demokratie” ein Element des 
Kapitalismus oder des Sozialismus ist, leben davon, daß sie abseits politisch-praktischen 
Kampfes geführt werden. Wenn also diese Broschüre Teil des Versuchs ist, wieder grund- 
sätzliche Diskussionen über das Thema “Sozialisten und Demokratie” zu fördern, dann 
kann diese Diskussion doch nur fruchtbar werden, wenn wir unsere alltäglichen Erfah- 
rungen, den Ort unserer politischen Praxis und unsere persönliche politische Entwick- 
lung mit ins Auge fassen. 


Michael Krawinkel/Thomas Schenk 


Elmar Altvater/Christel Neusüß 


THESEN ZUM ZUSAMMENHANG VON OKONOMISCHER KRISE 
UND POLITISCHER UNTERDRÜCKUNG 


1. Verschärfung politischer Unterdrückung 
unter einer SPD-FDP-Regierung 


In der ökonomischen Krise, welche die Legiti- 
mität der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
als einer fortschrittlichen Produktionsweise von 
Grund auf in Frage stellt, wird die Form der po- 
litischen Demokratie für die herrschende Klasse 
zum Problem. Sofern die Arbeiterklasse sich die 
sogenannten staatsbürgerlichen Rechte histo- 
risch erkämpft hat; Pressefreiheit, Versamm- 
lungsfreiheit, Recht auf freie Meinungsäuße- 
rung, Vereinigungsfreiheit, allgemeines Wahl- 
recht als gesicherte Rechte gelten, bilden diese 
Rechte selbst wieder wesentliche Vorausset- 
zungen dafür, den sich entfaltenden Klassen- 
antagonismus zu formulieren und auf’der ge- 
sellschaftlichen und politischen Ebene in 
Machtpositionen gegen die herrschende kapita- 
listische Klasse zu wandeln. In der Hand der 
Arbeiterklasse handelt es sich demnach bei 
diesen Rechten nicht mehr um bloß staats- 
bürgerliche, sondern, wie gerade der Faschis- 
mus gezeigt hat, um Voraussetzungen der ge- 
sellschaftlichen Organisierung der Klasse ge- 
gen die Kapitalherrschaft. Gerade unter den 
Bedingungen der ökonomischen Krise, in der 
das gesellschaftliche Gewaltverhältnis in rück- 
sichtslosen, auch politischen Entlassungen, in 
Dequalifikation, Verschlechterung der Arbeits- 
bedingungen, Lohnsenkung in unmißverständ- 
licher Deutlichkeit hervortritt, sind gesicherte 
„staatsbürgerliche“ Rechte eine entscheidende 
Voraussetzung dafür, daß die Lohnarbeiter 
überhaupt Widerstand entfalten können. Denn 
ihre vergleichsweise günstige Ökonomische 
Machtposition, welche aufgrund der Knapp- 
heit von Arbeitskräften in der Prosperität ge- 
geben war, ist dahin. Ihre Organisierung als 
Klasse ist die Voraussetzung ihrer Machtent- 
faltung gegenüber dem Kapital. Diese ist 
wiederum nur unter Bedingungen der politi- 
schen Demokratie möglich. 

Andererseits ist die Verelendung der Arbeiter- 
klasse selbst ein Mittel unter anderen, mit 


denen das Kapital seine Krise zu lösen sucht. 
Der Versuch der bürgerlichen Klasse und des 
bürgerlichen Staates, die demokratischen Rechte 
abzubauen, der Versuch der Arbeiterklasse, sie 
mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
zu verteidigen,ist ein entscheidender Teil des 
Klassenkampfes in der Krise. Für den Ausgang 
dieses Klassenkampfes ist das Kräfteverhält- 
nis der Kämpfenden entscheidend. 


So wenigstens sähe der Zusammenhang von 
ökonomischer Krise und politischer Unter- 
drückung unter den Bedingungen historisch 
entfalteter Klassenorganisierung aus. Sehen 
wir uns demgegenüber die Verhältnisse in der 
BRD an. Unter einer SPD-FDP-Regierung hat 
sich ein Ausmaß an politischer Unter- 
drückung entwickelt, wie es in Frankreich und 
Italien, wo Parteien der bürgerlichen Klasse an 
der Macht sind, nicht erreicht wird. Nur das 
nach wie vor faschistische Spanien übertrumpft 
gegenwärtig die BRD in diesem Punkt. Und 
diese Zustände herrschen angesichts der 
sprichwörtlichen „Stabilität“ der westdeut- 
schen Klassengesellschaft, wo eine Bedrohung 
der politischen und ökonomischen Herrschaft 
der Bourgeoisie nicht in Sicht ist. In den 
Bundesländern, in denen die CDU/CSU die Re- 
gierungsverantwortung hat, muß nicht lange 
nach Vermittlungen zwischen ökonomischer 
Krise und politischer Unterdrückung gesucht 
werden. Der Zusammenhang liegt vom Charak- 
ter der Partei als Partei der bürgerlichen Klasse 
auf der Hand. Zum Problem allerdings wird die 
Tatsache, daß die SPD in der Regierungsver- 
antwortung politische Unterdrückung ebenso 
praktiziert wie die CDU, daß diese Unter- 
drückung bis in die Organisationen der Lohn- 
abhängigen selbst geht, indem versucht wird, 
die Gewerkschaftsmitglieder auf die kapitalisti- 
sche Gesellschaftsordnung zu verpflichten, ver- 
bale und praktische Kritik an einer sozialpart- 
nerschaftlich, SPD-regierungspolitisch orien- 
tierten Gewerkschaftspolitik in den Betrieben 
und in der Organisation als gewerkschafts- 
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schâdigendes Verhalten mit Ausschlußdrohung 
zu sanktionieren. 

Nun läge es nahe, einfach zu sagen, die SPD 
sei eben eine Partei der bürgerlichen Klasse. 
Aber dagegen steht die Tatsache, daß sie nach 
wie vor vom größten Teil der industriellen 
Lohnarbeiter gewählt wird, und an diese Wähler 
wenn schon nicht über die Mitgliederstruktur, 
so doch über den Mechanismus der Wahlen ge- 
bunden ist. Nach wie vor gibt es auch Indivi- 
duen in der Partei, die auf die Möglichkeit einer 
sozialistischen Wende der SPD hoffen. Eine 
durch Tradition, Mitgliederstruktur, Wählerre- 
servoir usw. eindeutig festgelegte bürgerliche 
Klassenpartei ist demnach die SPD nicht. Ihre 
Politik hat bei aller Verselbständigung der Or- 
ganisation ihre Basis im Charakter der Arbei- 
terbewegung der BRD, und selbst die gegen- 
wärtige Politik kann noch auf zumindest partiel- 
les Einverständnis bei der Masse der industriel- 
len Lohnarbeiter spekulieren. 

Es gibt noch eine andere Argumentation, die 
eine wesentliche Rolle bei der Ver- 
pflichtung der Parteilinken auf die rechtssozial- 
demokratische Regierungspolitik spielt: Der 
Verweis auf den Druck der CDU, demgegen- 
über die Partei sich nur wahlfähig halten könne, 
wenn sie sich nach rechts hin profiliere. Eine 
solche Erklärung unterstellt, daß die SPD in der 
Regierung überhaupt keine selbständige Po- 
litik machen könne. Sie geht davon aus, daß 
auch eine SPD-Regierung mit unumgänglicher 
Notwendigkeit die Funktionen des bürgerlichen 
Staatse als Unterdrückungsapparat voll wahr- 
nehmen müsse. Sie kann nicht mehr einsichtig 
machen, worin der Vorteil einer SPD- gegen- 
über einer CDU-Regierung liegen könne und 
steht hilflos vor dem Problem des Abdriftens 
von Arbeiterwählern zur CDU. 


2. Unterdrückung einer Minderheit 
als Moment des politischen Krisen- 
managements der Sozialdemokratie 


Trotz der schon sehr weitgehenden Einschrän- 
kungen demokratischer Rechte, wie sie etwa im 
Zusammenhang der Berufsverbote praktiziert 
werden, wäre es falsch, von massenhafter poli- 
tischer Unterdrückung der Lohnarbeiter zu re- 
den. Die von der SPD und innerhalb der Ge- 
werkschaften praktizierte politische Repression 
richtet sich ihrem eigenen Selbstverständnis 
nach gegen unbedeutende linke Minderheiten, 
die das Gelingen eines neuen, von der Sozial- 
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demokratie konzipierten Krisenmanagements 
in Frage stellen könnten. 

Die Erfahrung der Sozialdemokratie, daß ent- 
gegen der lauthals verkündeten Fähigkeit zur 
staatlich organisierten „Verstetigung des 
Wachstums“ auch eine SPD-Regierung nicht in 
der Lage ist, Krisen zu verhindern, die Erfah- 
rung des Scheiterns eines so orientierten ôko- 
nomischen Krisenmanagements treibt die Re- 
gierungspolitik der SPD in eine Konzeption des 
politischen Krisenmanagements. Dieses soll die 
fehlgeschlagenen ökonomischen Regulierungs- 
versuche kompensieren. So heißt es im Orien- 
tierungsrahmen 1985: „Die Notwendigkeit, daß 
der Staat durch autoritative Eingriffe und Re- 
gulierungen die gesellschaftlichen Konflikte be- 
frieden muß, nimmt zu.“ 

Es müsse „verhindert werden, daß die drohen- 
de Krise unvermeidlich zu einer Krise des po- 
litischen Systems werde,“ schreibt der SPD- 
Planungsstratege Fritz W. Scharpf. Die Ge- 
werkschaften ruft er zum Verzicht auf „Vertei- 
lungskonflikte“ auf, d.h. im Ergebnis zum Ver- 
zicht auf die Verteidigung des erreichten Le- 
bensniveaus und der Arbeitsplätze, da soziale 
Unruhen die Gefahr des Faschismus heraufbe- 
schwören könnten. Er schlägt ein sogenanntes 
„solidarisches“ Konzept der Krisenlösung und 
Problembewältigung vor. „Gemeinsame Pla- 
nungseinrichtungen zwischen Staat, Wirtschaft 
und Gewerkschaft“ seien nötig. Eine solche 
Partnerschaft dürfe nicht „politisch in Frage ge- 
stellt werden“. 

In diesem Sinne sieht der OR 85 für die Ge- 
werkschaften vor allem „Ordnungsfunktionen“ 
vor. Sie sollen „auf die Mitgestaltung und Mit- 
verantwortung an der politischen Gesamtord- 
nung ausgerichtet“ sein und „für deren Lebens- 
fähigkeit Mitverantwortung“ tragen. Und die 
Basisarbeit der SPD als Organisation soll darin 
bestehen, „langfristig angelegte Vertrauens- 
arbeit der Partei in der Bevölkerung“ zu leisten, 
„politische Entscheidungen beim Bürger sach- 
lich und psychologisch vorzubereiten“, das „Ge- 
fühl der EinfluBlosigkeit abbauen“ zu helfen, un- 
realistische Erwartungen abzubauen unter dem 
Hinweis auf „weiterreichende Perspektiven“. 


Eine solche Konzeption des politischen Krisen- 
managements weigert sich, die aufgrund der 
ökonomischen Krisen sich entfaltenden gesell- 
schaftlichen Widersprüche als Klassengegen- 
sätze zu begreifen. Sie geht nach wie vor von 
nur pluralistisch-unterschiedlichen Interessen 
aus, die es auf dem Wege der über Partei und 


Gewerkschaften herzustellenden Einsichtsfâhig- 
keit ins angebliche Allgemeinwohl miteinander 
zu vermitteln gâlte. 

Die Logik einer solchen Konzeption des politi- 
schen Krisenmanagements drängt dahin, die in- 
nerparteiliche und die innergewerkschaftliche 
Demokratie zu beseitigen. Sie drängt zur poli- 
tischen Unterdrückung von Organisationen und 
Individuen, die ein solches Konzept des Kri- 
senmanagements für falsch und gefährlich hal- 
ten, und damit zum Abbau der demokratischen 
Rechte, wie sie in der Verfassung verankert 
sind. Der rechte Flügel der SPD geht ‘davon 
aus, durch den vehementen Abbau von Demo- 
kratie bzw. ihre Uminterpretation ins Gegenteil 
ließen sich Ökonomie und Politik auseinander- 
reißen; durch eine politisch erpreßte Stabilität 
an der Oberfläche ließe sich die Erschütterung 
der Ökonomie und damit der Legitimität des 
kapitalistischen Gesellschaftssystems in der 
Krise auffangen. In dem Verweis auf „weitrei- 
chende Perspektiven“ einer besseren Zukunft 
wird die materielle Basis einer späteren, wie- 
der zwangsfreien Integration gesucht. Diese 
„Perspektiven“ sollen die gegenwärtige Politik 
legitimieren. 

Die Voraussetzungen dieser Politik sind jedoch 
falsch. benn die Beschränkung politischer Re- 
pression auf eine „extreme“ Minderheit im 
Konzept der SPD hängt von der Wiedergewin- 
nung der materiellen Basis gesellschaftlicher 
Integration ab. Sie hängt zudem davon ab, daß 
die SPD-Regierungspolitik wenigstens 
noch den Schein der Klassenneutralität zu wah- 
ren weiß, daß sie in der Lage ist, ihre wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen als Maßnahmen 
zu verkaufen, die die Lage der Lohnarbeiter 
verbessern, und sei es auch vermittelt über 
die Unterstützung des Kapitalwachstums. Beide 
Bedingungen sind aber nicht erreichbar. 


3. Die neue Wirtschaftspolitik 
verliert den Schein der Klassenneutralität 


Zwar hat sich das 1967 eingeführte Instrumen- 
tarium zur Stabilisierung der Wirtschaft als we- 
nig erfolgreich erwiesen, doch heißt dies natür- 
lich nicht, daß die SPD-FDP-Koalition wirt- 
schaftspolitisch jetzt die Hände in den Schoß 
legen würde. Dabei zeigen gerade die neue- 
sten wirtschafts- und haushaltspolitischen Maß- 
nahmen besonders deutlich, welche Konse- 
quenzen aus einer Politik entspringen, die das 
Schicksal der Arbeiterklasse mit allen Mitteln 
an das Schicksal des Kapitals zu ketten sucht 


nach dem Motto, nur wenn das Kapital Ge- 
winne macht, geht es den Arbeitern auch gut. 
Als im Frühjahr die SPD im nordrhein- 
westfälischen Wahlkampf noch den baldigen 
Aufschwung propagierte, ließ der Finanzmini- 
ster Apel verlauten: „Wir müssen wissen, daß 
1975 die Verschuldungsraten der öffentlichen 
Hände noch hoch sein müssen, um die Konjunk- 
tur anzukurbeln. Würden wir eine andere Poli- 
tik machen, d.h. würden wir die öffentlichen 
Ausgaben zusammenstreichen, weil wir weniger 
Steuern einnehmen wegen der flauen Konjunk- 
tur, oder würden wir gar Steuern erhöhen, dann 
verhielten wir uns wie weiland Brüning mit dem 
Ergebnis, daß sich die Rezession weiter ver- 
schärfen würde.“ (Interview im „Vorwärts“ vom 
20. März 1975). Doch die Vorstellung von der 
möglichen Ersetzung mangelnder privater Nach- 
frage durch Staatsnachfrage wurde in dem 
Maße brüchig, wie die Staatsfinanzen aufgrund 
sinkender Steuereinnahmen in die Krise hin- 
eingezogen wurden. Dies wurde zum Anlaß für 
den bislang so verpönten Rückgriff auf die Brü- 
ningsche Sparpolitik. Dabei liegt die Struktur 
des „Bouquets von Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Haushaltsstruktur“ (Apel) klar auf der 
Hand: Beschränkungen der Massenkonsumtion 
und Rationalisierung, d. h. Einschränkungen im 
öffentlichen Dienst sind die Zielsetzungen, um 
die Investitionen, sprich die Profite des Kapi- 
tals, anheben zu können: 

Gespart werden soll durch Rationalisierung und 
Effektivierung des öffentlichen Dienstes. Diese 
„Rationalisierungen“ in den Staats- und Län- 
derhaushalten haben eines gemeinsam: sie /au- 
fen auf den dauerhaften Verzicht auf die Durch- 
setzung der Reformziele, anders ausgedrückt, 
auf entscheidende Verschlechterungen der ôf- 
fentlichen Dienstleistungen für die Masse der 
Lohnabhängigen, auf eine Vergrößerung der 
Arbeitslosigkeit und damit auch auf verstärk- 
ten Lohndruck hinaus. Zudem bedeuten sie, 
daß die im öffentlichen Dienst Beschäftigten 
jegliche „Privilegierung“ gegenüber den im 
privaten Sektor tätigen Lohnabhängigen ver- 
lieren. Sie werden voll der anfangs beschrie- 
benen Gewaltsamkeit der gesellschaftlichen 
Verhältnisse in der Krise unterstellt. Der Staat, 
die sozialdemokratischen Kommunen etc. über- 
nehmen gegenüber ihren Lohnabhängigen die 
klassischen Funktionen des privatkapitalisti- 
schen „Arbeitgebers“. 

Durch die Einsparungen im öffentlichen Dienst 
— beim Stipendienwesen, beim Sold und den 
Prämien der Bundeswehrsoldaten, bei der Ar- 
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beitsfôrderung (Erschwerung von Umschu- 
lungsmaßnahmen) usw. —, durch die Erhöhung 
der Arbeitslosenversicherung und erst recht 
durch die unterm Druck der industriellen Re- 
servearmee erzwungenen Lohnabschlüsse un- 
terhalb der Inflationsrate wird die Massenkon- 
sumtion eingeschränkt. 

Der Einschränkung der Massenkonsumtion und 
der Freisetzung von Arbeitern stehen Maßnah- 
men gegenüber, die einigermaßen schamlos 
den Privateigentümern von Produktionsmitteln, 
Grund und Boden Geschenke an den Hals wer- 
fen, deren Effekt fürs „Allgemeinwohl“ aller- 
dings nicht mehr recht durchsichtig ist. Selbst in 
der FAZ lesen wir inzwischen: „Auch die Inve- 
stitionsprämie hat, verglichen mit den beträcht- 
lichen, auf sechs Milliarden geschätzten Kosten, 
lediglich geringfügige nachfragesteigernde Wir- 
kungen hervorgebracht. Außerdem ist nicht aus- 
zuschließen, daß die Investitionsprämie den 
Übergang zu arbeitskräftesparenden, kapital- 
intensiveren Fertigungsverfahren — etwa im 
Zusammenhang von Ersatzinvestitionen — be- 
günstigt hat, was arbeitsmarktpolitisch nicht ge- 
rade erwünscht gewesen ist“ (FAZ, 22.11.1975). 
Der SPIEGEL weist darauf hin, daß die konjunk- 
turstützenden Maßnahmen in Form von Prä- 
mien für Altbausanierung sich als eine weitere 
Belastung der Mieter auswirken können. Ob- 
wohl die Sanierungen staatlich mit 20% sub- 
ventioniert sind, berechnet der Sanierer in der 
Miete den vollen Betrag und erzielt so außer- 
gewöhnliche Renditen. 

Die Offenheit, mit der man in der BRD die Be- 
sitzenden aus dem Staatssäckel bezuschußt, 
wird an dem Zynismus deutlich, mit dem der 
sozialdemokratische Finanzminister den partei- 
internen Vorschlag, eine Luxussteuer statt einer 
Erhöhung von Massensteuern einzuführen, ab- 
fertigt. Die Regierung propagiert gleichzeitig 
Steuererhöhungen für die Masse der Lohnab- 
hängigen und Steuererleichterungen für das 
Kapital, ohne allerdings sicher zu sein, daß und 
wo nun wirklich investiert wird. 

Wie durch eine solche Politik der Widerspruch 
zwischen der Überakkumulation von Kapital, 
seiner mangelnden Profitabilität auf der einen 
Seite, der mangelnden Konsumtionskraft der 
Massen (selbst dem Kapital ein Widerspruch 
aufgrund der mangelnden Nachfrage nach Wa- 
ren) gelöst werden soll, bleibt auf den ersten 
Blick dunkel. Schließlich dürfte das Problem 
selbst der Regierung klar sein. Auf den ange- 
strebten Lösungsversuch kommen wir unten zu- 
rück. Zunächst ist aber festzuhalten: Der sich 
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gesellschaftlich entwickelnde Klassenantago- 
nismus schlägt klar und deutlich auf die staat- 
liche Wirtschaftspolitik durch. Ökonomisches 
Krisenmanagement heißt nicht mehr: Politik 
zur Sicherung der Interessen aller (Wachstum, 
Wohlstand, Vollbeschäftigung), sondern Politik 
zur Sicherung der Kapitalinteressen, und zwar 
in aller Offenheit. 


3. Die Zerstörung der Legitimität 
sozialdemokratischer Politik 
durch die SPD 


Daß eine solche Politik der offenen Ungleich- 
heit den integrativen Schein von Freiheit und 
Gleichheit in der bürgerlichen Demokratie und 
daher ihre eigene Legitimität zerstört, ist, so 
scheint es, dem rechten Flügel der Sozial- 
demokratie mittlerweile gleichgültig, zählt er 
doch auf die Machtinstrumente des bürgerli- 
chen Staates, um notfalls repressiv „Integra- 
tion“ zu erzwingen. Die Verpflichtung der Ge- 
samtpartei und der Gewerkschaften auf Loyali- 
tät gegenüber einer solchen Politik erfolgt aller- 
dings nach wie vor unter der vagen Hoffnung 
auf die Wirksamkeit solcher Maßnahmen für 
den baldigen Aufschwung. Auf diese Hoffnung 
ist sie politisch angewiesen, eine Alternative 
hat sie nicht mehr. So erklären sich denn auch 
die Versuche von Bundeskanzler Schmidt, alle 
Maßnahmen zugunsten des Kapitals als not- 
wendige und infolge ihrer Notwendigkeit ein- 
sichtige darzulegen: Er hat „in bezug auf das 
Urteilsvermögen und die Solidarität (!) der Mas- 
se der Arbeitnehmer mit ihrer eigenen (!) Volks- 
wirtschaft, mit ihrem eigenen (!) Staat überhaupt 
keine Besorgnis“ (FR, 4. Juli). Doch die be- 
schworene Sorglosigkeit wird auch einem 
rechtssozialdemokratischen Bundeskanzler 
Schmidt in dem Maße schwinden müssen, wie 
klar wird, daß die von der SPD-Regierungspoli- 
tik unterstützten Krisenlösungsstrategien der 
bürgerlichen Klasse für die Lohnabhängigen 
wenig abwerfen. Es ist nämlich höchstwahr- 
scheinlich, daß sich der in der Sanierungspoli- 
tik angesteuerte Aufschwung des Kapitals von 
einem Aufschwung im Beschäftigungsniveau 
und den Lebensbedingungen „abkoppelt“. An- 
ders gesagt: Es ist zu erwarten, daß sich der 
antagonistische Gegensatz zwischen der Kapi- 
talakkumulation und den Lebensinteressen der 
Lohnabhängigen wirksam verstärkt, und zwar 
auch im Falle eines neuen Aufschwungs. Und 
dies ahnt man auch in der Sozialdemokratie. 


Daher reduzieren sich die Hoffnungen der ge- 
genwärtigen Regierungspolitik auch schon auf 
eine kurzfristige Verringerung der Arbeitslosig- 
keit bis zur Bundestagswahl 1976; eine Per- 
spektive darüber hinaus ist von dieser Partei 
trotz ihres „Orientierungs“-rahmens '85 heute 
nicht zu erwarten. Darüber hinausgehende 
Überlegungen werden vielmehr repressiv auch 
innerparteilich abgeblockt. 


4. Hegemonialbestrebungen nach außen 


Die klassenpolitische Einseitigkeit des Kon- 
junkturprogramms, auf Kosten der Lohnabhän- 
gigen die Profitabilität des Kapitals wiederher- 
zustellen, und die insbesondere deshalb not- 
wendig werdende politische Absicherung die- 
ses Programms durch repressive Maßnahmen 
ist nur eine Seite des Versuchs der Bundes- 
regierung und der sie tragenden Parteien, die 
Krise zu überwinden. Die angestrebte „Rationa- 
lität“ dieser Politik wird erst sichtbar, wenn wir 
die Stellung des westdeutschen Kapitals auf 
dem Weltmarkt betrachten und die mit kapita- 
listischer Naturwüchsigkeit aus dieser Position 
entspringenden Krisenlösungsstrategien des 
Kapitals. 

Ist die Hoffnung auf den Weltmarktaufschwung 
vage, so schlägt man eben eine Strategie der 
versuchten Krisensanierung auf Kosten des ka- 
pitalistischen Nachbarn ein. Der Grad der Ab- 
hängigkeit vom Weltmarkt treibt das westdeut- 
sche Kapital ebenso zu einer solchen Strategie, 
wie seine starke ökonomische Position auf dem 
Weltmarkt und seine starke politische und mili- 
tärische Macht in der „westlichen Allianz“. Zu- 
dem verweist der außerordentlich hohe Anteil 
der Investitionsgüterindustrie an der industriel- 
len Produktion das westdeutsche Kapital auf 
den Versuch seiner Sanierung über den Außen- 
handel. 

Eine Politik der Krisensanierung auf Kosten der 
anderen Länder, in Konkurrenz mit anderen na- 
tionalen Kapitalen, wird natürlich jedes natio- 
nale Kapital gern einschlagen, nur hängt es 
eben von spezifischen Bedingungen ab, ob ein 
solcher Versuch realistisch ist. Das westdeut- 
sche Kapital wenigstens scheint sich realisti- 
sche Chancen auszurechnen, und die sozial- 
liberale Koalition scheint diesen Versuch in 
ihrer Wirtschaftspolitik zu unterstützen. 

All dies deutet darauf hin, daß es keine abso- 
lute Unumgânglichkeit war, noch in der Krise 
bei kaum empirisch belegbaren Aufschwung- 
hoffnungen staatliche Sparmaßnahmen durch- 


zuführen. Vielmehr hofften die anderen kapita- 
listischen Länder. Dies ist wichtig zu wissen, da 
die Notwendigkeit einer Haushaltssanierung ja 
mit drohendem immensen Zinsanstieg durch 
die staatliche Nachfrage nach Krediten begrün- 
det wurde. Dieser Zinsanstieg werde die Pro- 
fite herabdrücken und damit den Aufschwung 
bremsen. 

All dies deutet darauf hin, daß es keine absolu- 
te Unumgänglichkeit war, noch in der Krise bei 
kaum empirisch belegbaren Aufschwunghoff- 
nungen staatliche Sparmaßnahmen durchzufüh- 
ren. Vielmehr hofften die anderen kapitalisti- 
schen Länder, in denen die Krise des Staats- 
haushalts ganz andere Ausmaße angenommen 
hat, auf neue konjunkturstützende Maßnahmen 
der Bundesregierung. So berichtet die Neue 
Zürcher Zeitung (5.8.75) über eine Stellung- 
nahme der OECD: „Die gewaltigen Exportüber- 
schüsse der Leistungsbilanz der BRD bilden 
einen störenden Faktor für das auswärtige 
Gleichgewicht innerhalb des EWG-Raums. ... 
Verschiedene Überlegungen sprechen zugun- 
sten einer aktiveren Politik der Konjunkturstüt- 
zung... Auch die Rücksichtnahme auf andere 
Länder, die infolge hoher Zahlungsbilanzdefi- 
zite und Teuerungsraten keine Maßnahmen zur 
Belebung der Wirtschaft ergreifen können, 
macht es Ländern wie Deutschland ... zur 
Pflicht, eine aktive Konjunkturpolitik zu befol- 
gen, um die Zahlungsbilanzspannungen im 
OECD-Raum zu vermindern. Als Instrument 
einer aktiveren Wirtschaftsstützung erscheint 
namentlich der Staatshaushalt. Unausgelastete 
Produktionskapazitäten und auswärtige Über- 
schüsse, verbunden mit einer Ersparnisbildung, 
die die Investitionstätigkeit übertrifft, lassen 
das Aufkommen von Budgetfehlbeträgen un- 
gefährlich scheinen.“ 

Wenn trotzdem, also ohne zugespitzte Krise 
des Staatshaushalts, von der Regierung eine 
Politik der Haushaltssanierung eingeschlagen 
wird, so verweist dies darauf, daß eine solche 
Politik auf eine Sanierung des westdeutschen 
Kapitals hinzielt, indem über einen Sparhaus- 
halt niedrige Inflationsraten im Inland und 
somit eine verbesserte Konkurrenz des west- 
deutschen Kapitals auf dem Weltmarkt bewirkt 
werden sollen. Wie erklärt sich sonst die Spar- 
politik angesichts der niedrigsten Inflations-, 
Verschuldungs- und Zinsraten? 

Wie erklärt sich die erkleckliche Erhöhung der 
Marge für Auslandskredite um 20 °/, (von 60 auf 
72 Milliarden) und der Bürgschaften und Ga- 
rantien für politisch unsicheren Kapitalexport 
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(von 14 auf 17 Mrd. DM) im Haushalt 1976? Wie 
erklârt sich sonst, daB der Sachverstândigenrat 
optimistisch auf Aufschwung setzt, ohne viel 
mehr dafür angeben zu können als ein erwar- 
tetes Wachstum des Exports und eine „über- 
durchschnittliche Teilnahme“ der BRD an einer 
vermuteten Ausweitung des Welthandels. 

Doch entgegen den „weitreichenden Perspek- 
tiven”, die der Orientierungsrahmen 1985 den 
Lohnabhängigen fürs zeitweise Stillhalten ver- 
spricht, bringt eine solche Krisenlösungsstrate- 
gie des Kapitals wenig für die Arbeitenden. 
Eine Ausweitung des Anteils am Welthandel 
in der Situation einer allgemeinen Krise des 
kapitalistischen Weltmarkts impliziert eine Ver- 
schärfung des internationalen Wettbewerbs. Die 
nationalen Kapitale versuchen sich gegensei- 
tig die Märkte abzujagen. Dabei setzt das west- 
deutsche Kapital einerseits auf weitere Ratio- 
nalisierung der Produktion (einschließlich der 
„Freisetzung“ von Arbeitern), auf der anderen 
Seite erwartet es Kostensenkung durch Sen- 
kung des Staatsanteils am BSP (also Steuer- 
verminderung, Rücknahme der Reformpolitik 
nicht nur für den gegenwärtigen Moment der 
Krise, sondern auch für den kommenden Auf- 
schwung), und durch Lohnsenkung. Die „Ver- 
besserung der Kostenstruktur“ des westdeut- 
schen Kapitals rechnet den Dauerdruck einer 
industriellen Reservearmee ein, eingeschlossen 
die vom Staat entlassenen Arbeiter und Ange- 
stellten. Der zweite Pfeiler, auf dem diese Stra- 
tegie der Krisenlösung ruht, ist die Verlagerung 
arbeitsintensiver Industriezweige in Länder mit 
niedrigem Lohnniveau und entsprechend re- 
pressiven politischen Verhältnissen. So schreibt 
der FDP-Graf Lambsdorff im Managermagazin 
(November 1975): „Trotz der ungünstigen Kon- 
junkturlage sollte man auch den zweiten An- 
satzpunkt verfolgen: Die Förderung von Aus- 
landsinvestitionen der Wirtschaft. Der Gedanke 
mag gegenwärtig unpopulär sein, bedeutet er 
doch, daß neue Arbeitsplätze nicht im Inland, 
sondern jenseits der Grenzen geschaffen wer- 
den. Aber Strukturpolitik heißt: Über den Tag 
hinausplanen.“ Wie die Zukunft aussieht, pro- 
phezejte Dietrich Wilhelm von Menges, damals 
noch Vorstandsvorsitzender der Gutehoffnungs- 
hütte, schon Anfang vergangenen Jahres. ‚Wir 
können auf Dauer in der BRD nur high sophisti- 
cated technology behalten, also Fertigung von 
technisch hochwertigen Produkten.” Wo dann 
die 22 Millionen westdeutsche Arbeiter und An- 
gestellten bleiben — das wissen auch Menges 
und Genossen nicht. Nur mit dem Export von 


or 


Blaupausen jedenfalls, fürchtet Wirtschaftsmini- 
ster Hans Friderichs — sonst ein Verfechter 
deutschen Weltmarkt-Engagements —, seien die 
Arbeitnehmer der BRD nicht zu beschäftigen.“ 
(SPIEGEL, Nr. 46, 1975). 

Es ist nochmals hervorzuheben: Die Sparpolitik 
der Bundes- und Landesregierungen sowie der 
kommunen, der Druck auf die Massenkaufkraft 
müssen notwendig davon ausgehen, daß sich 
das westdeutsche Kapital die mangelnde inlän- 
dische Nachfrage durch Erhöhung der Aus- 
landsnachfrage zu ersetzen sucht. Ob sie wol- 
len oder nicht, unterstützen sie damit die Hege- 
monialbestrebungen des westdeutschen Kapi- 
tals und verweisen die Außenpolitik der BRD 
früher oder später auf imperialistische Metho- 
den der politischen und ökonomischen Erpres- 
sung gegenüber den Nachbarländern. 


5, Die Politik der SPD läuft auf eine 
Ausweitung der politischen Unter- 
drückung hinaus 


Als wesentliches Moment eines sozialdemo- 
kratischen politischen Krisenmanagements tritt 
politische Unterdrückung an die Stelle eines 
gescheiterten ökonomischen Krisenmanage- 
ments, das auf die Versöhnbarkeit pluralisti- 
scher Interessen von Kapital- und Arbeitskraft- 
besitzern zielte. (Wachstum, Wohlstand, Voll- 
beschäftigung, Konflikte nur in der Weise, daß 
jeder ein bißchen mehr möchte). Der aufbre- 
chende Klassenkonflikt soll daran gehindert 
werden, überhaupt organisatorische und politi- 
sche Ausdrucksformen zu finden. In dieser 
Funktion richtet sich politische Repression in 
der Tat gegen die immer noch spärliche Linke 
in den Gewerkschaften, in der Sozialdemokra- 
tie, im öffentlichen Dienst. Der Entwicklung 
einer alternativen Klassenpolitik soll von vorn- 
herein der Boden entzogen werden. Man ver- 
traut hier auf die „integrierende“ Wirkung des 
Bewußtseins der Machtlosigkeit einer solchen 
Alternative, auf deren mangelnde Perspektive. 
Die Repression soll die bisher existierende 
Machtlosigkeit der Linken aufrechterhalten. Die 
Empörung soll allenfalls individuell bleiben und 
als solche zu einem existenziellen Risiko wer- 
den. 

Als politische Unterdrückung liefert eine solche 
Politik zusammen mit dem Klassencharakter 
der Wirtschafts- und Haushaltspolitik den Be- 
weis, daß der Versuch der SPD, die ôkonomi- 
sche Krise daran zu hindern, politische Aus- 
drucksformen zu finden, illusionär ist. Denn die 


politische Unterdrückung ist Ausdruck des ver- 
stârkten Klassenkampfes von oben. Die Reali- 
tät der Klassenpolitik des bürgerlichen Staates, 
die Perspektivlosigkeit dieser Politik für die 
Lohnabhängigen, trägt in sich die Tendenz zur 
Ausweitung der politischen Unterdrückung weit 
über die explizit „Linke“ hinaus. 

Dies ist der Punkt, an dem auch die CDU an- 
setzt. Indem sie die entsolidarisierenden Wir- 
kungen der Angst aufgrund von Arbeitslosig- 
keit und Berufsverboten ausnutzt, sucht sie die 
Empörung in ihrer individualisierten Form für 
sich zu mobilisieren, indem sie die Organisatio- 
nen der Lohnabhängigen selbst für die Krise 
verantwortlich macht und antigewerkschaftlich 
agiert :,Die Starken in der heutigen Gesell- 
schaft sind Kapital und Arbeit zusammen oder, 
genauer, die großen Arbeitgeber und die gro- 
Ben Gewerkschaften miteinander. (Sie) 
diktieren praktisch gemeinsam dem Rest 
der Gesellschaft die sozialen und wirtschaft- 
lichen Lebensbedingungen, und heute siegen 
letztlich die Beschäftigten zu Lasten der Unbe- 
schäftigten“. (Weizsäcker, CDU). Die Grundsatz- 
kommission der schleswig-holsteinischen CDU 
schlägt die Aufhebung der Tarifautonomie vor: 


ENTWURF: 


Sie fordert eine ‚Ergänzung des Grundgeset- 
zes’ folgenden Wortlauts: „Soweit Verbände 
und andere Vereinigungen bei ihrer Tätigkeit 
in den Bereich wesentlicher öffentlicher Inter- 
essen hineinwirken, sind sie verpflichtet, zu- 
gleich das Wohl der Allgemeinheit zu beach- 
ten.“ (FAZ, 2. 10.75) 

Wenn also die Sozialdemokratie die Linke ein- 
flußlos halten will und die Gewerkschaften sich 
durch Unvereinbarkeitsbeschlüsse tendenziell 
von allen, die links von der herrschenden So- 
zialdemokratie sind, lossagen wollen, so wer- 
den mit dieser Politik systematisch alle Macht- 
positionen geräumt, von denen aus der Wider- 
stand gegen eine von der CDU drohende wei- 
tere Rechtsentwicklung geführt werden könnte. 
Den deutlichen korporativistischen Vorstellun- 
gen, wie sie in obigen Zitaten zum Ausdruck 
kommen, kann dann nicht mehr wirksam be- 
gegnet werden. Die politische Unterdrückung 
einer gegenwärtig noch schwachen Linken 
schafft die machtmäßigen Voraussetzungen für 
eine breitere politische Unterdrückung, die sich 
bei entfaltenden Klassenwidersprüchen auch 
gegen die Gewerkschaften und Teile der SPD 
selbst wendet. 


Aus: “links”, Nr. 73 Januar '76 
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KRISE DER MASSENINTEGRATION 
ZUR ENTWICKLUNG DER POLITISCHEN REPRESSION 


IN DER BRD 


Dieser Aufsatz beschäftigt sich im 
wesentlichen mit der Entwicklung 
„Objektiver“ politisch-ökonomischer 
Verhältnisse, in deren Zusammen- 
hang die staatlichen Repressions- 
tendenzen in der BRD zu sehen 
sind. Dabei muß betont werden, 
daß es fatal wäre, sozialistische 
Theorie auf eine Erklärung objekti- 
ver Strukturveränderungen der bür- 
gerlichen Gesellschaft zu reduzie- 
ren und darüber die subjektiven Be- 
dingungen und Perspektiven eman- 
zipativer Bewegungen und Kämpfe 
zu vernachlässigen, anders gesagt: 
mit der Fixierung auf eine angeb- 
liche „Kapitallogik“ den Klassen- 
kampf zu vergessen. Aber wir dür- 
fen gerade angesichts der derzeiti- 
gen Schwäche der linken Bewe- 
gung, der sozusagen ein faktischer 
Überhang an Objektivität, der 
»Stummen Gewalt der Verhältnisse" 
entspricht, auf eine genaue Analyse 
dieser objektiven Strukturen und 
vor allem ihrer Widersprüche nicht 
verzichten, ohne Realitätsverlust, 
Desorientierung und Perspektiv- 
losigkeit zu riskieren. Dies muß an- 
gesichts der bei Teilen der Sponti- 
Linken um sich greifenden Ten- 
denz zu einem theorielosen Aktio- 
nismus, nachdrücklich betont wer- 
den. 


Im Durcheinander der 
„Einschätzungen“ 

Was die gegenwärtigen Diskussio- 
nen um Strategien der Anti- 
Repressionspolitik in auffallender 
Weise prägt, ist die Unsicherheit 
bei der Beurteilung des Charak- 
ters und der Entwicklungstenden- 
zen des bundesrepublikanischen 
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Herrschaftssystems. Handelt es 
sich bei der Ausweitung der politi- 
schen Repression um „undemokra- 
tische“ Abweichungen von der 
normalen Form des Rechtsstaats, 
die auf die obrigkeitsstaatliche 
Tradition der deutschen Verwal- 
tungsbürokratie zurückzuführen 
sind, befinden wir uns auf dem 
geraden Wege zu einem „neuen 
Faschismus", haben wir es mit 
einem „autoritären“, einem „Aus- 
nahme-“ oder „Maßnahmestaat“ 
zu tun? Hinter diesen Begriffen 
stehen Einschätzungen, die für die 
Strategiedebatte von zentraler Be- 
deutung sind. Umso erstaunlicher 
ist es, mit welcher Unschärfe und 
plakativen Vereinfachung sie in 
den Diskussionen oft gebraucht 
werden. So ist der Wunsch, man 
möge auf begriffliche Reizworte 
besser verzichten, zwar verständ- 
lich, doch löst dies das Problem 
nicht. 

Das Dilemma wird besonders an 
der Diskussion um den „neuen Fa- 
schismus“ deutlich: diese Theorie, 
die in ihrer ursprünglichen franzö- 
sischen Variante (Glucksmann) von 
einer fortschreitenden Polarisie- 
rung zwischen politisierten Volks- 
massen und einem auf massen- 
hafte politische Bewegungen im- 
mer offener terroristisch reagieren- 
den Staat ausgeht, ist inzwischen 
hinlänglich kritisiert worden: we- 
gen ihrer unzulänglichen Klassen- 
analyse, weil sie die Tatsache 
nicht berücksichtigt, daß unmittel- 
bare und „extralegale“ Gewaltan- 
wendung ein grundlegendes Merk- 
mal des bürgerlichen Staates dar- 
stell, wegen des ungenügenden 


Eingehens auf die Entwicklung ob- 
jektiver Konfliktlagen im Prozeß 
der Kapitalakkumulation und Klas- 
senbewegung, der Fehleinschät- 
zung der Wirksamkeit ideolo- 
gischer Integrationsmechanismen 
u.a.m. Zu Recht ist ihr entgegen- 
gehalten worden, daß sie das Ne- 
beneinanderbestehen von bürger- 
lich-parlamentarisch-rechtsstaat- 
lichen Institutionen und Verfahren 
und wachsender offener Gewalt- 
anwendung bzw. Verfassungs- 
durchbrechung nicht erklären kann 
und daß sie auf der Grundlage 
ihrer Fehleinschätzungen zu fata- 
len politischen Konsequenzen ge- 
langen muß: nämlich zur Behand- 
lung der Gewaltfrage auf einer nur 
noch militärischen Ebene. 
Auf der anderen Seite ist aber zu 
Recht darauf hingewiesen worden, 
daß die Möglichkeit des Umschlags 
mehr oder weniger „liberal“-demo- 
kratischer bürgerlicher Herrschaft 
in massenhaft-gewaltsame Unter- 
drückung und Terror in den Klas- 
senwidersprüchen der kapitalisti- 
schen Gesellschaft immer enthal- 
ten ist und daß eine Entwicklung 
auf diesem Wege nicht nach dem 
bekannten Muster der Faschisie- 
rungsprozesse in den zwanziger 
und dreißiger Jahren verlaufen 
muß, sondern unter veränderten 
Produktions- und Klassenbedin- 
gungen neue Formen annehmen 
kann, die es in der Tat rechtzeitig 
zu erkennen gilt. Dies ist sicher 
der Grund, weshalb die Diskussion 
um den „neuen Faschismus” trotz 
aller geleisteten Kritik anhält. Sie 
beinhaltet eben eine notwendige 
und zentral wichtige Fragestellung. 
Diese wird aber nur dadurch zu 
bewältigen sein, daß zunächst ein- 
mal mehr Klarheit geschaffen wird 
über die Bedingungen der Auf- 
rechterhaltung bürgerlicher Klas- 
senherrschaft angesichts der tat- 
sächlichen Entwicklung der Kapi- 
talverwertungsbedingungen und 
der Klassenauseinandersetzungen. 
Das heißt wir brauchen vor allem 


eine materialistische und konkrete 
Analyse des „politischen Systems" 
der BRD und seiner Krisenerschei- 
nungen — eine Untersuchung, die 
sich ihres theoretischen Bezugs- 
rahmens allerdings auch erst noch 
zu versichern hat. 


Zum Verhältnis von ideologi- 
scher Integration und 
gewaltsamer Repression 


Wir müssen dabei vor allem be- 
rücksichtigen, daß bürgerliche 
Herrschaft immer eine (sehr wider- 
sprüchliche) Einheit von ideologi- 
scher Integration und gewaltsamer 
Repression darstellt. Klassenherr- 
schaft kann niemals allein durch 
physische Gewaltanwendung auf- 
recht erhalten werden, sondern 
muß bis zu einem gewissen Grade 
den (wenn auch nur passiven) 
„Konsens“ der Unterdrückten zu 
gewährleisten suchen. Dies wie- 
derum setzt voraus, daß deren ma- 
terielie Interessen nicht völlig un- 
berücksichtigt bleiben. Daraus lei- 
tet sich der Stellenwert von „Re- 
formpolitik“ ab, die in einem ganz 
allgemeinen Sinne einen struktu- 
rellen Bestandteil bürgerlich-demo- 
kratischer Regimes darstellen 
muß. Jeder bürgerliche Staat ver- 
fügt deshalb über ein System von 
„ideologischen Apparaten“ (Erzie- 
hungseinrichtungen, Massenkom- 
munikationsmittel), welche wider- 
sprüchliche Klassenideologien auf- 
nehmen und zur „herrschenden 
Ideologie“ verarbeiten und über 
„massenintegrative Apparate“ (Par- 
teien. in gewissem Sinne auch in- 
tegrative Gewerkschaften), welche 
Ansatzpunkte zur teilweisen Be- 
rücksichtigung von Massenbedürf- 
nissen bieten, diese aber zugleich 
in „systemkonformer" Weise kana- 
lisieren und abfiltern. Dies bedeu- 
tet aber, daß die Klassenkonflikte 
der bürgerlichen Gesellschaft im- 
mer auch in diese Apparate hinein- 
wirken und dort zu Konflikten und 
Kâmpfen fUhren miissen. Ob und 
wie das gesamte System ideologi- 
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scher Massenintegration unter die- 
sen Widerspruchen funktioniert, 
hängt ab von der ökonomischen 
Entwicklung, den materiellen Kon- 
zessionsspielräumen des Kapitals, 
den Klassenbewegungen und Klas- 
senkonflikten, die ihrerseits nicht 
einfach als Folgewirkung der ôko- 
nomischen Bewegung zu begreifen 
sind, sondern durch die Herausbil- 
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dung von politischem BewuBtsein 
und Handlungsfâhigkeit bestimmt 
sind. Ganz allgemein kann gesagt 
werden, daB das verstârkte Her- 
vortreten der repressiven Staats- 
gewalt eine (evtl. vorbeugende) 
„Antwort“ auf das Versagen ideo- 
logisch-massenintegrativer Mecha- 
nismen darstellt. Das heißt je rei- 
bungsloser die unterdrückten Mas- 
sen ideologisch integrierbar sind, 
desto „liberaler“ kann sich der 
bürgerliche Staat geben. Eine Ana- 
lyse muß daher vor allem an die- 
sem Zusammenhang ansetzen: 
Charakter und Entwicklungsten- 
denzen der politischen Repression 
sind davon abhängig, ob und in 
welcher Weise das System von 
Massenintegration angesichts der 
konkreten Entwicklung der Akku- 
mulationsbedingungen und der 
Klassenverhältnisse noch funktio- 
nieren kann. Erst von daher kann 
Genaueres darüber gesagt werden, 
mit welchen Veränderungen des 
Herrschaftssystems wir es jetzt 
und in der zu erwartenden Zukunft 
zu tun haben. 


en 


Okonomie, Klassenstruktur 

und Klassenkonflikt 

Die bisherige ökonomische Ent- 
wicklung der BRD war gekenn- 
zeichnet durch ein enormes Tempo 
der Akkumulation, in deren Ver- 
lauf sich grundlegende Verände- 
rungen der Produktionstechnolo- 
gie durchgesetzt haben. Bedingung 
dafür war die Schwäche der Arbei- 
terklasse und ihrer Organisationen 
nach deren Zerschlagung durch 
den Faschismus und angesichts 
der besonderen politischen Ver- 
hältnisse der Nachkriegszeit. Die 
BRD entwickelte sich unter diesen 
Voraussetzungen zur imperialisti- 
schen Sub-Metropole. Die Siche- 
rung und der Ausbau dieser Posi- 
tion hängt ab von der Möglich- 
keit, weiterhin Okonomisch-soziale 
„Strukturveränderungen“ reibungs- 
los durchzusetzen und die sehr 
weitgehende ôkonomisch-politische 
Disziplinierung der Arbeiterklasse 
zu gewährleisten. 

Was dies bedeutet, läßt sich hier 
nur ganz kurz skizzieren: Erstens 
setzt die Sicherung der westdeut- 
schen Konkurrenzposition auf dem 
Weltmarkt bei sinkender Profitra- 
te voraus, daß „Verteilungskonflik- 
te“ nicht inflationär überspielt wer- 
den, sondern daß der Angriff auf 
die Reallohnposition der Arbeiter 
durch Strategien organisatorischer 
Disziplinierung vorangetragen wer- 
den kann und daß unkalkulierbare 
Unterbrechungen des Produktions- 
prozesses (etwa durch unkonzes- 
sionierte Streiks) unterdrückbar 
bleiben. Zweitens bedeutet die be- 
schleunigte Durchsetzung einer 
„imperialistischen“ Arbeitsteilung 
(Verlagerung lohnintensiver, und 
technologisch einfacher Produk- 
tionen ins Ausland) die Entstehung 
struktureller Arbeitslosigkeit bei 
gleichzeitiger Intensivierung der 
Ausbeutung, massenhafte Um- 
setzungs- und Dequalifizierungs- 
prozesse und die Ausgrenzung 
ganzer Sozialgruppen (Jugendliche, 
Unqualifizierte). Drittens beinhaltet 


ein so verursachter „Strukturwan- 
del“ mit Notwendigkeit eine fort- 
währende gewaltsame Zerstörung 
natürlicher und sozialer Lebensbe- 
dingungen — Grundlage der wach- 
senden Konflikte im sog. „Repro- 
duktionsbereich”, und viertens ist 
die erfolgreiche politisch-militäri- 
sche Kontrolle der Investitions- 
und Absatzgebiete des westdeut- 
schen Kapitals durch die BRD in 
besonderer Weise von innerer 
„politischer Stabilität“ abhängig. 
Der Staat kann sich diesen ôkono- 
mischen Entwicklungen nicht ernst- 
haft entgegenstellen, ohne den 
relativ störungsfreien Gang der 
Akkumulation und damit seine 
eigene materielle Basis zu gefähr- 
den. Er muß sie vielmehr abstüt- 
zen und z.T. selbst fördern. 
Gleichzeitig verlangsamt sich in 
diesem Umstrukturierungsprozeß 
aber auch das „innere“ Akkumula- 
tionstempo, was bei abnehmen- 
den Wachstumsraten den materiel- 
len Bewegungsspielraum für kom- 
pensatorische, staatliche Eingriffe 
verringert. Dies bedeutet, daß das 
vielbeschworene „Netz der sozialen 
Sicherung“ in Zukunft zwar viel- 
leicht formell intakt bleibt, aber 
wesentliche Bereiche — etwa die 
Folgen von Dequalifizierung und 
Dauerarbeitslosigkeit, Arbeitsin- 
tensivierung, sozialer Desintegra- 
tion usw. — überhaupt nicht auf- 
gefangen werden und seine 
Maschen so weit geknüpft sind, 
daß immer mehr Individuen und 
soziale Gruppen einfach hindurch- 
fallen. 


Das massenintegrative System 
wird langfristig labil 


Wichtig ist nun, daß es in der BRD 
— und auch das macht einen ge- 
wissen Unterschied zu den ver- 
gleichbaren westeuropaischen 
Lândern aus — kaum Organisatio- 
nen gibt, welche die von diesen 
Entwicklungen mobilisierten Inter- 
essen wahrnehmen und damit zu- 


erst auch einmal „integrativ“ ab- 
fangen könnten. Die Gewerkschaf- 
ten stehen mit ihrer auf ständiges 
ökonomisches Wachstum ausge- 
richteten lohnpolitischen Konzep- 
tion den Problemen des imperiali- 
stischen „Strukturwandels“, der 
Arbeitslosigkeit, Dequalifizierung 
und Arbeitsintensivierung relativ 
hilflos gegenüber, und die Welle 
der „Bürgerinitiativen“, die im Zuge 
der Verschlechterung der Lebens- 
bedingungen im „Reproduktions- 
bereich“ in Gang gekommen war, 
ist versackt, ohne daß es möglich 
gewesen wäre, sie (z.B. über die 
SPD) integrativ zu stabilisieren, ge- 
schweige denn aus ihrer punktuel- 
len Orientierung und Organisa- 
tionsschwäche herauszuheben und 





„1984 ist nicht mehr weit” 


im Sinne allgemeiner Zielbestim- 
mungen zu politisieren. Diese 
Schwäche der organisierten Ge- 
genwehr war und ist die Voraus- 
setzung dafür, daß der ôOkono- 
misch-gesellschaftliche „Struktur- 
wandel“ zugunsten des imperiali- 
stischen BRD-Kapitals relativ leicht 
durchsetzbar ist, was gleichzeitig 
bedeutet, daß ein zentraler Angriff 
auf die Organisationen der Arbei- 
terklasse einstweilen nicht auf der 
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Tagesordnung zu stehen braucht. 
Die nicht zuletzt durch die staats- 
interventionistische Manipuiation 
der Krise parzellierten und gegen- 
einander isolierten sozialen Kon- 
fliktfelder werden politisch nicht 
vereinheitlicht und erscheinen da- 
daher zunächst noch mit den tra- 
ditionellen Methoden der Konflikt- 
und Interessenkanalisierung klein- 
arbeitungsfähig. Gerade dies be- 
inhaltet allerdings auch die Mög- 
lichkeit, daß sich anstauende Kon- 
fliktpotentiale unkontrolliert und in 
einer institutionell nicht mehr ab- 
fangbaren Weise zum Ausbruch 
kommen. 

Allgemein läßt sich feststellen, 
daß das auf dem Kartell der eta- 
blierten „Volksparteien“ und der 
integrierten Gewerkschaftsappara- 
te beruhende System von Massen- 
integration vor strukturellen „Le- 
gitimationsproblemen“ steht, die 
sich umsomehr verschärfen müs- 
sen, als seine ökonomische Basis 
— stetiges Wirtschaftswachstum — 
verlorengeht. Damit fällt zusam- 
men, daß als negative Seite der in 
den fünfziger Jahren erfolgreich 
durchgesetzten „Entideologisie- 
rung“ eine immer mehr „instru- 
mentell“ bestimmte Einstellung der 
Massen zu den Partei- und Ge- 
werkschaftsapparaten sich heraus- 
bildet. Insbesondere die SPD als 
Regierungspartei stand und steht 
bekanntermaßen vor dem Dilemma, 
sich auf „Reformerwartungen“ stüt- 
zen und diese zugleich ständig 
enttäuschen zu müssen. Diesen 
Widerspruch kann sie durch die 
Mobilisierung traditioneller An- 
hänglichkeiten immer weniger auf- 
fangen (die Abwanderung von 
„Stammwählern“ ist ein Indiz da- 
für). Je mehr der Staat gezwungen 
ist, quasi unverhüllt den Notwen- 
digkeiten der Kapitalverwertung 
nachzugeben, desto brüchiger 
werden die überkommenen Legiti- 
mierungsformeln von „Gemein- 
wohl“, „Sozialstaat“ usw., und 
ihre Ersetzbarkeit durch die neue 
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Ideologie des ,Sachzwangs" ist 
zweifelhaft. Gleichzeitig muß die 
Anarchie kapitalistischer Vergesell- 
schaftung immer mehr dadurch 
aufgefangen werden, daß krisen- 
haft gewordene gesellschaftliche 
Bereiche administrativ verein- 
nahmt werden (Ausbildungssektor 
als Auffangbecken für potentiell 
Arbeitslose, Funktionsausweitung 
und Aufgabenüberlastung der „So- 
zialverwaltung“), ohne daß die 
materiellen Voraussetzungen zur 
Behebung der anstehenden Pro- 
bleme auch nur annähernd vor- 
handen wären. Daraus folgt, daß 
der Tätigkeitsbereich der Staats- 
verwaltung immer mehr zum un- 
mittelbaren Konfliktfeld wird: die 
vermittelnde kanalisierende Wir- 
kung „integrativer" Interessenor- 
ganisationen fällt weg, die Kon- 
frontation mit einer Staatsbüro- 
kratie, die ihre Problemfelder im 
Zuge der „Reformökonomisierung“ 
zwangsläufig nur noch durch re- 
pressive Regulierung unter Kon- 
trolle halten kann, wird direkter. 

Daraus folgt sicherlich nicht unmit- 
telbar die Entstehung eines mas- 
senhaften und organisationsfähi- 
gen politischen Bewußtseins. Auch 
wenn sich angesichts der erwart- 
baren ökonomischen Entwicklung 
die sozialen Konfliktlagen auswei- 
ten, steht eine revolutionäre Situa- 
tion nicht vor der Tür. Die zuneh- 
mende Unfähigkeit der bürokrati- 
schen Partei- und Gewerkschafts- 
apparate, wichtige gesellschaft- 
liche Konflikte überhaupt noch auf- 
nehmen zu können und die wach- 
sende Brüchigkeit der Legitima- 
tionsideologien führen aber zu 
einer grundlegenden Labilität des 
Herrschaftssystems, deren Folgen 
zunächst einmal unvorhersehbar 
und unplanbar sind. Paradoxer- 
weise bedeutet die Abkoppelung 
des Parteiensystems von den 
grundlegenden Klassenstrukturen 
und die damit — jenseits der ideo- 
logischen Feuerwerke — verbun- 
dene Entpolitisierung der partei- 


politischen  Auseinandersetzungen 
die gesteigerte Möglichkeit, daß 
sich Politisierungsprozesse außer- 
halb der politischen Apparate des 
bürgerlichen Staates entwickeln. 
Die westdeutsche Bourgeoisie muß 
auf die Chance verzichten, mit 
einer reformistischen Arbeiterpar- 
tei einen (wie auch immer proble- 
matischen) „historischen Kompro- 
miß" einzugehen. Es dürfte diese 
zunehmende Möglichkeit des Zu- 
sammenbruchs massenintegrativer 
Mechanismen sein, die den Erklâ- 
rungshintergrund für die Entwick- 
lung der politischen Repression in 
der BRD bestimmt: sie funktionie- 
ren noch, aber ihre Funktionsbasis 
wird schmaler, und Erscheinungen 
wie die Studentenrevolte, spontane 
Streikbewegungen oder die verein- 
zelte Radikalisierung von „Bürger- 
initiativen“ sind deutliche Warn- 
zeichen für die Herrschenden, auch 
wenn sie sich bislang im wesent- 
lichen :noch als unterdrückbar oder 
integrierbar erwiesen haben. Das 
Kartell der etablierten politischen 
Organisationen ist auch ein Kar- 
tell der Angst, das den „Bürgern 
da draußen im Lande“ nicht mehr 
so recht zu trauen vermag. 


Die Zielrichtung der 
politischen Repression 


Die neueren staatlichen Repres- 
sionsmaßnahmen richten sich des- 
halb schwerpunktmäßig darauf, das 
bestehende institutionelle System 
von Massenintegration und Ideo- 
logiereproduktion vorbeugend ab- 
zusichern und den staatlichen Ge- 
waltapparat als Krisenreserve in- 
takt zu halten. 

Die Repression, die noch nicht die 
Form offener Gewaltanwendung 
gegen Massen annehmen muß, 
richtet sich deshalb 

— gegen potentielle Träger radi- 
kaler Interessendurchsetzung in- 
nerhalb der massenintegrativen 
Apparate und innerhalb der Teile 
der Staatsadministration, die un- 


mittelbar mit der Regulierung bri- 
santer sozialer Konfliktbereiche 
befaßt sind („Reformbürokratien"); 
— gegen potentielle Verbreiter 
ideologischer „Abweichungen“ in- 
nerhalb der ideologischen Appara- 
te, die den schwierigen Prozeß der 
Anpassung der herrschenden Ideo- 
logie an veränderte gesellschaft- 
liche Verhältnisse stören könnten; 
— gegen Ansätze autonomer, d.h. 
nicht in das bestehende institutio- 
nelle System von Massenintegra- 
tion einbeziehbarer Organisierung 
und nichtkonzessionierte Formen 
politischer und ökonomischer Aus- 
einandersetzung. 

In diesem Prozeß gewinnt der re- 
pressive Staatsapparat (Polizei, 
Militär, Justiz, innere Verwaltung) 
eine in doppeltem Sinne zentrale 
Bedeutung: als die Instanz, welche 
das bestehende System ideologi- 
scher Massenintegration durch re- 
pressive Eingriffe absichert (Be- 
schneidung der „Hochschulauto- 
nomie“, Zensurgesetzgebung, Ver- 
hinderung auBergewerkschaftlicher 
ökonomischer Kämpfe usw.) und 
als massenwirksame Gewaltreser- 
ve für den Fall, daß das extrem 
labil gewordene Integrationssystem 
endgültig versagt. 

Die Tatsache, daß die staatliche 
politische Repression gegenwärtig 
noch keinen Massencharakter hat, 
sondern sich gegen verstreute, 
isolierte und noch schwache Indi- 
viduen und Gruppen richtet, muß 
bei den Diskussionen um Strate- 
gien der Gegenwehr berücksichtigt 
werden. Diese müssen, solange 
das massenintegrative System noch 
halbwegs funktioniert, nolens vo- 
lens zentral an dessen Widersprü- 
chen ansetzen und diese weiterzu- 
treiben suchen, zugleich aber auch 
die Chancen nützen, die das be- 
stehende System für autonome 
politische Arbeit noch bietet. 

Es ist nämlich nicht ausgeschlos- 
sen, daß die besondere Spielart 
des bürokratisch-autoritären Staa- 
tes, wie er sich in der BRD heraus- 
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gebildet hat, durchaus lângeren 
Bestand haben kann. Jedenfalls 
durfte eine Herrschaftsform, welche 
die ideologische Integration der 
Massen noch dadurch abzusichern 
vermag, daß punktuelle Gewaltan- 
wendung gegen vereinzelte Dissi- 
denten und schwache Organisa- 
tionsansätze praktiziert wird, der 
Kapitalverwertung beim erreichten 
Stand der Produktivkraftentwick- 
lung höchst angemessen sein — 
angemessener jedenfalls als offe- 
ner Massenterrorismus, dessen 
„Kosten“ in einem hochentwickel- 
ten Industriestaat unabsehbar sind. 


Schon aus diesem Grund ist ein 
einfaches und sozusagen „natur- 
wüchsiges“ Hinübergleiten in fa- 
schistische und massenhaft terrori- 
stische Herrschaft nicht eben wahr- 
scheinlich. Dies bedürfte zumin- 
dest der Unterstützung wenn nicht 
einer Massenbewegung, so doch 
einer wirksamen faschistischen 
Ideologie, die nicht einfach herbei- 
zitierbar ist. Eine solche Entwick- 
lung müßte deshalb unter erheb- 
lichen Konflikten innerhalb der po- 
litischen Apparate ablaufen. Ihre 
Gefahr darf aber nicht unterschätzt 
werden: sie würde sicherlich nicht 
in der Form eines offenen Staats- 
streichs verlaufen, sondern eher in 
der einer weiteren Umstrukturie- 
rung und Funktionsveränderung 
der etablierten Apparate des bür- 
gerlichen Staates, der Parteien, 
Gewerkschaften und der „ideolo- 
gischen“ Apparate insbesondere, 
ohne daß diese unbedingt formell 
beseitigt werden müßten. Zentral 
abhängig ist diese Entwicklung 
von den ökonomischen Spielräu- 
men der westdeutschen Bourgeoi- 
sie, von denen die Möglichkeiten 
für materielle Zugeständnisse und 
damit das unverzichtbare Funda- 
ment „reformistischer“ Massen- 
integration abhängen. Diese Spiel- 
raume werden bei der imperialisti- 
schen Hauptmacht BRD aber im- 
mer klarer bestimmt durch die Ent- 
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wicklung der Klassenkâmpfe jen- 
seits der Grenzen. 


Thesen zur Strategiediskussion 


(1) Ein rein defensiver „Kampf 
um Verfassungspositionen“ bleibt 
wahrscheinlich schon deshalb ohne 
größere Resonanz, weil dafür zu- 
mindest in der BRD der Adressat 
fehlt: die mangelnde Revolutions- 
und Kampferfahrung der westdeut- 
schen Bourgeoisie äußert sich 
nicht zuletzt darin, daß es im 
Grunde keine „liberale Öffentlich- 
keit“ mit entsprechenden ideologi- 
schen Traditionen gibt und die 
bürgerlichen Ideologen mehrheit- 
lich autoritäre Kriecher geblieben 
sind. Auf der anderen Seite fehlen 
aber die „reformistischen“ Orga- 
nisationen der Arbeiterklasse, die 
wie in anderen Ländern in gewis- 
sem Sinne das „Erbe“ des bürger- 
lich-demokratischen Liberalismus 
aufnehmen könnten. 

(2) Die repressive Absicherung von 
Massenintegration steht vor einem 
zentralen Dilemma: sie kann nicht 
soweit gehen, daß die masseninte- 
grativen und ideologischen Appa- 
rate von jeder Interessenartikula- 
tion und von allen ideologischen 
Strömungen einfach abgekoppelt 
werden, ohne daß sie austrocknen 
und ihre herrschaftstechnische 
Funktionsfähigkeit verlieren. Die 
SPD muß dieses Dilemma am 
stärksten spüren, weil sie — und 
in etwas anderer Weise die Ge- 
werkschaften - am wenigsten 
„Reform“-Ansprüche einfach strei- 
chen kann und auf bestimmte For- 
men beschränkter Politisierung und 
Mobilisierung angewiesen bleibt. 
Dies setzt der Umfunktionierung 
der Partei zum integralen Staats- 
apparat gewisse Grenzen, also: 
solange sich Massenintegration 
noch formal auf pluralistische „Wil- 
lensbildung“ und „Parteikonkur- 
renz“ stützt, wird es Konflikte in- 
nerhalb und zwischen den Appa- 
raten geben, die in Rechnung ge- 
stellt werden müssen. 


(3) Effektiver Widerstand muß of- 
fensiv sein, durch Vereinheit- 
lichung von Konfliktfeldern, Her- 
stellung von Verbindungen, Durch- 
brechen der Parzellierungsstrate- 
gien. Dieses scheitert immer noch 
sehr wesentlich daran, daß die Be- 
troffenen der „strukturellen Ge- 
walt“ bürgerlicher Herrschaftsver- 
hältnisse, die durch die bürokrati- 
schen Apparate aufrecht erhalten 
werden, quasi schutzlos ausgesetzt 
sind. Besonders die in den „ideo- 
logischen“ Apparaten und in der 
staatlichen Verwaltung Tätigen, 
deren Arbeitssituation kaum ver- 
einheitlichend und solidarisierend 
wirkt, sind durch strukturell herge- 
stellte Isolierung, Vereinzelung, 
Handlungsunfähigkeit und Perspek- 
tivlosigkeit außerhalb der Dimen- 
sionen des Apparats geprägt. Dies 
bedeutet, daß die „Organisations- 
frage“ im Sinne der Schaffung 
autonomer, gegen die existieren- 
den Bürokratien gerichteter und 
antihierarchischer Politik- und Ar- 
beitszusammenhänge eine zentrale 
Frage erfolgreicher Anti-Repres- 
sionspolitik ist. 

(4) Dies bedeutet, daß die „Orga- 
nisation des Widerstandes" weder 
bei abstrakten Staatsbürgern noch 
in den Regionen des Untergrunds 
oder der drop-out-Szene angesie- 
delt werden kann. Es geht darum, 
konkrete Arbeits- und Aktionszu- 
sammenhänge herzustellen und zu 
festigen, die sich autonom gegen 
die Rollenverteilungs-, Arbeitstei- 
lungs-, Unterwerfungs- und Kon- 
kurrenzmechanismen der beste- 
henden Apparate verhalten. Dies 
setzt noch erhebliche Auseinander- 
setzungen um den Inhalt „soziali- 
stischer Perspektiven“ und um 
praktische Alternativen innerhalb 
der Linken voraus. Dies ist aller- 
dings die Voraussetzung dafür, daß 
politische Kämpfe nicht im strikten 
Sinne als bürgerlich beschränkte, 
nämlich abstrakte und formelle ge- 
führt werden. 

(5) Dies muß auch das Verhältnis 


zur SPD bestimmen: Die Einfluß- 
nahme auf mögliche Konflikte in- 
nerhalb der Partei hat weder in 
Form fleißiger Parteiarbeit noch 
durch den Aufbau einer links von 
ihr angesiedelten, aber strukturell 
den gleichen entfremdeten büro- 
kratischen Mustern gehorchenden 
Organisation viel Sinn. Wesent- 
licher ist die Herstellung und Ver- 
breiterung politisch autonomer, 
qualitativ neuer Arbeits- und Le- 
benszusammenhänge, auf die die 
Partei dann nolens volens wird 
reagieren müssen, wenn sie sich 
von dieser Seite dem Verlust ihrer 
„Basis“ ausgesetzt sieht. 

(6) Wenn einiges dafür spricht, 
daß der etablierte autoritäre Staat 
der BRD in der bestehenden Aus- 
prägung längeren Bestand haben 
kann, müssen wir uns auch im 
Verhältnis zum Staat auf lange 
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Auseinandersetzungen und Gra- 
benkâmpfe einstellen, und wir mus- 
sen uns damit beschäftigen, wie 
wir den Opfern der Repression 
wirksame (materielle und sonstige) 
Hilfe schaffen, um so der um 
sich greifenden Einschüchterung 
entgegenzuwirken. 

(7) Schwach begründet ist die 
Hoffnung auf das „liberale Aus- 
land“, solange verkannt wird, daß 
die Bourgeoisien der imperialisti- 
schen Länder trotz bestehender 
Gegensätze durchaus ein Interesse 
an einer politisch und militärisch 
starken BRD als regionaler Hege- 
monialmacht haben. Was aller- 
dings zur zentralen Grundlage 
einer politischen Strategie werden 
müßte, ist der objektive Zusam- 
menhang zwischen der politischen 


Repression in der BRD, der im- 
perialistischen Vormachtstellung 
Westdeutschlands und der Entwick- 
lung der Klassenkämpfe jenseits 
der Grenzen (vgl. das Verhältnis 
BRD-Italien oder BRD-Portugal). 
Das schwierige Problem der — 
trotz sehr unterschiedlicher Kampf- 
bedingungen, Kampfformen und 
unmittelbaren Kampfperspektiven 
— notwendigen internationalen 
Vereinheitlichung der Kämpfe dürf- 
te eine zentrale Frage der künfti- 
gen Anti-Repressionspolitik sein. 
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INNERER FEIND UND RESTAURATION 
SEINE BESTIMMUNG UND BEHANDLUNG 


IN DER GESCHICHTE DER BRD 


Die Geschichte der Restaurationsphasen in 
der Nachkriegsgeschichte Westdeutschlands 
ist durch politische Entscheidungen über 
Freund und Feind gekennzeichnet, bei denen 
weniger sozio-ökonomische als speziell politi- 
sche und außenpolitische Faktoren bestim- 
mend waren. Feind meint hier denjenigen, 
dem man nachsagt, daß er das politische oder 
soziale System in Frage stellt; Freund steht 
hier auch für politische und soziale Gegen- 
spieler, sofern diese sich ausdrücklich oder 
stillschweigend, partiell oder auf Zeit, auf be- 
stimmte Einigungsformeln festlegen. 

Die „Freund-Feind-Linie“ hat der konservative 
Staatsrechtler Carl Schmitt 1932 als Gegen- 
position der von der Linken betonten, an 
ökonomischen Gegebenheiten orientierten 
Klassenkampflinie entgegengesetzt (Der Be- 
griff des Politischen, Neuausgabe, Berlin 
1963). Die von Carl Schmitt entwickelte Theo- 
rie ist auf dem Hintergrund der Geschichte 
der Weimarer Republik zu sehen, die — etwa 
am Verhalten der SPD — deutlich machte, daß 
die Grenze zwischen Arbeiterparteien und 
bürgerlichen Parteien nicht identisch war mit 
der Linie, die realiter den Klassenkonflikt mar- 
kierte. Von Liberalen ist das Freund-Feind- 
Denken genauso kritisiert worden wie Klas- 
senkampfpositionen. Auch Linke haben diese 
Kritik übernommen und Feinderklärungen 
vielfach gleichgesetzt mit faschistischen oder 
faschistoiden Denkmustern. Die Kritik am 
Freund-Feind-Denken ist berechtigt, wenn die 
Bestimmung des Gegners als wirklicher 
Feind in der Form der absoluten Feindschaft 
personalisierend auf die Spitze getrieben 
wird: der Feind wird dann der Störer, der ver- 
nichtet, der ausgemerzt werden darf (ausmer- 
zen, individuelle Vernichtung des Gegners als 
solche, ist keine linke Position). In einer in 
Klassen gespaltenen Gesellschaft ist jedoch 
die Unterscheidung zwischen Freund und 
Feind unvermeidlich. Wenn das richtig ist, 
kommt es nicht darauf an, innerstaatliche 


Feinderklärungen zu verdammen, sondern 
darauf zu achten, daß in der unvermeidlichen 
Frontstellung nicht einzelne (seien es Funk- 
tionsträger oder seien es Sündenböcke) zum 
Feind werden, sondern daß die kapitalistische 
Produktionsweise bekämpft wird, die als sol- 
che immer wieder „Feinde“ produziert. Wenn 
auch von Linken vereinfachend von einer in- 
nerstaatlichen Feinderklärung nach „rechts“ 
oder nach „links“ gesprochen wird, dann 
heißt das: Front zur Aufrechterhaltung oder 
Front zur Abschaffung der kapitalistischen 
Produktionsweise. Wenn es dagegen heißt, 
„der Staat" müsse sich nach „links“ und 
nach „rechts“ in gleicher Weise verteidigen, 
dann wird diese klare Alternative verwischt 
durch eine typisch „deutsche“ Mystifikation, 
die verdeckt, daß es dabei letztlich um nichts 
anderes als um die Sicherung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise geht. 

In der ersten Nachkriegsphase gab es in den 
neu gegründeten Parteien in dem hier skizzier- 
ten Sinn eine Front zur Abschaffung des Kapi- 
talismus, kurz, eine innerstaatliche Feind- 
erklärung nach „rechts“. Begriffe und Sätze, 
die noch heute die politische Auseinander- 
setzung bestimmen, hatten damals einen an- 
deren, eindeutigen politischen Sinn. So steht 
in den Kölner Leitsätzen der CDU im Rhein- 
land und in Westfalen vom September 1945 
der Satz: „Das öffentliche Leben und die ge- 
samte Wirtschaft sind von unzuverlässigen 
Elementen zu säubern.“ Gegen wen diese 
Säuberung gerichtet war, zeigt ein anderer 
Satz dieses Programms: „Die Vorherrschaft 
des Großkapitals, der privaten Monopole und 
Konzerne wird beseitigt.“ Wenn die wieder 
gegründete Zentrumspartei eine Reichsver- 
fassung forderte, „die den Feinden der Demo- 
kratie keine Handhabe bietet, den republika- 
nischen Staatsbau zu unterwühlen“, dann muß 
man wissen, daß republikanisch in der Wei- 
marer Republik ein Kampfbegriff gegen rechts 
war. Auch der Satz aus dem Aufruf des Ber- 
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liner  Zentralausschusses der SPD vom 
15. Juni 1945 unterscheidet sich auf den 
ersten Blick nicht von den späteren doppelten 
Feinderklärungen: 

„In einer antifaschistischen-demokratischen 
Republik können demokratische Freiheiten 
nur denen gewährt werden, die sie vorbehalt- 
los anerkennen. Demokratische Freiheiten 
aber sind denen zu versagen, die sie nur 
nutzen wollen, um die Demokratie zu schmä- 
hen oder zu zerschlagen.“ Daß es den Sozial- 
demokraten in Berlin damals nur um die 
Frontstellung gegen den Faschismus und Mili- 
tarismus ging, geht daraus hervor, daß die- 
ser Aufruf schließt mit dem Appell an die KPD, 
den „Kampf um die Neugestaltung auf dem 
Boden der organisatorischen Einheit der Ar- 
beiterklasse“, d.h. in einer Einheitspartei zu 
führen. Auch Kurt Schumacher, der politisch 
die KPD und eine Vereinigung der Arbeiter- 
parteien bekämpfte, schrieb nicht umsonst in 
die vom SPD-Parteitag 1946 beschlossenen 
„Leitsätze“ den Satz: „Die deutsche Demo- 
kratie muß sozialistisch sein, oder die gegen- 
revolutionären Kräfte werden sie wieder zer- 
stören.“ Die Kommunisten wurden von Schu- 
macher politisch bekämpft, aber der wirkliche 
Feind waren diejenigen, die „Hitler zur Macht 
verholfen“ haben: „Solange es in Deutsch- 
land möglich ist, daß sich große Vermögen 
in den Händen verantwortungsloser Privater 
sammeln können, ist die Demokratie nicht 
gesichert. Die ungeheure Wirtschaftsmacht 
der Konzerne muß in die Macht der All- 
gemeinheit gelegt werden, sonst wirkt sie sich 
als politische Macht gegen den neuen Staat 
aus.“ 

Soweit diese Feindbestimmung juristisch rele- 
vant wurde, trugen dafür allerdings nicht deut- 
sche Instanzen, sondern die Besatzungs- 
mächte die Verantwortung, — auch wenn Deut- 
sche dabei (etwa im Rahmen der Entnazifizie- 
rung) in der Ausführung mitwirkten. Das war 
für die Folgezeit nicht unwichtig: Weder eine 
Verurteilung in Nürnberg noch eine belasten- 
de Einstufung im Entnazifizierungsverfahren 
waren für das spätere Staatswesen Bundes- 
republik juristisch relevant. Eine Einstellung 
in den öffentlichen Dienst war durch solche 
„Belastungen“ nicht rundweg ausgeschlossen. 
Art. 139 des Grundgesetzes legte nur fest, 
daß „die zur ‚Befreiung des deutschen Volkes 
vom Nationalsozialismus und Militarismus‘ 
erlassenen Rechtsvorschriften“ durch das 
„Grundgesetz nicht berührt“ werden. 
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Die Einigungsformel in dieser etwa bis 1948 
reichenden Phase der Nachkriegspolitik lau- 
tete: „demokratische Neuordnung“. Das be- 
deutete Sozialismus, etwas „Drittes“ zwischen 
Kapitalismus und Sozialismus oder auch nur 
— wie bei der FDP — Rückkehr zur „Herr- 
schaft des Rechts“. Verdrängt wird heute gern 
die Tatsache, daß in dieser Periode Kommu- 
nisten mit in den neu geschaffenen Landes- 
regierungen vertreten waren und als militante 
Antifaschisten mit zu den „demokratischen 
Kräften“ gerechnet wurden. 

Schon bei der Beratung des Grundgesetzes 
wurde die Frontstellung gegen rechts über- 
deckt durch eine, allerdings nicht juristisch 
wirksame, politische Abgrenzung der „staats- 
tragenden Parteien“ gegenüber Kommunisten. 
Die KPD war jedoch bei den Beratungen im 
Parlamentarischen Rat beteiligt. Trotz des 
Konsens der übrigen Parteien in ihrer Haltung 
gegenüber der KPD vertrat damals im Parla- 
mentarischen Rat niemand die Auffassung, 
daß die in Art.21 Abs.2 GG vorgesehene 
Möglichkeit des Parteiverbots durch das Bun- 
desverfassungsgericht auf eine Partei an- 
gewendet werden dürfe, die im Faschismus 
Seite an Seite mit Sozialisten und mit christ- 
lichen Gewerkschaftern gekämpft und gelitten 
hatte. Illegal waren von 1948 bis 1950 weiter- 
hin nur Faschisten und Militaristen. 

Die Umkehr der Feinderklärung wurde 1950/51 
eingeleitet als Teil der _ Auseinander- 
setzung, die als „Kalter Krieg“ bezeichnet 
wird. Die Feinderklärung gehörte zu den 
„Waffen“ (das wurde allerdings erst Jahre 
später zugegeben), die geschmiedet wurden, 
„um im Kalten Krieg zu bestehen“ (CDU- 
Bundestagsabgeordneter Horst Hassler). Es 
ist nicht zufällig, daß diese Feinderklärung 
durch den Beschluß der Bundesregierung (vom 
19. September 1950, daß die Unterstützung 
kommunistischer Organisationen und der neo- 
faschistischen Sozialistischen Reichspartei 
(SRP) für die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes nicht mit ihren Dienstpflichten zu 
vereinbaren sei) zeitlich zusammenfällt mit der 
ersten Warnung vor einer Epoche der Restau- 
ration in der Bundesrepublik, die der Links- 
katholik Walter Dirks schon damals in den 
Frankfurter Heften vorlegte. Zu der heute von 
CDU und CSU betriebenen, Geschichtsklitte- 
rung gehört die Legende, daß seit Schaffung 
des Grundgesetzes die Unionsparteien einer- 
seits und SPD und FDP andererseits einig 
gewesen seien in der Bekämpfung der Feinde 


der neuen Republik auf der Linken und auf 
der Rechten. Richtig ist, daß die SPD seit 
1945 die KPD politisch bekämpft hat. Im 
Unterschied zur SPD, die die politische Ab- 
grenzung gegenüber den Kommunisten in den 
Vordergrund rückte (und mittels einer rigoros 
gehandhabten, immer wieder geänderten Aus- 
schlußordnung Kommunisten, vermeintliche 
Kommunisten und zu Kommunisten gestem- 
pelte innerparteiliche Opponenten aus den 
eigenen Reihen entfernte), haben sowohl CDU 
und CSU als auch die FDP darauf bestanden, 
die angeblich einseitige lllegalisierung des 
Faschismus und Neofaschismus dadurch aus- 
zugleichen, daß auch die Kommunisten illega- 
lisiert wurden. Da die Weltöffentlichkeit (und 
die Besatzungsmächte) auf einer eindeutigen 
Haltung gegenüber dem Faschismus bestand, 
versuchte man die klare Feindbestim- 
mung zu neutralisieren. Dazu diente das Bild, 
das Staatswesen sei nach links und nach 
rechts zu verteidigen. Da die extreme Rechte 
nur illegal existieren konnte und die Sozialisti- 
sche Reichspartei (SRP) nach ihren Wahlerfol- 
gen in Niedersachsen unter dem öffentlichen 
Druck des Auslandes auf den 1951 gestellten 
Antrag der Bundesregierung hin 1952 vom 
Bundesverfassungsgericht verboten werden 
mußte, stellte die Bundesregierung im selben 
Atemzuge den Antrag auf Verbot der KPD 
(die FDJ war schon zuvor durch einen Be- 
schluß der Bundesregierung illegalisiert wor- 
den). In gleicher Weise richtete sich das 1951 
neu geschaffene politische Strafrecht äußer- 
lich gegen „Rechts- oder Linksextremismus”. 

Bei jeder doppelten Feinderklârung findet 
man Finten; denn es gibt — auch weil man 
jeweils nur nach einer Seite kämpfen kann, 
aber letztlich, weil es für den Sozialisten um 
die Frage geht, Abschaffung oder Aufrecht- 
erhaltung der kapitalistischen Produktions- 
weise — immer nur einen Hauptfeind. Es 
kommt bei jeder doppelten Feinderklärung 
darauf an, die Finten zu durchschauen und 
zu erkennen, wer ist der eigentliche Gegner. 
Für Adenauer, der den Kommentator der 
Nürnberger Rassengesetze Hans Globke zum 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt machte, 
war der Kommunismus der wirkliche Feind. 
Die Formel „Kampf gegen Rechts- und Links- 
extremismus“ war nur das Vehikel, diese 
Feinderklärung durchzusetzen. Die Opposition, 
die sich gegen Adenauer und Ulbricht wandte, 
war umgekehrt bald genötigt, die Abgrenzung 
gegen den Kommunismus zu betonen, um den 


eigentlichen Kampf gegen die Transformation 
der Bundesrepublik in einen autoritären Ver- 
fassungsstaat führen zu können. Auf dem 
Hintergrund des „Kalten Krieges“ und der 
systematisch geschürten Angst vor einem 
Überfall der Sowjetunion gelang es den 
Unionsparteien, Schritt für Schritt die lllegali- 
sierung der Kommunisten in der Bundesrepu- 
blik mit der Formel durchzusetzen: Keine 
Freiheit für die Feinde der Freiheit. Es sollte 
so aussehen, als gäbe es nur einen Feind: 
rot war gleich braun. 

Die SPD hat 1956 das Verbot der KPD aus 
politischen Gründen mißbilligt; sie hat sich 
auch dagegen gewandt, daß die Auslegung 
der 1951 geschaffenen Staatsschutzbestim- 
mungen „nicht nur den gesetzgeberischen 
Willen verkennt, sondern ihn auch im be- 
dauerlichen Maße pervertiert“ hat; sie hat je- 
doch — selbst im Banne der Formel „Keine 
Freiheit für die Feinde der Freiheit“ weder 
den Unterschied zwischen politischer Abgren- 
zung und lllegalisierung betont, noch die 
durch diesen Spruch erfolgende Ausklamme- 
rung des im Grundgesetz festgelegten förm- 
lichen rechtsstaatlichen Verfahrens gerügt. So 
gab es nur wenige, die über ausreichende 
Kriterien verfügten, um zum Beispiel den Pro- 
zeB gegen den FDJ-Funktionär Jupp Angen- 
fort nicht auf derselben Ebene zu sehen wie 
den Prozeß gegen das SRP-Mitglied Remer, 
der als Major der Wehrmacht in Berlin eine 
wichtige Rolle bei der Niederschlagung des 
Widerstandes vom 20. Juli 1944 gespielt hatte 
und der zu Beginn der fünfziger Jahre von 
der SRP als Symbolfigur ihres Affektes gegen 
das neue Staatswesen in den Vordergrund 
gestellt wurde. 

Eine neue Stufe der Illegalisierung begann, 
als die Unionsparteien — ab 1957 nicht nur 
im Bundesrat, sondern auch im Bundestag im 
Besitz der absoluten Mehrheit — sich nicht 
damit begnügten, die KPD und ihre Hilfsorga- 
nisationen zu verbieten, sondern jedem poli- 
tischen Schritt ehemaliger KPD-Mitglieder und 
schließlich jeder mit der illegalen KPD 
oder ihren Kräften zusammenarbeitenden 
Opposition mit spezifischen Mitteln der Straf- 
verfolgung begegneten. Nach dem KPD-Ver- 
bot wurden die früheren KPD-Funktionäre 
gemäß $ 90a Abs. 3 StGB in der Fassung von 
1951 als Gründer, Rädelsführer und Hinter- 
männer einer Vereinigung verfolgt, deren 
Tätigkeit sich gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung richtete. Zugleich ging man mit der- 
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selben Bestimmung gegen die Funktionâre 
anderer Organisationen vor, die als Tarn- 
organisationen der KPD eingestuft wurden. 
Sogar einfache Mitglieder der KPD oder der 
Nebenorganisationen muBten damit rechnen, 
wegen solcher Mitgliedschaft in die Strafver- 
folgung einbezogen zu werden, weil die Tätig- 
keit der genannten Organisationen darauf ge- 
richtet sei, „strafbare Handlungen zu be- 
gehen“ ($ 129 StGB). Das bloße Organisieren 
von Ferienreisen für Kinder in die DDR führte 
zur strafrechtlichen Verurteilung. Die Teil- 
nahme an einem Kongreß in der DDR oder 
schon der Besitz politischer Texte aus der 
DDR führte mehr als einmal zur Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens (was dann bereits 
den Verlust des Arbeitsplatzes zur Folge ha- 
ben konnte). Man begnügte sich nicht damit, 
für Kommunisten die Vereinigungsfreiheit auf- 
zuheben. „Keine Freiheit für die Feinde der 
Freiheit“ bedeutete von nun an faktisch: Ge- 
fängnis für die „Feinde der Freiheit“. Das war 
nur möglich, weil jede Aktivität eines Kommu- 
nisten zur kriminellen Handlung gestempelt 
wurde. Wenn die üblichen Staatsschutz-Para- 
graphen des StGB nicht paßten, dann hieß es: 
Diese Aktion beruht auf Kontakten zu Instan- 
zen einer feindlichen Macht und ist somit Lan- 
desverrat. Auf diese Weise wurde die Grenz- 
linie zwischen Freund und Feind erneut ein 
Stück verschoben: Nicht nur die politische 
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Aktivitât von Kommunisten in der Bundes- 
republik wurde strafrechtlich verfolgt, sondern 
jedes Verhalten, bei dem dieselben Parolen 
wie bei den von der DDR gelenkten Aktionen 
nachgewiesen werden konnten. 

Die Gegenbewegung gegen diese Tendenzen 
konnte sich erst langsam durchsetzen, als die 
Vereinigten Staaten und die UdSSR bestrebt 
waren, den „Kalten Krieg“ zu beenden. Ein 
Signal setzte das Bundesverfassungsgericht 
1861 (allerdings erst 4/2 Jahre nach dem Ver- 
bot der KPD!) mit der Entscheidung, durch 
die die Bestimmung des StGB für verfas- 
sungswidrig erklärt wurde, die eine Verfol- 
gung der KPD-Funktionäre für ihre Tätigkeit 
vor dem Verbot der KPD gestattete ($ 90a 
Abs.3 StGB in der Fassung von 1951). Eine 
Wende trat jedoch erst ein, als die jahrelang 
gegenüber Kommunisten gehandhabte Praxis 
der Strafverfolgung im Herbst 1962 auch ge- 
gegen die Redaktion des Spiegel und auf libe- 
rale Journalisten wie Rudolf Augstein und 
Conrad Ahlers angewandt wurde. Auch in der 
Spiegel-Affäre ging es angeblich um Landes- 
verrat. Zugleich brachte die Affäre in den Au- 
gen einer breiten Öffentlichkeit „die Umrisse 
eines autoritären Staatswesens zum Vor- 
schein, das bis dahin eine Art Untergrund- 
dasein geführt, aber sich seine Fähigkeit be- 
wahrt hatte, zu handeln, als ob die liberale 
Verfassung nicht existierte“ (Sebastian Haff- 
ner). Auch die schon Ende der fünfziger Jahre 
entwickelten Modelle einer Notstandsverfas- 
sung, durch die das Grundgesetz von 1949 zu 
einem Verfassungstext für Schônwetterzeiten 
entwertet werden sollte, konnte seit der Spie- 
gel-Affâre von einer langsam zu einem 
politischen Faktor werdenden Oppositions- 
bewegung in Frage gestellt werden. Doch Re- 
solutionen und Stellungnahmen von Gewerk- 
schaften und Intellektuellen vermochten nicht 
die SPD in ihrer Gesamtheit dazu zu bringen, 
die Notstandsgesetzgebung grundsätzlich ab- 
zulehnen. Die Partei bejahte die Landesver- 
teidigung; selbst viele Linke fürchteten gegen- 
über dem vielbeschworenen Feind im Osten, 
als unzuverlässig in der Landesverteidigung 
abgestempelt zu werden. Die Gewerkschaften, 
die in der Frage des politischen Streikrechts 
schon Anfang der fünfziger Jahre Abstriche 
hinnahmen und sich in der Folgezeit gegen 
zivilrechtliche Schadensersatzansprüche, ge- 
gen das vom Bundesarbeitsamt aufgestellte 
Gebot der sogenannten Sozialadäquanz bei 
Arbeitskämpfen und gegen das von der Kapi- 


talseite in Anspruch genommene „Recht“ zur 
Aussperrung zur Wehr setzen mußten, konn- 
ten immerhin durchsetzen, daß die 1968 ver- 
abschiedeten Notstandsgesetze nicht mehr — 
wie ursprünglich vorgesehen — auch für den 
Fall des inneren Notstandes Möglichkeiten zu 
Eingriffen in die Streikfreiheit bieten. Da die 
Gewerkschaften — auch Otto Brenner — schon 
1962 erklärt hatten, daß sie sich der Zwei- 
drittelmehrheit des Bundestages beugen wür- 
den, war das harte Nein zu dem geforderten 
Generalstreik vorhersehbar (nicht notwendig 
allerdings die Ablehnung von Warnstreiks). 
Auf konservativer Seite konnte man Abstri- 
chen von den ursprünglichen Forderungen zu- 
stimmen, da man erkannt hatte, daß der Ver- 
such, die Gewerkschaften durch staatliche 
Sanktionen zum Stillhalten zu bringen, stär- 
kere Gegenbewegungen provoziert als die 
Zähmung der Gewerkschaften in einer staat- 
lichen Einkommenspolitik mittels sogenannter 
Orientierungsdaten, die, von der CDU unter 
dem Begriff „formierte Gesellschaft“ konzi- 
piert, abgeschwächt von Karl Schiller 1967 
unter dem Namen „konzertierte Aktion“, im 
Rahmen der Großen Koalition realisiert 
wurden. 

Doch die Große Koalition (seit Spätherbst 
1966) leitet zugleich eine Phase ein, in der die 
in der juristischen Form der doppelten Feind- 
erklärung nach links und rechts seit den 
fünfziger Jahren geltende Feinderklärung 
gegen den Kommunismus abgeschwächt und 
teilweise aufgehoben wurde. 

Die Unionsparteien setzten in dieser Koalition 
durch, daß die bei den Landtagswahlen in 
den meisten Bundesländern über die 5 °/o 
Klausel gesprungene Nationaldemokratische 
Partei Deutschlands (NPD) nicht verboten 
wurde; die SPD erreichte, daß der Koalitions- 
partner sich damit einverstanden erklärte, daß 
sich die KPD 1968 unter dem Namen DKP 
neu gründen konnte, ohne staatliche Verfol- 
gung befürchten zu müssen. Die Unionspar- 
teien setzten darauf, bei den Bundestagswah- 
len 1969 entweder die absolute Mehrheit zu 
erringen oder aber mit Hilfe der NPD auch 
eine Minderheitsregierung riskieren zu kön- 
nen. Bei der Wahl zum Bundespräsidenten 
nahm man in Kauf, daß Gerhard Schröder 
auch mit NPD-Stimmen gewählt wurde. Die 
SPD betrachtete die Legalisierung einer kom- 
munistischen Partei in der Bundesrepublik als 
Voraussetzung für die von ihr ins Auge ge- 
faßte Ostpolitik. Zugleich versuchten FDP und 


SPD wieder diejenigen für sich zu gewinnen, 
die als außerparlamentarische Opposition 
(Apo) zu einem gewichtigen Faktor in der 
öffentlichen Meinung geworden waren. So 
diskutierte Ralf Dahrendorf vor den Türen des 
Freiburger Parteitages der damaligen Opposi- 
tionspartei FDP mit Rudi Dutschke; so ge- 
währte die SPD den stark von der Protest- 
bewegung beeinflußten Jungsozialisten einen 
Spielraum, der 1960 dem damaligen SDS nicht 
zugebilligt worden war. 

Das heißt nicht, daß es in dieser Zeit keine 
staatlichen Repressionen gab. Erinnert sei nur 
an militante Polizeieinsâtze. Wesentlich für 
diese Phase jedoch war, daß es die Protest- 
bewegung verstand, Eingriffe und Übergriffe 
des Staatsapparates (z. B. den Tod von Benno 
Ohnesorg) umzumünzen zu neuen Solidari- 
tätswellen. Auch das Verbot des Heidelberger 
SDS (nach der Selbstauflösung der Bundes- 
organisation) war nicht exemplarisch. In Hei- 
delberg wurde die Nachfolgeorganisation 
ebenso geduldet wie der Schritt vom 
Roten Forum zum Neuen Roten Forum. 
Solche Illegalitätserklärungen blieben mehr 
oder weniger verbal, weil der Staatsapparat 
jede neue Solidarisierung gegen Repressions- 
maßnahmen zu vermeiden suchte. Der Inte- 
gration diente auch die Amnestie durch das 
Straffreiheitsgesetz, die 1970, d.h. schon kurz 
nach dem Regierungsantritt der SPD-FDP- 
Koalition in Bonn durchgesetzt wurde. 


Es kann hier nicht im einzelnen untersucht 
werden, ob die unter dem Etikett „Friedens- 
politik“ betriebene Ostpolitik zu einer Umkeh- 
rung der Frontstellung und wirklich zu einer 
Feinderklärung gegen rechts führte, ob Libe- 
rale und Sozialdemokraten es ihrem eigenen 
Selbstverständnis nach nicht ablehnen müs- 
sen, einen Hauptfeind zu bestimmen, oder ob 
der Verzicht auf die praktische Durchsetzung 
der Feinderklärungen nur zum politischen Kal- 
kül gehörte. Nachweisbar ist, daß SPD und 
FDP den in der Frontstellung gegen den Kom- 
munismus aufgebauten Apparat, d.h. den 
Verfassungsschutz im Bund und in den Län- 
dern weder von seiner Rechtslastigkeit be- 
freit noch in die Arbeitsweise dieser Ämter 
strukturierend eingegriffen haben. Es sah so 
aus, als gäbe es keine Feinderklärung; aber 
der Apparat stellte sich nur tot, er überlebte 
und registrierte jede Demonstration, jedes 
(auch auf Grund der Amnestie) eingestellte 
Ermittlungsverfahren, jede Unterschriften- 
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aktion und beispielsweise auch noch die Kan- 
didatur für den Sozialdemokratischen Hoch- 
schulbund zu einer Zeit, als diese Organisa- 
tion noch als Hochschulgruppe der SPD an- 
gesehen werden muBte. Nur wenige haben 
das damals erkannt; manch einer sah vielmehr 
das Pochen auf illegales Handeln als Ausweis 
fur den wahren Revolutionâr an. 

Die Aktionen der von der Presse zum ,,Staats- 
feind Nr.1“ erklârten Roten Armee Fraktion 
trugen 1971 dazu bei, eine neue Feinderklâ- 
rung in der Öffentlichkeit durchzusetzen. Das 
Datum markiert den Beginn einer neuen Re- 
staurationsphase in der Bundesrepublik. Zwar 
konnte der innere Feind nicht mehr wie zu 
Zeiten Adenauers mit dem äußeren Feind 
gleichgesetzt werden. Doch die politische 
Rechte hatte schon während der Phase der 
Protestbewegung einen Ersatz aufgebaut. Die 
wenig in die Gesellschaft integrierte Rand- 
gruppe Studenten bot nicht zuletzt auch auf 
Grund der von ihr entwickelten neuen Lebens- 
formen genügend Ansatzpunkte für ein Feind- 
bild. Die Studenten waren überwiegend links. 
Nicht nur die erklärten Konservativen fürch- 
teten, der „linke Geist“ an den Hochschulen 
könnte sich in der Geseilschaft ausbreiten. 

Die Prozedur, in der diese Feinderklärung 
zustande kam, ist aufschlußreich: In seiner 
Antwort auf die Verleihung des Friedens- 
nobelpreises an Willy Brandt forderte Rainer 
Barzel am 21. Oktober 1971, aus dem Gegen- 
einander von Regierung und Opposition dürfe 
nicht „Unversöhnlichkeit und Feindschaft“ 
werden. Der „innere Friede“ brauche die Soli- 
darität der Demokraten; die Union biete an, 
in „Solidarität den Radikalismus von links 
außen zu bekämpfen“. Wie früher war auch 
jetzt wieder von Rechtsextremismus die Rede 
— doch der war keine Gefahr (die NPD-An- 
hänger in der Bundeswehr hatten ja nicht die 
Verteidigungsbereitschaft gegen den Osten 
geschwächt!). Bei der dieser Rede folgenden 
neuen Feindbestimmung wurden die zuständi- 
gen Bundes- und Länderorgane auf Grund 
einer auch von den Linken nicht früh genug 
erkannten CDU-Strategie unterlaufen in der 
Form eines Beschlusses der Ministerpräsiden- 
ten der Länder und des Bundeskanzlers über 
die „Frage der verfassungsfeindlichen Kräfte 
im Öffentlichen Dienst“ vom 28.1.1972. Auf 
dem Hintergrund der bewußt geschürten Kam- 
pagne in Sachen Baader-Meinhof einigten sich 
die der SPD und den Unionsparteien angehö- 
renden „Chefs“ der Exekutive im Bund und 
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in den Lândern unter Ausschaltung der durch 
FDP- und SPD-Abgeordnete möglicherweise 
»Unzuverlâssigen” Legislative über Art und 
Inhalt der neuen innerstaatlichen Feinderklâ- 
rung: Es wurde der nicht im Grundgesetz ent- 
haltene Begriff des „Verfassungsfeindes“ ein- 
geführt; unter Verletzung der in Art.21 und 
18 GG festgelegten Grundsätze (Zuständig- 
keit des Bundesverfassungsgerichts für die 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit und 
der Verwirkung von Grundrechten) sollte von 
nun an die Exekutive das Recht haben, zu 
bestimmen, wer als „Verfassungsfeind“ anzu- 
sehen ist; die Mitgliedschaft in bestimmten 
Parteien oder Organisationen sollte — wie zu 
Zeiten Adenauers — als belastend gegen den 
Bewerber ausgelegt werden, selbst wenn es 
sich um eine Partei handelt, die nicht ver- 
boten ist. — Die Schwierigkeiten, die SPD und 
FDP haben, diesen Beschluß durch den im 
Bundestag am 24. Oktober 1975 verabschie- 
deten, im Bundesrat jedoch abgelehnten Ge- 
setzentwurf auch nur geringfügig zu modifizie- 
ren, zeigt, wie gut kalkuliert dieser Vorstoß 
der Konservativen war. (Ob die von SPD und 
FDP intendierte Einzelfallprüfung letztlich 
„liberaler“ ist als die von der CDU/CSU an- 
gestrebte Bindung an bestimmte Organisa- 
tionszugehörigkeiten oder ob die SPD/FDP- 
Vorstellungen nicht umgekehrt in viel stärke- 
rem Maß dazu beitragen, nicht nur die Linke, 
sondern auch linke Sozialdemokraten zu ver- 
unsichern, kann nur auf Grund einer Detail- 
analyse entschieden werden und muß hier 
ausgeklammert bleiben.) 

Trotz der Praxis der Berufsverbote darf der 
zentrale Unterschied nicht übersehen werden 
zwischen der gegenwärtigen Form der inner- 
staatlichen Feinderklärung und einem Partei- 
oder Organisationsverbot mit den dafür vor- 
gesehenen strafrechtlichen Sanktionen. Die 
Tatsache, daß es in den Jahren des KPD- 
Verbots von 1956 bis 1968 mit den Mitteln des 
Strafrechts gelang, die Kommunistische Partei 
bis auf wenige von Verfassungsschutzagenten 
durchsetzte Reste zu zerschlagen, zeigt, daß 
die gegenwärtige innerstaatliche Feinderklä- 
rung — trotz allem — noch in abgeschwächter 
Form erfolgt. Die heutige Feinderklärung trägt 
dem Rechnung, daß aus mancherlei Gründen 
(Ostpolitik, Opportunitätserwägungen, Zer- 
splitterung der Kommunisten durch die Kon- 
kurrenz mehrerer kommunistischer Parteien) 
eine neue Welle der lllegalisierung nicht sinn- 
voll erschien. Das entspricht zugleich dem in 


der SPD vorherrschenden Selbstverstândnis; 
man versucht, ein Parteienverbot zu vermeiden 
(vielleicht, weil man in der eigenen Partei- 
geschichte zweimal solchen Verboten aus- 
gesetzt war). Einigkeit besteht zwischen den 
im Bundestag vertretenen Parteien darüber, 
daß „Linksextremisten“ eingeschüchtert wer- 
den sollen, zwar nicht durch Verbot, sondern 
durch „politische Isolierung“. SPD und FDP 
haben der Union gegenüber auch eingewilligt, 
daß politische Isolierung in der Praxis für 
aktive Kommunisten die rechtlich relevante 
Sanktion des Ausschlusses vom Öffentlichen 
Dienst bedeuten soll. 

Später haben einige Freie Demokraten und 
Sozialdemokraten versucht, die im Berufs- 
verbot enthaltene partielle juristische Sanktion 
wieder zurückzunehmen und es bei einer 
politischen Abgrenzung zu belassen. Dabei 
hat man in beiden Parteien entweder aus Un- 
kenntnis über die Relevanz oder angesichts 
der konservativen Kampagne (vgl. die Attak- 
ken gegen die Hamburger Jungdemokraten, 
als diese die DKP „kritische Demokraten“ 
nannten) sich immer wieder darauf festlegen 
lassen, die politische Abgrenzung mittels der 
juristischen Kategorie der Verfassungswidrig- 
keit vorzunehmen. Solange sich SPD und FDP 
in der politischen Bewertung von Kommu- 
nisten auf solche juristischen Begriffe fest- 
nageln lassen, statt offensiv darzulegen, daß 
nach dem Grundgesetz und der Auslegung 
durch das Bundesverfassungsgericht „bis zur 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
niemand die Verfassungswidrigkeit einer Par- 
tei rechtlich geltend machen kann“, solange 
bleiben selbst Positionen — wie das am 
24. Oktober 1975 im Bundestag verabschie- 
dete Extremistengesetz („Die einstellende Be- 
hörde darf nur auf die in der Person des Be- 
werbers liegende gegen seine Verfassungs- 
treue sprechende Tatsachen gestützt werden, 
die gerichtlich nachprüfbar sind“) — inkonse- 
quent und auf der Ebene des Schattenboxens. 
Wenn Kommunisten durch konkurrierende po- 
litische Parteien und deren Vertreter in der 
Exekutive immer wieder der Verfassungs- 
widrigkeit bezichtigt werden, wird die Voraus- 
setzung dafür geschaffen, daß die jetzige noch 
abgeschwächte Feinderklärung morgen in 
Richtung auf ein Verbot kommunistischer Or- 
ganisationen verschärft werden kann. 

Die Situation Ende 1975 ist gekennzeichnet 
durch den Streit über den genauen Inhalt der 
Feinderklärung und durch das Fehlen einer 


Einigungsformel. Für die Unionsparteien geht 
es darum, SPD und FDP der Unzuverlässig- 
keit gegenüber sogenannten Verfassungsfein- 
den zu bezichtigen. Die von Alfred Dregger 
ausgesprochene Drohung, ein Parteiverbot 
werde provoziert, wenn die „aktiven Mitglie- 
der“ kommunistischer Parteien nicht „daran 
gehindert werden, in unseren Staatsdienst 
einzutreten“, ist allerdings noch nicht ernst zu 
nehmen, obwohl die von der Union regierten 
Länder, die im Bundesrat die Mehrheit haben, 
beim Bundesverfassungsgericht einen Ver- 
botsantrag stellen könnten. SPD und FDP 
haben das bereits erwähnte Extremistengesetz 
verabschiedet, obwohl klar war, daß ein sol- 
ches Gesetz im Bundesrat keine Mehrheit fin- 
den würde. Beide Koalitionsparteien sind be- 
strebt, allerdings ohne die Berufsverbotspra- 
xis in den SPD-regierten Ländern in Frage zu 
stellen, nachzuweisen, daß die „Gesinnungs- 
schnüffelei" nicht von ihnen ausgeht. Daß 
diese Parteien zu derartigen Rechtfertigungs- 
versuchen gezwungen sind, ist ein Erfolg des 
Kampfes gegen die Berufsverbote. Dieser Er- 
folg kann nur dann ausgenutzt werden, wenn 
FDP und SPD nicht abstrakt als Gegner be- 
zeichnet werden, den es zu entlarven gilt. Von 
der Funktion, die SPD und FDP gegenwärtig 
in bezug zur Aufrechterhaltung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise ausüben, muß die 
Schutzfunktion unterschieden werden, die ein- 
zelne Liberale und Sozialdemokraten bei der 
juristischen Sicherung des politischen Aktions- 
spielraums der Linken noch spielen können. 
Die Erfahrung zeigt, daß Liberale und Sozial- 
demokraten — weil sie sich selbst nicht be- 
droht fühlen — ohne Anstoß vielfach nicht be- 
reit oder in der Lage sind, derartige Rechts- 
positionen von sich aus zu wahren. 

Sozialdemokraten sehen die Mitgliedschaft in 
den maoistischen Organisationen KPD, KPD/ 
ML und KBW als „besondere Aktivität“ an, die 
bei bloßer Mitgliedschaft in der DKP nicht 
gegeben sein soll. Innerhalb des DGB gibt 
es dementsprechend Unvereinbarkeits- 
beschlüsse nicht gegenüber der DKP, son- 
dern nur gegenüber den maoistischen Organi- 
sationen. Da diese Organisationen den Kampf 
gegen das Grundgesetz wenigstens teilweise 
zu ihrem Ziel erklärt haben, geben sie nicht 
nur eine wichtige Position auf; sie verkennen 
darüber hinaus die Rolle, die einzelnen Libe- 
ralen und Sozialdemokraten beim Kampf ge- 
gen die Berufsverbote zukommt. Dementspre- 
chend schweigt bei diesen Organisationen — 
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wie bei der Terroristenfahndung — häufig 
selbst die liberale Öffentlichkeit, wenn Exe- 
kutivmaßnahmen außerhalb oder am Rande 
der Legalität erfolgen. — Selbst Beamte auf 
Lebenszeit, die solchen Organisationen an- 
gehören, müssen damit rechnen, auf Grund 
ihrer Mitgliedschaft aus dem öffentlichen 
Dienst entfernt zu werden. Es besteht 
die Gefahr, daß damit juristisch eine Praxis 
begründet wird, die einmal für die gesamte 
Linke relevant werden kann. Auch wenn keine 
politische Solidarität mit diesen- Organisatio- 
nen möglich ist, bedarf es gegen das Vor- 
gehen gegen diese Organisationen jedoch der 
Solidarität in einer Sachposition, um ein 
Recht, das für die gesamte Linke von Bedeu- 
tung ist, zu sichern. 

Die Bestimmung der Grenze zu denen, die in 
der Geschichte der Bundesrepublik als eigent- 
liche Gegner, als wirklicher Feind angesehen 
wurden, ist nicht notwendig identisch mit der 
Linie, die den Klassenkonflikt in seinen jewei- 
ligen Stadien markiert. Im Rahmen dieser 
knappen Skizze, die das Problem des Haupt- 
feindes sowie den Unterschied zwischen poli- 
tischer Abgrenzung und juristischer Sanktion 
bewußt zu machen versucht, mußte darauf ver- 
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zichtet werden, der Frage nachzugehen, wo 
und wie sich die Freund-Feind-Linie mit der 
Klassenkampflinie überschneidet oder unter- 
scheidet. 
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DER ÖFFENTLICHE DIENST ALS HERRSCHAFTSRESERVE 
ZUR KONTINUITÄT DES ANTIDEMOKRATISCHEN 


Geht man dem Verhältnis von Kapitalismus 
als Gesellschaftsformation und jeweiligem 
politischen System nach, so kann ganz all- 
gemein angenommen werden, daß Kapital- 
interessen dann in Gegensatz zu bürgerlich- 
demokratischen Herrschaftsformen geraten, 
wenn die Inanspruchnahme von demokra- 
tischen Freiheiten eben diese kapitalistische 
Ökonomie bedrohen könnte. Insofern sind 
jene Grundrechte, die sich historisch zunächst 
in enger Verbindung mit dem Interesse des 
Bürgertums an freier Entfaltung der kapita- 
listischen Produktionsweise hergestellt haben, 
nirgendwo ein für allemal gesichert; die Auf- 
rechterhaltung „liberaler Zustände" ist viel- 
mehr im entwickelten Kapitalismus stets ab- 
hängig von gesellschaftlichen Kräftekonstella- 
tionen, in denen nun Grundrechte vor allem 
von der Arbeiterklasse und ihren Organisatio- 
nen gegen die restriktive Politik einer anderen 
Klasse verteidigt werden müssen, die in einer 
früheren geschichtlichen Phase selbst solche 
Grundrechte sich gegen das Feudalsystem 
erkämpfen mußte. 

Dieser — hier nur angedeutete — Zusammen- 
hang erklärt freilich noch nicht, weshalb die 
Tendenz zum Abbau von demokratischen 
Rechten heute in Westdeutschland massiver 
als in vielen anderen kapitalistischen Ländern 
auftritt — und weshalb die Einschränkung von 
Freiheitsrechten speziell im „öffentlichen 
Dienst“ dabei eine so besondere Rolle spielt. 

Dazu im folgenden einige Hinweise: Anders 
als z.B. in England oder in Frankreich ist in 
Deutschland eine bürgerliche Revolution nie 
zum Erfolg gekommen. Der — späte und halb- 
herzige — Versuch des Bürgertums in 
Deutschland, „Einheit und Freiheit“ von unten 
her durchzusetzen, also die revolutionäre Be- 
wegung 1848/49, versagte kläglich. Nach 1850 
wandte sich die Majorität des deutschen Bür- 
gertums dem Obrigkeitsstaat zu. Die deutsche 
Einheit wurde 1871 von oben her geschaffen, 
und im Wilhelminismus überließ das Bürger- 
tum, obwohl ökonomisch mächtig werdend, 


die politische Herrschaft weitgehend den feu- 
dalen Eliten. Der „preußische Weg zum Kapi- 
talismus“ war gekennzeichnet durch Ab- 
wesenheit jener liberalen Orientierung, wie 
sie sich etwa im englischen und französischen 
Bürgertum historisch entwickelt hatte und dort 
politische Bedeutung auch dann noch behielt, 
als die ökonomische Basis dieses bürger- 
lichen Liberalismus — die freie Konkurrenz — 
dahinschwand. Stattdessen ließ sich das deut- 
sche Bürgertum auf eine absolutistische 
Staatsmetaphysik ein, deren Voraussetzung 
allerdings war, daß dieser autoritäre Staat 
sich an das ökonomische Interesse des Bür- 
gertums band. 

Vor 1914 war es in Deutschland die organi- 
sierte Arbeiterbewegung, die anstelle des Bür- 
gertums bürgerliche Freiheitsansprüche ver- 
trat, und als es 1918 zum ersten Mal in der 
deutschen Geschichte zu einer bürgerlich- 
demokratischen Herrschaftsform kam, war 
diese eben nicht einer bürgerlichen Revolu- 
tion zu verdanken, sondern zum einen Teil 
der militärischen Niederlage des Wilhelminis- 
mus, zum anderen Teil den Aktionen einer 
Arbeiterschaft, deren Perspektive im Grunde 
schon nicht mehr in der bürgerlichen Repu- 
blik liegen konnte. Aber selbst als bürgerliche 
Herrschaftsform blieb die Weimarer Republik 
inkonsequent. In Justiz, Militär, hoher Verwal- 
tung und Wissenschaft dominierten weiter 
anti-liberale Kräfte, die — zusammen mit Kapi- 
talgruppen — dem Faschismus denn auch den 
Weg zur Macht ebneten. 

Die zweite bürgerlich-demokratische Verfas- 
sung in Deutschland — die Bundesrepublik — 
war vollends Resultat einer von außen her 
dem Faschismus zugefügten Niederlage und 
nicht etwa Ergebnis einer bürgerlichen Bewe- 
gung. 

Aus dieser besonderen politischen Entwick- 
lung Deutschlands und des deutschen Bürger- 
tums erklärt sich meines Erachtens, weshalb 
der Versuch zum Abbau von Grundrechten in 
der Bundesrepublik mit weniger Widerständen 
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zu rechnen hat als in Lândern, in denen das 
Bürgertum revolutionäre Traditionen und libe- 
rale Einstellungen in gewissem Umfange ver- 
innerlicht hat. 

Nun hat aber in Deutschland das Bürgertum 
nicht nur „liberales Rückgrat“ nie wirklich ge- 
winnen können, sondern es ist ihm, sofern es 
Ansätze zur Ausbildung einer solchen Ver- 
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haltensweise zeigte, dieses Rückgrat auch 
systematisch gebrochen worden. Die gesell- 
schaftliche Institution, die hier in besonderem 
Maße wirksam wurde, war und ist das „Be- 
amtentum“, modern gesprochen: der öffent- 
liche Dienst in seiner spezifisch deutschen 
Ausprâgung. 

Nicht von ungefâhr beruft sich z.B. die Ent- 
scheidung des 2. Senats des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 22. Mai 1975, „Radikale“ 
im öffentlichen Dienst betreffend, auf das 
Preußische Allgemeine Landrecht des Jahres 
1794 und sie seitdem ungebrochene Kontinui- 
tät eines besonderen deutschen Beamten- 
rechts. In der Tat wurde hier ein Konzept der 
gesellschaftlichen Funktion des Beamtenkör- 
pers und einer darauf abgestellten spezifi- 
schen „Staatsgesinnung“ normiert, das kaum 
variiert heute die Grundlage der Berufsver- 
botspolitik bildet. 

Repressionen gegen “Radikale im öffent- 
lichen Dienst“ haben insofern in unserem 
Land eine lange Vorgeschichte. Schon zu Zei- 
ten der ersten zaghaften Regungen bürger- 
lichen Selbstbewußtseins in Deutschland 
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mußte das Attentat des Studenten Sand auf 
den Dichter Kotzebue dazu herhalten, um mit 
den Karlsbader Beschlüssen der deutschen 
Bundesstaaten aus dem Jahre 1819 die Uni- 
versitäten als Ausbildungsstätten des Nach- 
wuchses an „Staatsdienern“ rigoroser Dis- 
ziplinierung zu unterwerfen. 

In diesen Beschlüssen wurde u.a. für jede 
Universität ein „mit zweckmäßigen Instructio- 
nen und ausgedehnten Befugnissen verseh- 
ner, außerordentlicher landesherrlicher Be- 
vollmächtigter“ vorgeschrieben, der „über die 
strenge Vollziehung der bestehenden Gesetze 
und Disciplinar-Vorschriften zu wachen und 
den Geist, in welchem die akademischen Leh- 
rer bei ihren- öffentlichen und Privatvorträgen 
verfahren, sorgfältig zu beobachten“ hatte. 
Zugleich verpflichteten sich die bundesstaat- 
lichen Regierungen untereinander, „Universi- 
täts- und andere öffentliche Lehrer, welche... 
durch Verbreitung verderblicher, der öffent- 
lichen Ordnung und Ruhe feindseliger oder die 
Grundlagen der bestehenden Staatseinrich- 
tungen untergrabender Lehren ihre Unfähig- 
keit an den Tag gelegt haben, von den Lehr- 
anstalten zu entfernen“; „ein auf solche Weise 
ausgeschlossener Lehrer darf in keinem an- 
deren Bundeslande bei irgendeinem öffent- 
lichen Lehr-Institute wieder angestellt wer- 
den.“ Wie sich die Bilder gleichen. 

Nach dem kurzen Frühling der 48er Bewe- 
gung setzte sich diese Tendenz fort. Versteht 
sich, daß das Sozialistengesetz des Jahres 
1878, dem wiederum ein Attentat (diesmal auf 
den Kaiser) zum Vorwand diente, geeignet 
war, nicht nur sozialdemokratische, sondern 
auch liberale Versuchungen dem Beamtentum 
auszutreiben, und auch nach dem Fall des 
Sozialistengesetzes im Jahre 1890 blieb die 
deutsche Beamtenschaft vor demokratischen 
Anwandlungen (wie sie damals am ehesten 
durch die Sozialdemokratie vertreten waren) 
„geschützt“. In einem Urteil eines preußi- 
schen Oberverwaltungsgerichts aus dem Jahre 
1894 hieß es z.B.: „Begünstigung sozialdemo- 
kratischer Bestrebungen durch Beamte ist 
Verletzung der Amtspflicht.“ Soweit in der 
Weimarer Republik wenigstens auf unterer 
und mittlerer Ebene der öffentlichen Verwal- 
tung Sozialdemokraten oder Liberale in den 
Beamtenkörper Eingang gefunden hatten, 
sorgte der Faschismus rasch dafür, daß dem 
ein Ende gemacht wurde. Schon im April 1933 
erfolgte durch das „Gesetz zur Wiederherstel- 
lung des Berufsbeamtentums"“ die „Reini- 


gung“; es wurden alle diejenigen aus dem 
Dienst entlassen, die „nach ihrer bisherigen 
politischen Betätigung nicht die Gewähr dafür 
bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos für den 
nationalen Staat eintreten.“ Wie sich die For- 
. meln gleichen... 

Das scheinbar und dem eigenen Verständnis 
nach „unpolitische“, „gesellschaftlich neu- 
trale“ deutsche Beamtentum stellt sich in sei- 
ner Geschichte als tatsächlich hochpolitisches 
Instrument heraus. Deutsche Beamtentradition 
und deutsches Beamtenrecht fanden ihre spe- 
zifische Ausformung in jener Epoche, in der 
der Absolutismus in Deutschland gegen alle 
bürgerlich-demokratischen Regungen seine 
politischen Positionen hielt und sich zugleich 
in die Durchsetzung kapitalistischer Wirt- 
schaftsform einordnete. Die besondere Posi- 
tion des Beamtentums diente in Deutschland 
dazu, obrigkeitsstaatliche Strukturen durch ein 
Heer von zivilen „Hoheitsträgern“ gegen alle 
demokratischen Bewegungen abzusichern und 
zu tradieren. Der Beamtenkörper hatte per 
Administration und per Sozialisation jene po- 
litische Herrschaft zu zementieren, die sich 
hinter dem Staatsmythos verbarg; zum Dank 
dafür hatte der Beamte, der sich dieses 
„Treueverhältnis" zu eigen machte, gegen- 
über dem nicht-verbeamteten Bürger den Vor- 
zug sozialer Sicherung und eines Abglanzes 
staatlicher Autorität. 

Der Beamte ist nach deutscher Tradition dem 
Arbeitsverhältnis, wie es sich ansonsten mit 
dem Kapitalismus durchsetzt, nämlich dem 
freien Vertragsverhältnis, entrückt; er steht in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, 
das auch im Beamtenrecht der Bundesrepu- 
blik als „Treueverhältnis“ definiert ist — in- 
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sofern haben wir es hier mit einem Relikt des 
Absolutismus mitten im Kapitalismus zu tun. 
Aber diese Besonderheit des deutschen Be- 
amtentums ist alles andere als eine unpoliti- 
sche Antiguitât. Tatsâchlich besorgt nâmlich 
genau dieses Beamtentum bei wechselnden 
politischen Systemen — im Wilhelminismus, in 
der Weimarer Republik, im Faschismus, in 
der Bundesrepublik — die kontinuierliche Ad- 
ministration und Absicherung der herrschen- 
den ökonomischen Verhältnisse. Symptoma- 
tisch hierfür ist, daß das Beamtentum auch in 
der Zeit des deutschen Faschismus das Be- 
wußtsein „legalen“ Verhaltens aufrechterhal- 
ten und damit Kontinuität sichern konnte, weil 
der eigentliche Terrorapparat des NS-Systems 
außerhalb der regulären Verwaltung angesie- 
delt war. Erleichtert war damit auch die 
Bruchlosigkeit des Beamtentums nach 1945, 
die sich im Hinweis des Grundgesetzes (Art. 
33/5) auf die „Berücksichtigung hergebrach- 
ter Grundsätze des Beamtenrechts“ und in 
der Rehabilitierung des alten Verwaltungs- 
personals durch das sogenannte 131er-Ge- 
setz erwies. 

Das Beamtenrecht der Bundesrepublik hat 
denn auch alle überkommenen Grundmuster 
des „deutschen Beamtentums“ bestätigt, so 
vor allem die beamtenrechtliche Verpflichtung 
auf „Mäßigung“ und „Zurückhaltung“ im poli- 
tischen Verhalten und das Disziplinarrecht, 
das der „ständischen“ bzw. feudalen Her- 
kunft des Beamtentums entspricht. „Mäßi- 


gung“ und „Zurückhaltung“ in Sachen Politik, 
— das ist im Kontext des Beamtenrechts alles 
andere als ein Appell an gute Umgangsfor- 
men auch bei politischen Auseinandersetzun- 
gerade in 
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Schwammigkeit dieser Begriffe die beste Môg- 
lichkeit vorbeugender Disziplinierung; und das 
Disziplinarrecht, das nach dem Opportunitäts- 
prinzip vorgehen kann, hat erklärtermaßen 
eine „Erziehungsfunktion“. Sieht man diese 
beamtenrechtlichen Festlegungen noch im Zu- 
sammenhang mit dem Stufensystem zum 
„Vollbeamten“ („Beamter auf Probe“, „Beam- 
ter auf Widerruf“), so wird deutlich, daß hier 
ein Netz von Rollenvorschriften und Sank- 
tionsmöglichkeiten besteht, das in seiner 
Wirksamkeit in dieser Gesellschaft kaum sei- 
nesgleichen hat. 

Im schon erwähnten Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom Mai 1975 findet sich eine 
schöne Beschreibung des Weges zur Beam- 
tenloyalität: „Wer als Berufsziel den Staats- 
dienst im Auge hat, nähert sich diesem Dienst 
in drei Stufen: er studiert, er erwirbt die je- 
weils erforderliche Vorbildung — für den 
höheren Dienst durch Absolvierung des Vor- 
bereitungsdienstes —, er wird als Beamter auf 
Probe übernommen. In der zweiten und drit- 
ten Stufe hat der Dienstvorgesetzte Gelegen- 
heit, den Bewerber intensiv kennenzulernen, 
ihn zu beobachten und sich schließlich ein Ur- 
teil über seine Persönlichkeit zu bilden...“ 
Eben dieses Urteil enthält Aussagen, die — 
weit über den besonderen Anlaß hinaus- 
gehend — die Kontinuität eines deutschen 
Staats- und Staatsdiener-Denkens in bisher in 
der Bundesrepublik noch ungewohnter Offen- 
heit proklamieren und damit entsprechender 
verwaltungsmäßiger Ausführung alle Tore öff- 
nen. Nicht nur, daß dieses Urteil mit dem Be- 
griff „verfassungsfeindlich“ eine Abgualifizie- 
rung politischer Organisationen ohne verfas- 
Sungsgerichtliche Entscheidung oder rechtlich 
eindeutige Kriterien behördlicher Willkür über- 
läßt, sondern gleichzeitig stellt das Bundes- 
verfassungsgericht für den öffentlichen Dienst 
nun neben die Treue zur freiheitlich-demokra- 
tischen Grundordnung als ebenso verpflich- 
tend die „Staatstreue“. Begründet wird dies 
ausdrücklich mit der Tradition des deutschen 
Beamtentums, wobei ganz ungeniert die 
„Staatstreue“ im Absolutismus, in der „kon- 
stitutionellen Monarchie“ (gemeint ist wohl 
der Wilhelminismus) und in der „Republik“ 
(der faschistische Staat bleibt unerwähnt) als 
gleichermaßen positiv gewertet wird. Eine Un- 
terscheidung zwischen demokratischem und 
nichtdemokratischem Staat wird dabei nicht 
mehr gemacht. Zudem definiert das Bundes- 
verfassungsgericht den Begriff der freiheitlich- 
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demokratischen Grundordnung für den öffent 
lichen Dienst um, und zwar so, daß nun „dia 
Treuepflicht gebietet, den Staat und seinê 
geltende Verfassungsordnung, auch soweit sja 
im Wege einer Verfassungsänderung verän* 
derbar Ist, zu bejahen und dies nicht nur ver 
Hl... 

Damit ist „rechtsschöpferisch“ den Angehôri^ 
gen des ôffentlichen Dienstes ein neues Ver^ 
fassungsverständnis vorgeschrieben, dessen 
obrigkeitsstaatlicher Charakter unverkennbar 
ist. Genau die (bisher in der Grundgesetz“ 
Interpretation allgemein akzeptierte) Unter- 
scheidung zwischen einem Kernbestand der 
Verfassung, der jeder Veränderung auch 
durch eine Zweidrittelmehrheit entzogen sein 
soll, und konkreten Ausformungsteilen der 
Verfassung, die — gesellschaftlichen Entwick- 
lungsprozessen entsprechend — verändert 
werden können, hielt nämlich verfassungs* 
theoretisch den legalen Weg für gesellschafts- 
politische Strukturveränderungen offen. Oppo- 
sition in diesem — durchaus verfassungskon- 
formen — Sinne soll nun den Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes nicht mehr erlaubt 
sein. Die Kontinuität des Antidemokratischen 
wird durch das Bundesverfassungsgericht ab- 
gesegnet. 
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MATERIALIEN ZUR ENTWICKLUNG DES INNERSTAATLICHEN 
GEWALTAPPARATES:POLIZEI, BUNDESGRENZSCHUTZ, 


BUNDESKRIMINALAMT Uu. A. 


Das Dahinsiechen sozialliberaler Reformpolitik 
findet sein Gegenstück in der Weiterführung 
der Reformen eines Bereichs staatlicher Politik, 
bei dem das Wort Reform seinen wohlklingen- 
den Ton verliert. Unlângst betonte Innenmini- 
ster Maihofer anläßlich der Bundestagsdebatte 
über die Innere Sicherheit (13.3.1975): „Die 
einzige Stelle, an der von Geld die Rede ist, ist 
der Bereich der Inneren Sicherheit.“ 

Daß der staatliche Gewaltapparat reformiert 
und ausgebaut wird, ist heute jedermann be- 
wußt, die Abstraktheit der Formel „innere Si- 
cherheit” als auch die Diskussion des Aus- 
baus der verschiedenen Teile des inneren Ge- 
waltapparates als Frage einiger Millionen DM 
Steuermittel verdeckt aber die zentralen Fra- 
gen: In welcher Form und mit welchen Mitteln 
geht der apparative Ausbau vonstatten. Auf 
welche und wessen „innere Sicherheit“ ist die- 
ser Ausbau bezogen, und welche Wirkungen hat 
dieser Ausbau gerade für diejenigen, deren 
persönliche Integrität durch diesen Apparat ge- 
sichert werden soll, auf die Bürger? 


Die folgende — angesichts der Vielzahl von 
„Reformen“ in den Sicherheitsapparaten der 
BRD viel zu kurze — Skizze der Entwicklung 
des inneren Gewaltapparates kann keinen um- 
fassenden Überblick über die letzten Jahre ge- 
ben (siehe ausführlicher R. Pusch, Die Totalisie- 
rung der Gewalt, in: Anti-Wehrkunde, hrsg. von 
U. Albrecht et al., Darmstadt 1975). Sie versucht 
vielmehr zu umreißen, daß hinter dem Schlag- 
wort des globalen Ausbaus des Sicherheits- 
apparates differenzierte Entwicklungstenden- 
zen stehen. Und zwar in bezug auf den Aus- 
bau neuer Organisationsteile (etwa mobile Ein- 
satzkommandos, MEK), die Funktionsverlage- 
rung (etwa Bundesgrenzschutz, BGS) oder 
Funktionsverstärkung (etwa Bundeskriminal- 
amt, BKA), und in bezug auf die Form der „Si- 
cherheitserhaltung“ bzw. „Gefahrenabwehr“ 
(Technisierung durch Speicherung der Perso- 
naldaten auf Computern, Änderungen des Ge- 


setzes zur Anwendung unmittelbaren Zwan- 
ges — Todesschußdiskussion). 


I. Die Entwicklung vor 1968/69 


Inwieweit hat die Totalisierung der Suche nach 
„Innerer Sicherheit“ in den letzten fünf/sechs 
Jahren qualitativ neue Züge gegenüber der 
Entwicklung der fünfziger und sechziger Jahre 
aufzuweisen? Die fünfziger Jahre waren für die 
BRD nicht nur eine Phase der Rekonstruktion 
auf ôkonomischem Gebiet, sondern gleicher- 
maßen eine Periode der Rekonstruktion des 
bürgerlichen Staatsapparats. Unabdingbarer Be- 
standteil dieser Rekonstruktion war der Aufbau 
und die Konsolidierung des innerstaatlichen 
Gewaltapparats, angefangen mit der Polizei 
der Länder über den Bundesgrenzschutz (BGS), 
das Bundeskriminalamt (BKA), Bundes- und 
Landesämter für Verfassungsschutz etc. Zeig- 
ten sich in den fünfziger Jahren — nicht als 
Folge krisenhafter Zuspitzungen, sondern als 
Ausdruck dieser Rekonstruktion des staat- 
lichen Gewaltkerns — starke personelle wie ap- 
parative Entwicklungen im Bereich Innere Si- 
cherheit, so stellen sich die sechziger Jahre bei 
genauerer Betrachtung auf dieser Ebene sehr 
undramatisch dar. Abgesehen von der bereits 
laufenden und in ihrer Bedeutung nicht zu un- 
terschätzenden Aufhebung kommunaler Polizei- 
organisation war während der sechziger Jahre 
am bedeutsamsten die einschneidende recht- 
liche Änderung des Grundgesetzes durch die 
Notstandsgesetze. Dadurch wurde erst das Ein- 
fallstor für die späteren organisatorischen und 
rechtlichen Änderungen im Gewaltapparat ge- 
schaffen (BGS-Gesetz, Verfassungsschutzge- 
setz). Phasenverschoben hierzu beginnt eine 
massive personelle wie apparative Ausrüstung 
der Polizei erst Ende der sechziger Jahre. 

Die Personalstärke der Polizei der Länder (IST- 
Zahlen, einschließlich der Verwaltungsbeamten, 
Arbeiter, Angestellten) zeigt von 1960 (113.124) 
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bis 1970 zwar eine Steigerung um 209/o. Nimmt 
man jedoch als Indikator für die Entwicklung 
des personellen Aufwands das Verhältnis poli- 
zeiliche Arbeitsstunden pro 100.000 potentielle 
Störer (Bürger), berücksichtigt man also Bevöl- 
kerungswachstum und tarifliche Arbeitszeitver- 
kürzungen, so kamen 1960 9.125 Arbeitsstun- 
den auf 100.000 Bürger pro Woche, 1970 hin- 
gegen 9.277 Arbeitsstunden. Dies entspricht 
einer Steigerung von nur 1,7 9/o. Real bedeutet 
das für den Zeitraum 1960-1970 einen Rück- 
gang der Arbeitsstunden pro 100.000 der Be- 
völkerung. Es ist jedoch zu betonen, daß bei 
allen um Arbeitszeitverkürzungen bereinigten 
Angaben die Berücksichtigung der Arbeitszeit- 
verkürzungen sich sicher auswirkt auf die all- 
tägliche Präsenz der Polizei, daß jedoch für den 
Ernst- oder Ausnahmefall eine Personalsteige- 
rung um 40° faktisch — unabhängig von tarif- 
lich vereinbarten Arbeitsstunden — eine Ver- 
stärkung des polizeilich ausgebildeten und ab- 
rufbaren Personals um 40 °/o bedeutet. 

Beim BGS, inzwischen auch offiziell als bundes- 
polizeiliche Eingriffsreserve sanktioniert und 
ausgerüstet, zeigt sich für den Zeitraum von 
1960 (19.563) bis 1969 ein völliger Stillstand bei 
der Entwicklung der Planstellen der Vollzugs- 
beamten. Führt man auch hier das Verhältnis 
wöchentliche Arbeitsstunden pro 100.000 der 
Bevölkerung ein, so läßt sich sogar ein ca. 20- 
prozentiger Rückgang konstatieren. Es kommt 
noch hinzu, daß 1969 fast 3.000 Planstellen für 
Vollzugsbeamte des Bundesgrenzschutzes nicht 
besetzt waren. 

Anders sieht die Entwicklung beim Bundesamt 
für Verfassungsschutz aus. Hier läßt sich im- 
merhin von 1960 (523 Planstellen, ohne V-Män- 
ner) bis 1969 eine Steigerung um 102,5 °o fest- 
stellen. 

Auch beim Bundeskriminalamt stieg die Zahl 
der Planstellen von 1960 (419 Stellen) bis 1969 
um 43,29/o. Bei Einführung des Indikators Ar- 
beitsstunden pro 100.000 Biirger entspricht dies 
einer Steigerung um 23 9/o. 

Die Ausgabenseite für den Bereich Innere Si- 
cherheit zeigt in den sechziger Jahren beein- 
druckende Steigerungen. Berücksichtigt man je- 
doch in einer Detailanalyse die durch Personal- 
steigerungen im gerade beschriebenen Rah- 
men und durch tarifliche Gehaltserhöhungen 
und Planstellenanhebungen herbeigeführten 
Steigerungen, wird auch diese Entwicklung ent- 
dramatisiert. So zeigt sich, wie brüchig die Ent- 
wicklung der Gesamtausgaben als Indikator für 
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den Ausbau des innerstaatlichen Gewaltappa- 
rats ist. 

Am Beispiel des BGS: Die Gesamtausgaben 
stiegen von 1960 (191,667 Mill. DM) bis 1969 
um 64°/o. Ganz entscheidend beeinflußt wor- 
den ist diese nicht unerhebliche Steigerung des 
Gesamtetats im Bezugszeitraum durch die Stei- 
gerung der Personalausgaben um 98° bei 
gleichbleibender Personalstârke. Alle ande- 
ren Ausgaben des Gesamtetats stiegen im glei- 
chen Zeitraum nur um 14°/o, eine Steigerung, 
die in etwa der Inflationsrate in diesem Zeit- 
raum entspricht. 

Die Analyse der Personal- wie Ausgabenent- 
wicklung allein reicht jedoch nicht aus, um Ver- 
änderungen in der Stärke des innerstaatlichen 
Gewaltapparats einschätzen zu können. Wie für 
die Entwicklung ab 1969/70 zu zeigen sein wird, 
läßt sich die Effektivität des staatlichen Kon- 
troll- und Gewaltapparats durch die Erhöhung. 
des apparativen Aufwands, durch veränderte 
Organisations- und Ausbildungsstrukturen mas- 
siv verstärken, ohne daß es größeren personel- 
len Aufwandes bedarf. Aber auch in diesem 
Bereich sind in den sechziger Jahren keine 
nennenswerten Anstrengungen unternommen 
worden. Nach der Phase des Aufbaus und der 
Konsolidierung des innerstaatlichen Gewalt- 
apparats in den fünfziger Jahren und der Erhal- 
tung des Status quo in den sechziger Jahren 
ist ein qualitativer Umschlag erst ab 1969/70 
festzumachen. 


ll. Innere Sicherheit 
als staatlich-bürokratisches 
Programm 


Die Entwicklung seit 1969 spiegelt sich am deut- 
lichsten in der Vielzahl von Sicherheitsplänen 
wider, wie sie von Bund und Ländern verab- 
schiedet wurden. 

Auf Bundesebene stellt der damalige CDU-In- 
nenminister Benda 1969 einen Fünfjahresplan 
zur Inneren Sicherheit vor. Diese Gedanken 
wurden wieder aufgenommen in der ersten so- 
zialliberalen Regierungserklärung vom 28. 10. 
1969 und im „Sofortprogramm zur Modernisie- 
rung und Intensivierung der Verbrechensbe- 
kämpfung“ der Bundesregierung vom 29.10. 
1970 ausformuliert. Bemerkenswert an der Be- 
gründung dieses Programmes ist, daß der Aus- 
bau des Gewaltapparats fast ausschließlich un- 


ter Verweis auf nicht politisch motivierte Krimi- 
nalitât legitimiert wird. Die bereits früher ge- 
gründete „Ständige Konferenz der Innenmini- 
ster der Länder“ als Instrument der Planung 
und Koordinierung der Maßnahmen zur Inne- 
ren Sicherheit auf Bundesebene verabschiedete 
am 17. Juni 1972 ein „Sicherheitsprogramm für 
die BRD“. 

Auf Länderebene legten u.a. Niedersachsen 
(Landesentwicklungsplan 1985, Stand Sommer 
1973), Baden-Württemberg (Sicherheitsplan 
vom 4. Dezember 1973), Berlin (Zusammen- 
fassend: Bericht über die Reform der Berliner 
Polizei, Drucksache 6/1051 des Abgeordneten- 
hauses vom 3. 10. 1973), Hamburg und Bremen 
Pläne zur Reorganisation und Verstärkung der 
Polizei vor — Pläne, die bereits alle in der Phase 
der Realisierung sind. 

Den Plänen kommt als Indikator für den ange- 
strebten bzw. bereits vollzogenen Ausbau des 
inneren Gewaltapparates eine weit höhere Be- 
deutung zu als in anderen administrativen Be- 
reichen, in denen sich die Reformpläne und Be- 
richte vor allem durch ihre faktische Nichterfül- 
lung auszeichneten. 


Für den Bund hat in der Sicherheitsdebatte 1972 
der damalige Innenminister Genscher folgende 
Schwerpunkte genannt, die dem Konzept der in- 
neren Sicherheit zugrunde gelegt wurden: 

„1. Die Verbesserung der Sicherheitseinrich- 
tungen des Bundes durch personelle, finanziel- 
le, technische und organisatorische Maßnah- 
men; 

2. die Fortsetzung der Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund und Ländern auf allen Gebieten der 
Inneren Sicherheit... .; 

3. die schnelle Verabschiedung schon im Par- 
lament liegender Gesetzesentwürfe, die uns in 
die Lage versetzen sollen, die erreichten per- 
sonellen und technischen Kapazitäten voll ein- 
zusetzen, und die andererseits erkannte Lük- 
ken in einigen für die Innere Sicherheit wich- 
tigen Rechtsgebieten schließen sollen; 

4. sind diese Maßnahmen eingebettet in eine 
umfassende gesellschaftspolitische Zielprojek- 
tion, die darauf abgestellt ist, das demokrati- 
sche Engagement des einzelnen Bürgers zu 
fördern und die gesellschaftlichen Bedingungen 
zu erkennen und zu verändern, unter denen 
Kriminalität und politischer Radikalismus ent- 
stehen oder sich ausbreiten.“ 

Anhand dieser Systematik wollen wir im fol- 
genden einige der zentralen Tendenzen kurz 
darstellen. 


1. Der personelle und technische Ausbau 


a) Personalstärke 


Das zunächst Auffälligste an den Plänen von 
Bund und Ländern ist die massive personelle 
Verstärkung der Sicherheitsorgane, wenn dies 
auch in unterschiedlichem Maße erfolgt. Auf der 
Ebene der Landespolizeibehörden (Angestellte, 
Arbeiter, Vollzugsbeamte, IST-Zahlen) ist ein 
Personalanstieg von 1970 (135.863) bis 1973 um 
14 9/o festzustellen. Bezogen auf das Verhältnis 
Arbeitsstunden pro 100.000 der Bevölkerung 
entspricht dies einem Anstieg um 13». 

Die Länderpolizei (Bereitschafts-, Schutz-, Kri- 
minalpolizei) ist einer der wenigen noch perso- 
nell expandierenden Sektoren der Bürokratie 
insgesamt. Innerhalb der verschiedenen inner- 
staatlichen Gewaltapparate ist jedoch ein noch 
weit stärkerer Ausbau zu beobachten. 

Dies gilt zunächst für die Verfassungsschutz- 
behörden sowohl der Länder als auch des Bun- 
des. Da dieser Bereich zunehmend der öffent- 
lichen Nachprüfbarkeit entzogen wird (indem 
keine genauen Haushaltszahlen mehr veröffent- 
licht werden), sind genaue Angaben für Bund 
und Länder nicht möglich. Beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz stieg die Zahl der Planstel- 
len von 1970 (1.088) bis 1974 um über 50/o. 
Legt man bei den Verfassungsschutzämtern der 
Länder dieselbe Steigerungsrate zugrunde wie 
beim Bund — eine Annahme, die angesichts des 
vor allem bei den Ländern konzentrierten „Ar- 
beitsanfalls“ mit der Durchführung des Radi- 
kalenerlasses mehr als gerechtfertigt erscheint 
— so dürfte die durchschnittliche Personalstär- 
ke der Landesämter bei ca. 180—250 liegen. 
Hierbei kann davon ausgegangen werden, daß 
weitere Stellen eingerichtet werden (für Baden- 
Württemberg sind allein 110 weitere Stellen 
vorgesehen). Zu diesen grob geschätzt rund 
3.700 fest angestellten „Verfassungsschützern“ 
ist dann noch ein gut ausgebautes Agentennetz 
hinzuzurechnen, das eine Stärke von rund 
31.000 V-Leuten hat. 

Daneben läßt sich ein verstärkter Ausbau bei 
zwei weiteren Apparaten des Bundes, dem 
BKA und dem BGS, die in den siebziger Jah- 
ren auch einen spezifischen Funktionszuwachs 
hatten, feststellen. Den stärksten Stellenzu- 
wachs überhaupt hat das Bundeskriminalamt, 
bei dem d.e Zahl der Planstellen von 1969 (600) 
bis 1974 um 100’ anstieg. Erklârlich wird die- 
ser Zuwachs erst aus dem zunehmenden Funk- 
tionswandel des BKA zu einer Bundespolizei, 


O DRM 


zumindest auf einigen Gefahrengebieten (offi- 
ziell: Terrorismusbekâmpfung, insgesamt: Ab- 
wehr politischer Gefahren). 

Beim BGS ergibt sich von 1969 (19.543), dem 
letzten Jahr der Stagnation, bis 1974 ein Plan- 
stellenzuwachs von 119/o. Die IST-Stârke des 
BGS ist sogar von 1969 (16.700) bis 1974 um 
knapp 269/o angestiegen. Beim Indikator Ar- 
beitsstunden pro 100.000 der Bevölkerung zeigt 
sich im Vergleichszeitraum ein Anstieg um 
16°. 

Die Personalaufstockungen sind damit jedoch 
noch nicht abgeschlossen. Bis 1980 soll z. B. der 
BGS eine Stärke von 24.000 Mann erreichen. 
Kamen 1968 auf einen Polizeibeamten (Länder- 
polizei-Durchschnitt) 560 Bürger, so geht das 
„Programm für die Innere Sicherheit in der 
BRD“, Fassung vom Februar 1974, davon aus, 
daß dieses Verhältnis in den nächsten Jahren 
auf 1400 zu steigern sei. Dies ist gegenüber 
dem Bezugsjahr 1968 ein Zuwachs um 40°/. 
Bereinigt um die Arbeitszeitverkürzungen (ab 
1968 bis 1975 fünf Stunden), entspricht dies 
noch immer einer Steigerung um 24,5 °o. 


b) Stärkung der Vollzugsorgane 


Alle Sicherheitspläne und Reformvorhaben von 
Bund und Ländern heben einen zweiten Punkt 
hervor, der sich auf die Stärke und alltägliche 
Präsenz der Polizei mittelbar auswirken soll. 
Geplant und in der Realisation ist die zuneh- 
mende Befreiung des vollzugspolizeilich ausge- 
bildeten Personals von Verwaltungsaufgaben 
durch 1. Aufgabenausgliederung aus der Poli- 
zeibehörde und 2. durch verstärkten Einsatz von 
zivilem Personal. So plant Berlin für den Zeit- 
raum von 1973 bis 1978 die Einstellung von 
über 840 Verwaltungskräften, um über 800 Poli- 
zeivollzugskräfte von Verwaltungsaufgaben zu 
befreien. Niedersachsen plant bei gleichzeiti- 
ger Verstärkung des Polizeivollzugspersonals 
eine Verdoppelung der Arbeiter und Angestell- 
ten von 1973 (2.300) bis 1985 auf 4.500. In die- 
selbe Richtung zielt auch der wachsende Ein- 
satz kommerzieller Wachgesellschaften für Auf- 
gaben, die bisher von Vollzugspolizeibeamten 
durchgeführt wurden. Zu erinnern ist hier an 
die Übernahme der Fluggastkontrolle in Berlin 
und die Bewachung des Olympiaparks und der 
U-Bahnstationen in München durch private Un- 
ternehmen. Der Umfang dieser Reprivatisierung 
ist im Augenblick schwer zu bestimmen. Diese 
Tendenz findet aber durchaus die Billigung der 
Polizeibehörden, ähnlich der offiziellen Billi- 
gung der Betriebsjustiz. 
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c) Verbesserung der technischen Effizienz 


Der Versuch, durch verbesserte technische Aus- 
rüstung, Einsatz neuer Transport- und Waffen- 
systeme, organisatorische Veränderungen und 
verbesserte Ausbildung den „Einsatzwert und 
die Einsatzbereitschaft" der Polizeivollzugsbe- 
amten — sowohl bei der Bereitschaftspolizei 
der MEK's und dem BGS als auch bei der nor- 
malen Schutzpolizei und der Kriminalpolizei — 
zu erhöhen, läßt sich durchgängig durch alle 
Reformpläne verfolgen. 

Bund und Länder haben in den letzten Jahren 
erhebliche Investitionen zur Erhöhung der Mo- 
bilität der Polizeivollzugsorgane ausgegeben, 
so daß es relativ unwichtig wird, ob möglichst 
in der Nähe aller potentiell störanfälligen Ge- 
biete genug Einsatzreserven vorhanden sind. 
Besonders deutlich wird dies beim BGS nach 
seiner auch offiziellen Inthronisierung als Ein- 
greifreserve gegen den inneren Feind. Im BGS- 
Bericht der Bundesregierung vom 24.1.1975 
heißt es hierzu: 

„Im Jahre 1973 wurde mit der Aufstellung einer 
Hubschraubertransportstaffel begonnen. Diese 
Organisationseinheit ist dazu bestimmt, die vor- 
wiegend in der Nähe der Grenze zur DDR und 
CSSR stationierten BGS-Verbände auf Anfor- 
derung schnell in das Bundesgebiet zu ver- 
bringen und damit die Nachteile der derzeitigen 
Lage der BGS-Verbände durch höhere Beweg- 
lichkeit auszugleichen... Zusätzlich werden 
drei leichte Transporthubschrauber für die 
Grenzschutztruppe 9 beschafft.“ 

Bei dieser Gruppe 9 handelt es sich um eine im 
September 1972 aufgestellte Spezialeinheit zur 
Unterstützung der Länderpolizei bei der Be- 
kämpfung der Gewaltkriminalität. Erhöht wird 
diese Transportkapazität für den Ernstfall noch 





dadurch, daß die Grenzschutzfliegergruppe so- 
wohl das Flug- wie Wartungspersonal fiir den 
Hubschrauberdienst des Katastrophenschutzes 
stellt. 

Nicht neu ist der im Programm für die Innere 
Sicherheit für die „tatsächlichen und denkbaren 
polizeilichen Lagen“ als erforderlich geachtete 
Waffenkatalog: Schlagstock, Pistolen/Revolver, 
Maschinenpistolen, automatische Gewehre, 
Reizstoffe (Tränengas), Sprengmittel, Maschi- 
nengewehre und Handgranaten. Festzustellen 
ist jedoch eine verstärkte Ausrüstung mit die- 
sen Waffen sowie eine verstärkte Umrüstung 
auf technisch verbesserte Geräte. Maschinen- 
gewehre, Maschinenpistolen, Sprengmittel und 
Handgranaten verweisen auf antizipierte „poli- 
zeiliche Lagen“, bei denen es nicht mehr dar- 
um geht, einzelne Rechtsbrecher kampfunfähig 
zu machen, sondern eine Vielzahl von Men- 
schen notfalls zu vernichten. 

Deutlicher wird das sich hier materialisierende 
Feindbild mit dem Hinweis, daß die zuletzt 
genannten Waffen für die in paramilitärischen 
Verbänden (Bereitschaftspolizei, BGS) auftre- 
tenden Polizeieinheiten vorgesehen sind. Paral- 
lel mit der verstärkten Auf- und Ausrüstung mit 
tötenden Waffen läuft die verbesserte Ausstat- 
tung mit riot-control-Gerät für den Einsatz ge- 
gen große Menschenmengen. Neu ist schließ- 
lich der in allen Bundesländern und beim Bun- 
desgrenzschutz feststellbare Auf- und Ausbau 
mobiler Einsatzkommandos (MEK). 
Hervorzuheben ist schließlich die Umrüstung 
des Bundesgrenzschutzes. Mit den nach dem 
BGS-Gesetz vom 18.8.1972 dem BGS neu zu- 
gewiesenen Aufgaben als „ständig verfügbare 
Eingreifreserve für Einsätze zur Unterstützung 
der Länderpolizeien“ wurden Minen, Granat- 
werfer und Sonderwagen mit Bordkanonen aus- 
gesondert und durch polizeitypische Waffen 
und Geräte wie Wasserwerfer, Tränengaswurf- 
körper, Nachtzielgeräte für Präzisionsschützen, 
Schutzschilder und Helme, Schlagstöcke und 
umfangreiches Sperrgerät ersetzt. 


Allen Sicherheitsplänen gemeinsam ist schließ- 
lich die Bereitschaft zu ganz erheblichen, über- 
durchschnittlichen finanziellen Aufwendungen. 
Anders als in den sechziger Jahren, wo die auch 
erheblich wachsenden Gesamtausgaben vor- 
rangig durch die Tarifentwicklung im ôffentli- 
chen Dienst beeinflußt worden waren, ist seit 
Anfang der siebziger Jahre die Tendenz zu be- 
obachten, daß trotz erheblicher Personalver- 
stärkungen und weiterer tariflicher Verbesse- 


rungen der Anteil der Personalausgaben am 
Gesamtetat wieder rückläufig ist. 


2. Die Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern 


Zwar ist die Abwehr von Gefahren für die In- 
nere Sicherheit verfassungsrechtlich grundsätz- 
lich Angelegenheit der Länder. Seit 1972 läßt 
sich jedoch zunehmend die Aufhebung dieses 
föderalistischen Prinzips mit Zustimmung der 
Landesregierung feststellen. Die „Ständige 
Konferenz der Innenminister-Senatoren des 
Bundes und der Länder“ mit den angeschlos- 
senen Arbeitskreisen (111 an der Zahl, von Be- 
förderungsfragen bis zur Bewaffnung) hat sich 
mehr und mehr zum bedeutendsten Gremium 
der zentralisierten Planung und Koordination 
der Länder-Polizeien entwickelt. Der Muster- 
entwurf für ein einheitliches Polizeirecht des 
Bundes und der Länder, bekannt vor allen Din- 
gen durch die Regelungen über den gezielten 
Todesschuß, die Teilnahme von Vollzugsbeam- 
ten der Länderpolizeien an Lehrgängen des 
Bundesgrenzschutzes und umgekehrt, derschon 
zur Regel gewordene Einsatz des Bundesgrenz- 
schutzes auf Länderebene im Großen Sicher- 
heits- und Ordnungsdienst, die Vereinheitli- 
chung des Laufbahnrechts der Polizeivollzugs- 
beamten in Bund und Ländern und damit auch 
der Ausbildung, Fortbildung, sind exemplari- 
sche Stufen in dieser Entwicklung. 

Gleichzeitig läßt sich eine erhebliche Erweite- 
rung der Exekutivbefugnisse der Bundespoli- 
zeiorgane (BGS und BKA) sowie eine Auswei- 
tung der Eingriffsbefugnisse beim Verfassungs- 
schutz beobachten. (Letzterer darf keine exeku- 
tiven Handlungen vornehmen, etwa Verhaftun- 
gen etc., die Möglichkeiten, bei der Sammlung 
von Erkenntnissen in die Persönlichkeitssphäre 
des Bürgers einzugreifen, wurden aber 1972 im 
Verf.G. erweitert bzw. die herrschende Praxis 
nachträglich sanktioniert.) 

Beim Bundesgrenzschutz dreht es sich vor 
allem um die schon in den Notstandsgesetzen 
anvisierte Absicherung des BGS als „Polizei 
des Bundes" (BGS-Gesetz 1972), als Eingriffs- 
reserve (wie die erwähnte Gruppe 9) bzw. als 
schlagkräftige Truppe im Notstandsfalle und 
die Integration der Länderpolizeien und des 
BGS. 

Bei den Bundesorganen BKA und Verfassungs- 
schutz ist eine doppelte Entwicklung zu beob- 
achten: Zum einen die direkte Erweiterung der 
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Befugnisse, indem das BKA bei internationa- 
lem Waffenhandel, _ Falschgeldherstellung, 
Attentaten und Entführungen von Politikern 
selbst von sich aus exekutiv tätig werden kann 
und der Verfassungsschutz erweiterte Eingriffs- 
befugnisse besitzt, zum anderen aber eine er- 
hebliche Verstärkung der traditionellen Tätig- 
keiten festzustellen ist: nämlich der Konzentra- 
tion auf die Sammlung, Auswertung und Inter- 
pretation von Informationen. 

Seit November 1972 führt das BKA das elektro- 
nische Register für die bundesweite Personen- 
und Sachfahndung, dem alle Länder und der 
BGS angeschlossen sind. Im Ausbau befindet 
sich ab 1. September 1975 eine Straftaten-/ 
Straftâterkartei, die es ermöglichen soll, 
bundesweit „zu einem noch ungeklärten 
Fall an das System die Anfrage zu rich- 
ten, welche Straftäter mit entsprechender 
Arbeitsweise bekannt sind oder wo die anderen 
Delikte registriert wurden, die eine ähnliche 
Handschrift verraten“. Im Datenverbund ist es 
gleichermaßen möglich, Einwohnermeldekar- 
teien, das Ausländerzentralregister, das poli- 
zeiliche Informationssystem INPOL etc. aufein- 
ander zu beziehen für Fahndungs- und andere 
Zwecke. Das Netz der Datensichtstationen wird 
ebenso erweitert. Bereits 1974 konnten durch 
den BGS nach Einführung des EDV-Systems 
40°/o mehr Fahndungsaufgriffe erfolgen als im 
Vorjahr; für Bayern heißt es, daß „ohne Compu- 
terhilfe die Hälfte der Festgenommenen durch 
die Maschen des früheren Fahndungsbuches 
geschlüpft wären“. 

Nicht nur für den Informationsaustausch 
zwischen dem Bundesamt und den Landesäm- 
tern für Verfassungsschutz dient das im Auf- 
bau befindliche nachrichtendienstliche Infor- 
mationssystem (NADIS) des Bundesamts für 
Verfassungsschutz. Technisch möglich ist auch 
hier der Anschluß an die Datenbänke des 
INPOL-Systems. Rechtlich ist dieser Datenver- 
bund bereits vom Bundesinnenminister mit 
einer Anweisung vom 16. 12. 1969 abgesegnet, 
die für das BKA und das Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz fordert, „die Erfahrung auf dem 
Gebiete der Datenverarbeitung auszutauschen 
und die gemeinsamen Informationsbedürfnisse, 
soweit rechtlich zulässig, bei der Entwicklung 
von Programmen zu berücksichtigen“ (BDT VI/ 
1334, S. 17). 

Eine ungeheure Erweiterung der Möglichkei- 
ten einer beliebig erweiterbaren Erfassung „PO- 
tentieller“ Störergruppen schafft die im Bundes- 
meldegesetz vorgesehene Personenkennziffer, 
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die dem Staat und gerade seinen der öffentli- 
chen Kontrolle weitgehend entzogenen Sicher- 
heitsorganen „auf einfache Weise die Sortierung 
von großen Datenbeständen ermöglichen“ sol- 
len. In welche Richtung dieser Weg führt, ist 
deutlich an den USA ablesbar, wo von den rund 
200 Mio vom FBI erfaßten Personen (Fingerab- 
drücke) nur 359/o überhaupt von Tatverdächti- 
gen oder Kriminellen stammen. Die prognosti- 
sche Definition bestimmter Personengruppen 
als potentielle Störer und die Sammlung von In- 
formationen über sie, sowie deren Interpreta- 
tion, wird selbst zum wichtigen Instrument einer 
präventiven Repression. Dies ist ein Aspekt, der 
in der BRD jetzt schon an der Funktion der 
Verfassungsschutzbehörden bei den Berufsver- 
botsverfahren deutlich wird. Die Sicherheits- 
apparate, denen gerade in Deutschland mit sei- 
nen Gestapo-Erfahrungen nur die eng defi- 
nierte „Abwehr von Gefahren“ nach rechts- 
staatlichen Regelungen zukommen sollte, ent- 
wickeln sich immer mehr zu Apparaten, die das, 
was sie schützen, auch selbst mitdefinieren und 
bestimmen. 

In diesem Prozeß der Technisierung der Per- 
sonenerfassung fällt den Bundesorganen eine 
Schlüsselrolle zu, indem diese qua Richtlinien- 
kompetenz die Kriterien für die Erfassung be- 
stimmter Personenkreise als auch für die Aus- 
wahl der relevanten Informationen setzen. Die- 
sen Behörden erwächst aber durch ihren Wis- 
sensvorsprung gleichzeitig eine zusätzliche 
Sachkompetenz, die im Endeffekt zu einer Er- 
weiterung der Handlungsspielräume der Bun- 
desorgane führt. So gilt heute schon das BKA 
in Fragen der Staatsschutzdelikte (also: politi- 
sche Straftaten) als derart kompetent, „daß die 
Länder nicht mehr konkurrieren können und es 
gar nicht wollen“ (W. Steinke, in: Der Krimina- 
list, 1971, S. 62). So ist im Endeffekt damit zu 
rechnen, „daß die orginären Eingriffsrechte im 
Laufe der Zeit erweitert werden“, nachdem im 
neuen BKA-Gesetz „nun einmal die Grundsatz- 
entscheidung für Originärermittlungsbefugnis- 
se des BKA gefallen ist" (Schweppe, FBI und 
BKA, Stuttgart 1974, S. 17). 


3. „Die schnelle Schließung erkannter 
Lücken in einigen für die Innere Sicherheit 
wichtigen Rechtsgebieten“ 


Die Ausdehnung der Machtbefugnisse des Staa- 
tes zuungunsten bürgerlich-demokratischer 
Grundrechte kann hier nur an einigen Punkten 
dieser Entwicklung angedeutet werden. Zu nen- 


nen ist zunächst das am 22. Juni 1972 verab- 
schiedete Gesetzespaket zur Inneren Sicher- 
heit, das folgende Gesetze umfaBte: das Ge- 
setz zur Änderung der StrafprozeBordnung 
(Vorbeugehaft), das Waffengesetz, das Bundes- 
grenzschutzgesetz, das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes’ über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes. Aus der jüngeren Zeit ist 
zu nennen das Gesetz zur Ergänzung des Er- 
sten Gesetzes zur Reform des Strafverfahrens- 
rechts, verkündet am 28.12.1974, das unter 
dem Namen „Verteidigerausschlußgesetz“ be- 
kannt geworden ist und das gleichzeitig auch 
ermöglicht, Hauptverhandlungen unter Aus- 
schluß nicht verhandlungsfähiger Angeklagter 
durchzuführen. Weiterhin sind verschiedene 
Vorlagen für ein 13. Strafrechtsänderungsgesetz 
zu nennen, die darauf abzielen, die Befürwor- 
tung schwerer Gewalttaten und die Anleitung 
zu solchen Taten unter Strafe zu stellen („Ge- 
setz zum Schutz des Gemeinschaftsfriedens“). 
Noch nicht verabschiedet ist das Gesetz über 
das Meldewesen (Bundesmeldegesetz), dessen 
Kern die Einführung eines Personenkennzei- 
chens ist. 


4. Feindbilder und denkbare 
Sicherheitslagen 


Daß der Ausbau des innerstaatlichen Gewalt- 
apparats ab Ende 1969 zwar beeinflußt, aber 
nicht hervorgerufen wurde durch anarchistische 
Gewalttaten, hat der damalige Innenminister 
Genscher bereits in der Bundestagsdebatte 
vom 22. Juni 1972 betont. Er verwies darauf, daß 
die Gesamtkonzeption von Bund und Ländern 
im Bereich Innere Sicherheit „nicht etwa, wie 
man heute gelegentlich in Zeitungen lesen 
konnte, das Ergebnis der Besorgnis aus den 
Terrorakten der letzten Monate ist, sondern 
das Ergebnis langwieriger, sehr gründlicher, 
objektiver und leidenschaftsloser Beratungen 
von Innenministern aller demokratischen Par- 
teien“. 

Baader-Meinhof, Lorenzentführung etc. bieten 
nur kurzfristige Ansatzpunkte der Legitimie- 
rung des angestrebten „starken Staates“, eine 
umfassende gesellschaftspolitische Zielprojek- 
tion, wie Genscher sie fordert, ergibt sich da- 
durch nicht. Der Versuch der Herstellung einer 
solchen politischen Zielprojektion bedeutet im 
Prinzip nichts anderes als staatlicherseits die 
jeweilige Definiton dessen zu geben, was als 


„Öffentliche Sicherheit oder Ordnung“ zu ver- 
stehen sei. 

In der Öffentlichkeit (Medien, Parlament) wird 
die antizipierte Bedrohung zumeist mit dem An- 
steigen der Kriminalitätsrate begründet. So las- 
sen sich aber weder.der spezifische Ausbau des 
Gewaltapparates für den Fall einer politischen 
Bedrohung des gegebenen Ordnungszustandes 
noch der Versuch der Erweiterung politischer 
Straftatbestände ($ 130) legitimieren. Selten 
wird in Verlautbarungen, die für die Öffentlich- 
keit bestimmt sind, die antizipierte Feindlage so 
direkt wiedergegeben wie im niedersächsischen 
„Landesentwicklungsplan 1985": 

„Seit 1968 waren in Niedersachsen jährlich 
allein 60 bis 80 politische Großveranstaltungen 
zu schützen. Jeder dieser Anlässe erforderte 
durchschnittlich 200 Beamte, die häufig über 
mehrere Tage hinweg eingesetzt waren. Die 
aufgezeigte Situation verschärfte sich in Krisen- 
zeiten. Bei inneren Unruhen, aber noch mehr 
in einem etwaigen Spannungsfall und Vertei- 
digungsfall, kommt der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung eine außerordentliche Be- 
deutung zu.“ 

Eine Seite später wird dann ergänzend pro- 
gnostiziert: „Die wachsende Kompliziertheit 
des gesellschaftlichen Lebens mit ihren durch 
die Demokratie nur in langwierigen Prozessen 
zu lösenden Problemen sowie das steigende 
politische Bewußtsein der Bevölkerung werden 
wahrscheinlich dazu führen, daß die Neigung 
zu öffentlichen Konfrontationen ansteigt. Die 
Polizei geht deshalb davon aus, daß auch im 
kommenden Jahrzehnt eine erhebliche Anzahl 
von Einsätzen aus Anlaß von Demonstrationen 
notwendig werden wird, wenn auch die gegen- 
wärtige Tendenz leicht sinkend ist." 

Wird in den legitimatorischen Verlautbarungen 
der Exekutive die Funktion der umfassenden 
gesellschaftspolitischen Zielprojektion nur an- 
satzweise deutlich, so zeigt sich dies an den 
„Feindlagen“, die als Leitbild für die Polizei 
fungieren sollen, sehr viel deutlicher. So schreibt 
etwa der für Innere Sicherheit in Baden-Würt- 
temberg zuständige Ministerialdirigent Stüm- 
per zum Schluß eines Aufsatzes über polizeili- 
che Führung: „Es steht für mich außer Zweifel, 
daß wir noch kritischeren Zeiten entgegen- 
gehen. Teilweise haben wir in bestimmten Be- 
reichen und bestimmten Stadien ganz begrenz- 
te Anzeichen einer prärevolutionären Zeit. Es 
besteht jedoch keinerlei Grund, ängstlich zu 
resignieren, da wir die Dinge voll in die Hand 
bekommen können. Wohl aber besteht Grund 
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dazu, sich rechtzeitig auf die gestiegenen und 
veränderten Anforderungen einzustellen. Daß 
dabei die Polizei in den nächsten Jahren be- 
sonders stark gefordert sein wird, steht eben- 
falls außer Zweifel. Ja, es wird möglicherweise 
sogar der Bestand des Staates davon abhän- 
gen, ob seine Polizei steht oder nicht.“ (Stüm- 
per, in: Die Polizei, 11, 1975, 5370) 

An diesem keineswegs atypischen Zitat wird 
die Reduktion der Frage einer erhaltungswür- 
digen gesellschaftlichen Ordnung zur Frage der 
Bestandserhaltung einer je und je schon defi- 
nierten augenblicklich herrschenden Ordnung 
überdeutlich. Die materiellen Kriterien, die den 
rechtsstaatlichen Einsatz der Polizei zur Ab- 
wehr klar definierter gesellschaftlicher Gefah- 
renzustände regulieren sollen, verlieren auf 
diese Weise immer stärker ihre Gültigkeit. Die 
Polizei wird — soweit dies an den inneradmini- 
strativen Feindlagen ablesbar ist — zum fun- 
giblen Einsatzinstrument geformt. 


Il. Zusammenfassung 


Untersucht man die eingangs gestellte Frage, 
in welcher Form und in bezug auf welche 
gesellschaftliche Gruppen der Ausbau des in- 
neren Gewaltapparates erfolgt, so lassen sich 
‚ U. E. eindeutig mehrere Tendenzen aus dem 
vorliegenden Material herauslesen: 

1. Entgegen dem dauernden Versuch der Legi- 
timierung des Ausbaus des inneren Gewalt- 
apparates mit der Angst vor tätlichen Angriffen, 
Vergewaltigungen, Raub, Einbruch etc., weist 
der apparative Aufbau eine völlig andersartige 
Zielrichtung auf: BGS, Bereitschaftspolizei, aber 
auch BKA, Verfassungsschutz etc., sind nur 
zum Teil überhaupt für solche Aufgabenset- 
zungen einsetzbar. Durch die Modernisierung 
der EDV-Fahndungssysteme ergibt sich auch 
eine gesteigerte Effizienz in bezug auf die Er- 
fassung von Autoknackern und Raubmördern. 
Im Zusammenhang betrachtet scheint es aber 
nicht falsch zu sein, wenn man davon ausgeht, 
daß diese Effizienzsteigerung selbst nur ein 
Nebenprodukt darstellt. 

2. Erfolgt die offizielle Legitimierung des Aus- 
baus des Gewaltapparates durch Mobilisierung 
konkreter Ängste (vor Raub, Diebstahl, Mord) 
einerseits und der Globalisierung von Gefahr- 
situationen andererseits (Gefahr für den Be- 
stand der fdGO), so zeigt sich beim realen Aus- 
bau der verschiedenen Instanzen der zuneh- 
mende Versuch, diesen Vorgang der Kontrolle 
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der Öffentlichkeit zu entziehen. Nicht nur, daß 
bei wissenschaftlichen Untersuchungen kam 
internes Material zu erhalten ist (ja selbst yje 
Bibliotheken der Polizeischulen nicht direkt y- 
gânglich sind); vielmehr begegnet man eingr 
immer stärkeren Abkapselung des Apparätgs 
(etwa durch Bildung eigener Fachhochschulgn 
für Polizeiwesen, die eben nicht mit anderen 
Fachhochschulen verbunden sind) und Gloha- 
lisierung des Kontrollrechtes des Parlaments 
(deutlich ablesbar an dem zunehmenden Infyr- 
mationsverlust der Haushaltspläne auf diesym 
Gebiet). 

An der Abschottung des Sicherheitsapparts 
und seiner informationellen Überlegenheit lŵgt 
sich auch die Gefahr der wachsenden Definitign 
politischer Entscheidungen durch den Sichgr- 
heitsapparat illustrieren. Der Sicherheitsapha- 
rat verdrängt nicht nur die Verfassung, er gân- 
gelt selbst den angeblich abgesicherten poji- 
tischen Prozeß. 

3. Gleichzeitig spiegelt die interne Spezialisie- 
rung und Technisierung des Apparates selbst 
die Globalisierung des inneren Feindverdachts 
und die Möglichkeit der gezielten Fixierung des 
Polizeiapparates auf einzelne Personengrup- 
pen deutlich wider. Diese Behauptung ist night 
an den direkt neu geschaffenen Einsatzgruppen 
bzw. Befugnissen ablesbar. Diese sind tatsäcn- 
lich zunächst eindeutig auf den eng formuligr- 
ten Tatbestand terroristischer Aktionen abge- 
stellt (etwa die Exekutivbefugnisse des BKA). 


-Aber weder die teuren Informationssysteme 


noch die verstärkte Mobilmachung der kaSer- 
nierten Polizeieinheiten (BGS, BEPO) würden 
sich für die eng definierte, kleine Gruppe von 
terroristischen Gewalttätern lohnen. Zentral an 
diesem Teilausbau ist, daß er selbst nur An- 
satzpunkte zur umfassenden Erweiterung des 
Sicherheitsapparats bietet bzw. die beliebige 
Möglichkeit des Einsatzes gegen weitere po- 
tentielle Störergruppen eröffnet. 
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“KAMPF UM DIE VERFASSUNG” ODER 


“SOZIALISTISCHE STRATEGIE’? 


Diese Alternative „Kampf um Verfassung“ oder 
„sozialistische Strategie“ wurde im Laufe der 
Aktionen und Diskussionen im Zusammenhang 
des „Berufsverbots“ wiederholt gestellt. Auf 
eine Formel gebracht: während die einen 
meinten, man müsse der herrschenden Ver- 
fassungsinterpretation eine andere, richtigere, 
kämpfend entgegensetzen, meinten die ande- 
ren, man müsse eine „autonome“ sozialisti- 
sche Strategie entwickeln; das Grundgesetz 
sei doch nichts anderes als der verschleiernde 
Ausdruck repressiv-bürgerlicher Gesellschaft 
selber. Doch die Klarheit der Alternative ist nur 
scheinbar; mehr noch, die Alternative ist falsch. 
Falsch ist sie, weil ihre ein „Entweder"- 
„Oder“ fordernden Verfechter wenigstens 
einem doppelten Fehler erliegen: 

1. sie sehen die bürgerliche Verfassung „totali- 
stisch“, d.h. als ein Gebilde ohne Widersprü- 
che, das nur den Kapitalinteressen dient; sie 
versäumen damit eine materialistische Analyse 
von Recht und Rechtsstaat; 

2. sie verschweigen, daß jede sozialistische 
Alternative zur bürgerlichen Gesellschaft sich 
von der bürgerlichen Verfassung emanzipieren 
muß, aber damit eben in der bürgerlichen Ver- 
fassung, ihren Bedingungsverhältnissen und 
Widersprüchen ihren Ausgang nimmt. Pure 
Negation, ein eitles Gedankenspiel, läßt sozia- 
listische Strategie schlicht ins Bodenlose fal- 
len, isoliert in ihrer Abstraktion notwendig von 
den konkreten Arbeitern und dirigiert besten- 
falls in die bereitwilligen Fänge des bürger- 
lichen Gewaltapparats. Zusätzlich und über- 
flüssigerweise ist daran zu erinnern, daß Be- 
kämpfen der nur bürgerlich-kapitalistischen 
Elemente der Verfassung nicht heißen kann, 
die allgemeinen staatsbürgerlichen Freiheits- 
rechte, die Volkssouveränität, die Verantwort- 
lichkeit der Exekutive u.ä.m. „sozialistisch“ 
zu mißachten, sondern daß es zu allererst um 
deren Fundierung gehen muß. 

Die erst in einer faschistischen „Krisenlösung“ 
beseitigte Doppeldeutigkeit der bürgerlichen 
Verfassung — allgemeine bürgerliche Freiheits- 


rechte und Sicherung der Kapitalherrschaft — 
soll zunächst dargestellt werden. Anschließend 
sind einige strategische Folgerungen zu zie- 
hen. Um Scheinkontroversen und oberfläch- 
liche Mißverständnisse zu vermeiden, soll vor- 
ab das, was „Kampf um Verfassung“ heißen 
bzw. nicht heißen kann, schematisch abge- 
grenzt werden. Wenn der „Kampf um Verfas- 
sungspositionen“ als ein Teil sozialistischer 
Strategie heute verstanden wird, dann geht es 
nicht darum, 

m sozialistische Strategie im Kampf um Ver- 
fassungspositionen aufgehen zu lassen, so als 
erschöpfe sich sozialistische Strategie darin; 

m den Kampf um Verfassungspositionen idea- 
listisch oder aufklärerisch zu verniedlichen, als 
käme es im Hinblick auf eine als Resonanz- 
boden benützte vage Öffentlichkeit nur darauf 
an, einen vorgeblich klaren, liberalen Verfas- 
sungstext der illiberalen verherrschaftlichten 
und repressiven Verfassungswirklichkeit ge- 
genüberzustellen; 

m zu behaupten, es gehe vor allem darum, 
den sozialistisch-demokratischen Gehalt des 
Grundgesetzes (vgl. die Artikel 14, 15 und 20) 
solange herauszuarbeiten, bis aus dem bür- 
gerlich versponnenen Kokon der sozialistische 
Schmetterling entfleuche. 


Vielmehr geht es u. a. darum, 

m den herrschenden Verhältnissen ihre eigene 
Melodie vorzublasen, d.h. die Legitimations- 
lüge der realen Herrschaftsverfassung aufzu- 
decken; 

m die Tendenz, im Kampf errungene und ver- 
traglich abgesicherte Positionen der Arbeiter- 
schaft, ja des Kleinbürgertums selbst rückgän- 
gig zu machen, als Mittel der politischen So- 
zialisation zu benutzen; oder weniger ge- 
schwollen ausgedrückt: Rücknahme und Ein- 
schränkung erworbener Rechte, Reprivatisie- 
rungsvorhaben und Einsparungsversuche (vgl. 
beispielhaft den öffentlichen Dienst) können 
zum Zwecke konkreter politischer Erfahrung 
verwandt werden; solche Erfahrungen gilt es 
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dann zu vertiefen und ihr Versacken organi- 
satorisch aufzufangen; 

m den Kampf um Verfassungspositionen zur 
Erhaltung der Existenz selbst zu führen. Wer 
wollte Arbeitsgerichtsverfahren generell und 
von vornherein ablehnen? Sie dienen — ge- 
wiß — einem sehr begrenzten Zweck. Solches 
— nämlich Vorbedingungen sichern — gilt auch 
für den Kampf um Verfassungspositionen ge- 
nerell, will man sich nicht von vornherein der 
Bedingungen der Möglichkeit von Organisa- 
tion begeben. 


1. Das Grundgesetz eine Illusion, 
die allein der ideologischen 
Stabilisierung bürgerlicher 
Kapitalherrschaft dient? 


a) Zur Notwendigkeit 
rechtlicher Regelungen 


Die berühmte Aussage: Rechts-/Verfassungs- 
fragen sind Machtfragen, ist nicht falsch; sie 
trifft einen wesentlichen Sachverhalt bürger- 
licher Verfassung. Diese Aussage führt aber in 
ihrer Einseitigkeit in die Irre. Zunächst: Recht 
ist in einer zweifachen Weise auf Macht ge- 
gründet. Zum einen bedarf Recht seiner herr- 
schaftlichen Fundierung, Sicherung und Durch- 
setzung durch „den Staat“, durch das Mono- 
pol legitimer physischer Gewaltsamkeit, 
sprich: durch eine zentral organisierte Erzwin- 
gungsmacht, die sich durch die Allgemeinheit 
des Rechts ebenso legitimiert wie diese All- 
gemeinheit notfalls mit Gewalt durchsetzt. 
Zum anderen dient die Rechtsform und das je 
konkrete Recht/Gesetz einer vorrechtlichen 
Macht, die sich diese Form, vor allem die Ver- 
tagsfreiheit und die in ihr zur Geltung kom- 
mende formale Vertragsgleichheit zunutze 
macht. Bei dieser „vorrechtlichen Macht“ han- 
delt es sich im wesentlichen um die Struktur 
gewordenen Kapitalinteressen. Recht geht 
aber nicht nur in formell konstituierter Herr- 
schaft (Staat) und strukturell bestehender 
Macht auf. Sonst wären die allgemeine Gel- 
tung der rechtlichen Regelung, ihr fortlaufen- 
des Benützen selbst dort, wo man sie durch- 
bricht, nicht verstehbar. Der Allgemeinheits- 
anspruch des bürgerlichen Rechts — Vertrags- 
freiheit, formelle Gleichheit der Vertragspart- 
ner, Herrschaft des Gesetzes usw. —, der erst 
im Faschismus prinzipiell beseitigt wurde 
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(wird), kann auch von den strukturell Mâcn- 
tigen und den formell Befugten nicht einfach 
fallengelassen werden, je nach Laune. Ņje 
Schwierigkeiten, diesen Anspruch aufzugeban, 
bestehen nicht primär im ökonomischen Kal- 
kulationsinteresse, das bestimmter Garantien 
und Regelungen bedarf. Solches Kalkulations- 
interesse könnte in der Tat notfalls durch yje 
Regelungen des Doppelstaates faschistischer 
Natur erfüllt werden: Beseitigung jeglicher Ņo- 
litischer, rechtlich gesicherter Freiheit «er 
Staatsbürger, aber gleichzeitig Aufrechterh,|- 
tung des positiven Rechts und seiner Ökono- 
misch funktionalen Regelungen in der Sphäre 
des Privatrechts. Vielmehr ist der Widerspruch 
zwischen politisch-formaler Demokratie (ejn- 
schließlich der allgemeinen Bürgerrechte) und 
der gesellschaftlichen Grundlage bestimmend 
für den Charakter bürgerlicher Verfassung. so 
war auch die politische Emanzipation der Ar- 
beiterklasse notwendig geworden, weil gie 
entwickelte bürgerlich-kapitalistische Gesaj|- 
schaft um ihrer eigenen Reproduktion willen 
nicht in der Lage ist, den freien Lohnarbeiter 
noch anders zu integrieren als über seine t&jl- 
weise Emanzipation und Beteiligung an den 
Staatsgeschäften. Das Rechtssubjekt Lohn- 
arbeiter muß in der Ökonomie als Tarifpartner 
usw. schon aus Reproduktions-, d.h. System- 
erhaltungsgründen anerkannt werden. Die bür- 
gerliche Gesellschaft braucht in friedlichen Zei- 
ten ökonomischer Prosperität oder nicht Sy- 
stemkritisch werdender Stagnation das Kon- 
kurrenz- und Preissystem auf dem Arbeits- 
markt, um dem Wertgesetz seine regulierenge 
Funktion zukommen zu lassen und gleichze;j- 
tig die Arbeiterklasse langfristig zu erhalten. 
Dieses Rechtssubjekt Lohnarbeiter konnte 
nicht halbiert werden, sondern mußte in den 
— widersprüchlichen — Genuß der staatsbür- 
gerlichen Rechte gelangen. Diese ökonomisch- 
politische Basis der Legalisierung des Wider- 
spruchs in der bürgerlichen Verfassung mig- 
achtet man — „unmarxistisch" —, wenn man 
schlichtweg meint, das GG sei eine „bürger- 
liche“ Verfassung. Sicher: solange sich die Ar- 
beiter und ihre Organisationen darauf be- 
schränken, mitbeteiligt zu sein an den Staats- 
geschäften und gleichzeitig den Widerspruch 
zwischen der politischen Demokratie und de- 
ren gesellschaftlichen Grundlagen ertragen, 
solange sind die bürgerlichen Verfassungen 
die ideale Form der Integration. Nur: der inte- 
grative Effekt wird nicht dadurch beseitigt, daß 
man einer Art politischer Verelendungstheorie 


anhängt, nach der Devise: je rechtloser der Ar- 
beiter, desto eher wird er seine Rechtlosigkeit 
erkennen und für seine Rechte eintreten. In 
dieser „politischen Verelendungstheorie“ 
kommt gleichzeitig ein negativer Rechtsfeti- 
schismus zutage, der nur einen umgedrehten 
bürgerlichen Rechtspositivismus darstellt. 


b) Zur Widersprüchlichkeit 
rechtlicher Regelungen 


Diese Widersprüchlichkeit ergibt sich aus Form 
und Funktion bürgerlichen Rechts allgemein, 
sie läßt sich praktisch am Funktionieren jedes 
Gesetzes selbst nachweisen. Recht und Gesetz 
besitzen schon in ihrer strikt bürgerlich-libera- 
len Form, die als solche nie „rein“ bestanden 
hat, nämlich der Form der Allgemeinheit, drei 
Funktionen: „Verhüllung der Herrschaft des 
Bürgertums zu sein, das ökonomische System 
berechenbar zu machen und ein Minimum an 
Freiheit und Gleichheit zu garantieren.“ (F. 
Neumann). Diese Minimumsgarantie ist ihrer- 
seits bezogen auf die Ökonomische Funktion 
sowie die Aufgabe der Integration der Arbei- 
terklasse. 

Die schon berührte Staatsabhängigkeit des 
Rechts und seine ökonomische Funktion ver- 
ursachen jedoch je nach Situation Versuche, 
die bürgerliche Verfassung in dieser oder je- 
ner Form aus den Angeln zu heben. Das 
Grundgesetz, das den „Verfassungsschutz“ 
als allgemeine Aufgabe institutionalisiert hat, 
legitimiert solche Versuche unter dem globa- 
len Hinweis auf Gegner der Verfassung. Da- 
mit wird der interne Widerspruch nach außen 
gewandt und generell auf so oder so defi- 
nierte „Radikale“ projiziert. Das Bundesver- 
fassungsgericht argumentiert genauer, wenn 
auch die „Gegner“ die gleichen bleiben, ja 
spezifiziert werden. Die Funktion des Verfas- 
sungsschutzes besteht nämlich in der Krisen- 
bewältigung und Krisenvermeidung. Deshalb 
darf es keine unzeitgemäße Kritik geben, und 
deswegen sind Generalklauseln, sprich Er- 
mächtigungsgesetze nötig, die eine situations- 
angemessene Behandlung diverser Probleme 
ermöglichen. Die Krisenvermeidung bzw. die 
Krisenbekämpfung erfolgen hierbei mit Hilfe 
solcher Generalklauseln entweder in einer 
„positiven“ Weise, etwa mit Hilfe des Stabili- 
tätsgesetzes, der Gemeinschaftsaufgaben u.ä. 
m., oder aber notfalls in einer repressiven 
Form, z.B. mit Hilfe der Notstandsgesetze 
und ähnlicher Ermächtigungen. Wohlfahrts- 


staat und Notstandsstaat entsprechen einan- 
der. 

Auf der einen Seite ist es analytisch falsch 
und führt strategisch in die Irre, die jeweils 
opportunitätsgemäße Verwendung der Gene- 
ralklauseln, den Einsatz repressiver Instru- 
mente zu unterschätzen. Solche Unterschät- 
zung tut sich auch in all dem Reden von der 
„Legitimationskrise“ kund. Hier wird offen- 
sichtlich bildungsbürgerlich-intellektualistisch 





ANMERKUNG ZU DIESER KARIKATUR: „Oskar S., 
22 Jahre alt und In Schulden geraten, entriß vor dem 
Hotel ‚Bayrischer Hof’ in München einer Passantin die 
Handtasche. Ein Schöffengericht verurteilte den bis da- 
hin unbescholtenen Jungen Mann wegen schweren Rau- 
bes zu 21/; Jahren Frelheltsstrafe. Der Hamburger Flelsch- 
warenimporteur Gottlleb D. hinterzog dem staat zwei Mil- 
lionen Steuergelder. Wegen ‚Geringfüglgkeit’ stellte das 
Amtsgericht das Strafverfahren gegen Zahlung einer 
Geldbuße von 400 000 DM eln, die noch nicht einmal dle 
Zinsen für die Steuerschuld decken.“ — Nach „stern“ 13/72 
angenommen, der Staat der bürgerlichen Ge- 
sellschaft bedürfe zu seiner Wirkungsfähig- 
keit dauernder, mehrheitlich positiver Einstel- 
lungen im Hinblick auf seinen Bestand und 
seine Vorgehensweise. Die Rolle schierer und 
dauernder Repression struktureller und ak- 
tueller Art wird hier auch gerade in ihren 
Bewußtseins- und Verhaltenswirkungen grob 
unterschätzt. Die Repression schafft zu einem 
guten Teil ihre eigene Legitimation. Auf der 
anderen Seite ist aber die Tatsache, daß die 
Herrschaft des Kapitals nicht direkt und unver- 
hüllt institutionalisiert ist, nicht nur ein Rum- 
pelstilzchentrick. Die rechtsstaatlich-allgemei- 
ne Vermittlung geschieht nicht nur um willen 
der Arbeiter und ihrer Organisationen, son- 
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dern auch um willen einzelner Fraktionen der 
biirgerlichen Gesellschaft selber. Diese Aus- 
sage gilt auch fur die Erhaltung des Minimums 
an Freiheits- und Gleichheitsrechten. Letztere 
bilden nicht nur den Ansatzpunkt der Eman- 
zipation der Arbeiter (und anderer Gruppen), 
sondern auch die Grundlage innerbürger- 
licher Konflikte. Es kann kaum die Aufgabe 
einer sozialistischen Strategie sein, diese 
Widersprüche und Konflikte einerseits zu be- 
seitigen und andererseits die bewußtseins- 
mäßigen und organisatorischen Ansatzpunkte 
von Emanzipation zu tilgen. 


c) Wechselbad und 
bürgerliche Doppelstrategie: 
Ver- und Entrechtlichung 


Den Widersprüchen und Konflikten der bür- 
gerlichen Verfassung in ihrer „realen“ und in 
ihrer, diese Realität indirekt spiegelnden, ge- 
schriebenen Form wird mit dem Mittel der 
Rechtsform in zweierlei Weise zu begegnen 
versucht: mit der Ver- und mit der Entrecht- 
lichung. Verrechtlichung meint hierbei zu- 
nächst die Form zunehmend genauer vertrag- 
licher oder gesetzlicher Regelungen. Diese 
Regelungen berechtigen ebensowohl wie sie 
beengen, da der rechtliche Regulierungskom- 
plex alle möglichen Handlungen umgibt. Ent- 
rechtlichung meint die Aufweichung bzw. Auf- 
hebung positiven Rechts mit Hilfe von Gene- 
ralklauseln, die die Grenzen zwischen Recht/ 
Gesetz und Verwaltungsmaßnahme ver- 
wischen lassen. 

Zur Verrechtlichung: Die Integration der Ar- 
beiterklasse — auch ihre institutionelle und 
bewußtseinsmäßige Differenzierung als Klas- 
se — hat sich mittels parlamentarischer Ge- 
setzgebung und autonomen, staatlich ab- 
gesicherten Regelungen via „Verrechtlichung“ 
sozialer Konflikte vollzogen. Ein schier un- 
überschaubares System sozialrechtlicher, ar- 
beitsrechtlicher usw. Bestimmungen hat die 
gesellschaftlichen Konflikte kanalisiert. Dieser 
Verrechtlichungsprozeß ist zweischneidig. Zum 
einen erhalten durch ihn alle gesellschaft- 
lichen Konflikte den Charakter der Regelbar- 
keit, der Berechenbarkeit. Sie werden inte- 
grierbar. Der „soziale Friede“ wird hergestellt 
und garantiert die im Prinzip fraglose Herr- 
schaft des Kapitals. Zum anderen schützt 
diese Verrechtlichung aber die Arbeiter vor 
der maßlosen Ausbeutung, läßt den Lebens- 
standard verbessern, macht vor allem das be- 
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liebige Rückgängigmachen von erstrittenen 
Rechten unmöglich. In dieser Funktion gera- 
ten die rechtlichen Regelungen tendenziell in 
Widerspruch zu den dominierenden ôkonomi- 
schen Interessen. Denn gerade die Aufrecht- 
erhaltung der politischen Demokratie, der po- 
litischen und sozialen Rechte machen es den 
Arbeitern und ihren Organisationen möglich, 
um Verbesserungen zu kämpfen. Erreichte 
„Rechtspositionen“, die in ihnen enthaltenen 
Verbesserungen können verteidigt werden. 
Die Verrechtlichung der Klassenkonflikte ist 
somit je nach Situation mit hohen Kosten für 
das Kapital verbunden: ökonomisch und poli- 
tisch. Das auf gesellschaftlicher Ungleichheit 
beruhende und dieses zementierende politi- 
sche Patt, das sich in den letzten Jahrzehn- 
ten zwischen Lohnarbeit und Kapital heraus- 
gebildet hat, kann ohne Risiko der Konflikt- 
steigerung nur durch jeweilige Kompromisse 
verändert werden. Werden in einer Krise die 
Integrationskosten zu hoch, kann der Klassen- 
widerspruch wieder aus der verrechtlichten 
Überdeckung hervorbrechen. Solches deutet 
sich gegenwärtig an. Der Angriff auf zentrale 
Teile des Systems der sozialen Integration — 
Abbau des Sozialstaats, Reprivatisierung, 
Lohnpause u.a.m. — gefährdet den Frieden 
garantierenden Vertrag. Die entscheidenden 
Fragen lauten: wieviel sozialpolitische Opfer, 
wieviel Rücknahme von Rechten erfordert die 
Krise und wieweit lassen sich die Gewerk- 
schaften solches Zurückstutzen gefallen? Die 
Doppeldeutigkeit der Verrechtlichung kommt 
hier zum Tragen. Denn einerseits hat diese 
Verrechtlichung das Vertrauen auf den Staat 
bestärkt, das in den errungenen Rechten, de- 
nen man den Kampfescharakter hinterher nicht 
mehr ansieht, auch seine reelle Seite besitzt. 
Schließlich geht (oder ging) es „einem“ bes- 
ser. Außerdem hat die Verrechtlichung eine 
Differenzierung der Berechtigungen, eine ge- 
stufte Privilegierung geschaffen und der Ten- 
denz nach auch eine Individualisierung der 
Wahrnehmung eigener Rechte mit Hilfe der 
Gerichte. Andererseits aber stärkt das Rechts- 
bewußtsein auch den möglichen Widerstand. 
Man hat ein „Recht auf...“, es ist „unzumut- 
bar, daß...“; m.a.W.: die Verrechtlichung 
macht, wenn auch nur auf einer eingeengten 
Ebene, die eigenen Interessen bewußter, gibt 
denselben Halt und verbessert von hier aus 
sogar deren organisierte Verteidigung. 

Zur Entrechtlichung: Daß die Verrechtlichung 
als bürgerliche Strategie, soziale Konflikte zu 
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befrieden, nicht zureicht, zeigt der immer stär- 
ker werdende Rückgriff auf Generalklauseln. 
Handele es sich bei solchen Generalklauseln 
um die Ermächtigung der Exekutive zum Ver- 
such der Herstellung zureichender ökonomi- 
scher Wachstumsbedingungen (vgl. Stabili- 
tätsgesetz und die entsprechenden GG-Ande- 
rungen), handele es sich um die verfassungs- 
gerichtlich umschriebene, der Exekutive zur 
freien Handhabung übergebene Ermächti- 
gung zur politischen Versicherung (vgl. die 
FdGO). Doch kommt diese Entrechtlichung 
zugunsten exekutivischen Ermessens nicht nur 
mit der Verrechtlichung dort in Konflikt, wo 
die betroffenen Gruppen, insbesondere die 
Arbeiter und ihre Organisationen, die errun- 
genen Positionen als „ihre Rechte“ begreifen 
und zu verteidigen bereit sind. Vielmehr kommt 
in den Generalklauseln die Unfähigkeit des 
Staates zur anderweitigen, zur vertraglich zu- 
teilenden Konfliktlösung zum Ausdruck. Des- 
halb der Doppelschlag: Reprivatisierung („Ab- 
bau staatlicher Leistungen“ etc.) und Repres- 
sion zur verteilungspolitischen Entlastung. 
Das Ausmaß aber, in dem der insgeheim und 
offen „repolitisierte“ Staat zur Konfliktrege- 
lung mit Hilfe der Generalklauseln in der Lage 
ist, hängt zentral vom Stand der gesellschaft- 
lichen Auseinandersetzungen ab, vom Bewußt- 
seinsstand der betroffenen Gruppen, der 


fd if i 


ag y AU 
b y - 


uu KENGI } 


UU 
Ea 


AR Pi » drw er 





Arbeiter und ihrer Organisationen vornehm- 
lich. Dieser „Stand“, der Stabilitätserfolg der 
Ver- und vor allem der Entrechtlichung er- 
geben sich aber nicht ,naturwiichsig”. Dieser 
„Stand“ und seine rechtlich-institutionelle 
Regelung stellen in der Tat Kampfergebnisse 
dar. Kampf erfordert aber wiederum Organi- 
sation und Bewußtsein. Es wäre verhängnis- 
voll, wollte man zum Zwecke intellektueller 
Eindeutigkeit die in der Ver- und Entrecht- 
lichung zum Ausdruck kommenden Wider- 
sprüche und Konflikte gleichsam sich selbst 
überlassen. Noch fataler wäre es freilich, 
wollte man in Verkennung der existentiellen 
Bedeutung der Verrechtlichung gerade für die 
Arbeiter darüber zur Tagesordnung über- 
gehen und den Widerspruch zur Entrechtli- 
chung nicht einmal mehr als Element der Er- 
fahrung, des politischen Lernens benutzen. 
Solange aber der Widerspruch zwischen poli- 
tisch-formaler, verrechtlichter Demokratie und 
ihrer gesellschaftlichen Grundlage besteht 
und solange dieser öffentlich artikulierbar ist, 
solange ist der Kampf um Verfassungs- und 
Rechtspositionen unabdingbar. Letzterer ist 
derart nicht ein Widerspruch, sondern gerade- 
zu Voraussetzung sozialistischer Strategie. Im 
Zusammenhang mit der Entrechtlichungsten- 
denz darf dabei nicht verkannt werden, daß 
deren Absicht genau auf Unberechenbarkeit, 
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auf Verunsicherung und dergestalt auf Indivi- 
dualisierung gesellschaftlicher Konflikte zielt. 
Der Kampf um die Rechtspositionen in der 
Krise, in der solche Rechtspositionen ab- 
gebaut oder doch zur Disposition gestellt wer- 
den sollen, muß deshalb gerade ein Kampf 
um das Bewußtsein der Arbeiter, um ihr Be- 
wußtsein um die Errungenschaften des eige- 
nen Kampfes sein. 


2. Konsequenzen für den Kampf 
um Verfassung heute 
als sozialistische Strategie 


a) Klassenkampf vollzieht sich 
nicht im Dschungel 


Gerade in einer Zeit, wo allenthalben — vor 
allem durch die Radikalenbekämpfung — ver- 
sucht wird, das System der politischen Frei- 
heiten und der politischen Demokratie suk- 
zessiv einzuschränken, ist der Kampf um die 
Verfassung — gewissermaßen — ein Kampf 
um den Klassenkampf. Nur wer von der Ur- 
waldvorstellung des Klassenkampfes als letzt- 
lich militärischer Operation bis zur Entschei- 
dung ausgeht, kann die legalen (und legi- 
timen) Möglichkeiten der Austragung des 
Klassenkampfs im Rahmen einer widersprüch- 
lichen Verfassung mißachten. Dies ist die 
»KPD“-Vorstellung. Dies ist spiegelbildlich 
die RAF-Vorstellung. Eine „sozialistische Stra- 
tegie” hat, wenn sie schon in Gegensatz zum 
Kampf um die Verfassung gedacht wird, allen- 
falls insofern ein anderes Thema, als sie zu 
überlegen hat, welches Kräfteverhältnis im 
Klassenkampf existiert, welches die Gegen- 
strategie des Kapitals ist und wie schließlich 
— als Summe daraus — die Widerstandsbe- 
wegung des Proletariats an welchen gesell- 
schaftlichen Problemkonstellationen und ma- 
teriellen Bedürfnissen entwickelbar ist. Aber 
für diese Überlegungen sind dann ebenso 
konstitutiv die Einschätzung der politisch- 
institutionellen Entwicklung und der Kampf 
um die politischen Freiheiten und die bürger- 
lich-demökratische Verfassung. Jede andere 
Strategie unterstellt dem Proletariat per se 
eine Bürgerkriegsmentalität: indem sie impli- 
zit von einer Dichotomie von „Macht“ und 
„Recht“ ausgeht. „Recht“ soll dann nur der 
Versuch sein, die gesellschaftlichen Macht- 


konflikte zu kanalisieren und den Widerstand 
der Unterdrückten zu brechen. Dagegen wird 
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dann als Strategie die Entledigung von yje- 
sen Einzwängungen der Machtkämpfe jn 
Rechtsregeln gesetzt: die Freisetzung der yn- 
mittelbaren Konfrontation von Staat/Kapjtal 
einerseits und Lohnarbeit andererseits. Was 
als „Endpunkt“ eines Übergangs, als „Reyo- 
lution“, im Moment der Entscheidung der ge- 
sellschaftlichen Schlacht denkbar ist, die yn- 
mittelbare, rechtlich nicht mehr regelbyre 
Konfrontation, soll als Normalfall (tendenziell 
etwa im überladenen Begriff der „spontanen 
Arbeiterbewegung“) des Klassenkampfs gel- 
ten. Die bürgerliche Gesellschaft aber ist — 
schon zur Aufrechterhaltung ihrer herrschsft- 
lichen Struktur — auf das Element des Rechts 
angewiesen. In ihr dominieren nicht mehr gie 
personalen Gewaltverhältnisse, sondern gije 
strukturellen, abstrakten Zwänge einer auf 
unbewußter Regulierung des Systemzusam- 
menhanges beruhenden Vergesellschaftung. 
In einer solchen Gesellschaft vollzieht Sich 
auch der Herrschaftskonflikt Lohnarbeit und 
Kapital immer schon in den Formen recht- 
licher Abstraktion. Jeder Herrschaftskonflìkt, 
der zeitweilig (wie bei spontanen Streiks oger 
bei Betriebsbesetzungen) ,rechtlos” abläuft, 
wird früher oder später, weil er immer nur 
zu Teilentscheidungen, Zwischenergebnissen 
führt, wieder in geregelte Bahnen gelenkt, 
also Rechtsform annehmen. Der Ausdruck 
vom „Waffenstillstand“, der mitunter auf gie 
Verfassung angewandt wird (Seifert, 1966), 
trifft dieses Moment einerseits richtig. Ande- 
rerseits aber legt dieses Bild einen unaufhör- 
lich brodelnden Klassenkampf nahe, der 
jederzeit ausbrechen kann. Dies kann er aber 
eben gerade nicht. Für das Aufbrechen von 
unmittelbaren, in den integrativen Formen der 
Verträge und des Rechts nicht mehr einbind- 
baren Konflikten müssen ganz bestimmte 
Bedingungen gegeben sein. Dann müssen 
Krisenprozesse statthaben, die das über län- 
gere Zeit verfestigte System sozialer Bezie- 
hungen derart erschüttern, daß solche Be- 
ziehungen „formlos“ geworden sind, sich nur 
noch die nackten existenziellen Interessen 
gegenüberstehen. Solange dies nicht in einem 
solchen gesamtgesellschaftlichen Ausmaß ge- 
schieht, daß es „dem System“ nicht mehr 
gelingt, Konflikte in einzelnen Bereichen klein 
zu halten und damit zu kanalisieren, solange 
muß an jedem einzelnen Konflikt immer auch 
darum gekämpft werden, daß es Zwischen- 
ergebnisse gibt, die zum richtigen Zeitpunkt 
erzielt und in einer Regelung festgeschrieben 


werden. Kampf um Rechtspositionen heißt 
dann Kampf um die Festschreibung von Zwi- 
Schenergebnissen in sozialen Konflikten, dies 
gilt für den Betrieb ebenso wie für die Schule 
oder die Hochschule (vgl. etwa den Kampf 
um die Hochschulreform aus dieser Zeit.) 


b) Gegen das abstrakte revolutionäre Ziel 


In der „Macht“-Perspektive liegt jedoch noch 
ein anderes Problem, die Frage des Verhält- 
nisses von Reform und Revolution. Daß dies 
ungeklärt ist, braucht hier nicht gesagt zu 
werden. Es schwingt aber immer dann mit, 
wenn über Rechts- oder Verfassungspositio- 
nen abfällig geurteilt wird. Dann erscheinen 
alle im sozialen Konflikt erreichten Zwischen- 
ergebnisse als etwas, was nur für den Kapita- 
lismus gilt, „nach der Revolution“ schleunigst 
abgeschafft wird. In Umkehr des Bernstein- 
schen Diktums ist das Ziel alles, die Bewe- 
gung nichts. Einmal muß man die Frage stel- 
len, wie sich solche Revolutionäre die Repro- 
duktion eines komplexen (sagen wir es ruhig 
einmal hier) Gesellschaftssystems, das noch 
dazu auf einer hochentwickelten Stufenleiter 
der Entwicklung der Produktivkräfte stehen 
soll, vorstellen, wenn das Recht keine Rolle 
mehr spielen, wenn nur noch die Macht („Dik- 
tatur des Proletariats“) die Gesellschaft regu- 
lieren soll. Solche naiven Machtvorstellungen 
(wenn sie auch nichts anderes sind als die 
Tradition der Jakobiner in den Reihen der 
Arbeiterbewegung) bringen zwangsläufig mit 
sich, daß die „alte Scheiße“ sich nach einer 
Revolution bloß reproduzieren würde. Das 
alte Gesellschaftssystem setzte sich dann un- 
bewußt mit seinen eingefahrenen Strukturen 
durch. Deren Bekämpfung ist dann aufgeklärt 
nicht mehr möglich. Deshalb (siehe Rosa 
Luxemburgs Kritik am Bolschewismus) muß 
genau reflektiert werden, was an den im 
Kampf gegen den Kapitalismus erreichten 
Zwischenergebnissen mit in den Sozialismus 
hinübergenommen werden muß, gerade um 
zu verhindern, daß sich die alten Herrschafts- 
strukturen bloß unter anderem Namen repro- 
duzieren. Beispiel: die Gewerkschaften haben 
sich als kollektives Gegengewicht gegen das 
Kapital herausgebildet. Wird durch eine Re- 
volution das „Kapital“ verstaatlicht, dann 
bleiben sie notwendig wie eh und je. Dies 
gilt jedenfalls, solange nicht Formen der ge- 
sellschaftlichen Reproduktion gefunden sind, 
die den Vergesellschaftungsprozeß von dem 


Gegensatz derer, die über die Entwicklungs- 
richtung der gesellschaftlichen Produktion 
qua Verfügung über die Mittel der Produk- 
tion entscheiden, und derer, die solchen Ent- 
scheidungen als unmittelbare Produzenten 
unterworfen sind. Daß die Gewerkschaften 
einen Funktionswandel durchmachen müssen, 
ist klar. Nur ist dieser nicht durch Dekret 
(nach dem Motto: ab heute besitzt „die Arbei- 
terklasse“ die Produktionsmittel, deshalb 
kann sie sich nicht gegen sich selbst vertre- 
ten) herbeizuführen, sondern ist Resultat 
eines Prozesses. In einem solchen Prozeß, 
soll es sich um Sozialismus handeln, muß der 
Funktionswandel einsichtig sein, sich öffent- 
lich und bewußt vollziehen, bedarf also der 
Demokratie — und — wie schon Rosa Lu- 
xemburg sagte — nicht der Diktatur. Somit 
kehrt sich das Reformismusdilemma um: es ist 
nicht die Frage, wie aus Teilschritten allmäh- 
lich der Sozialismus hervorwächst, denn da 
wird übersehen, daß es einen Bruch zur 
bisherigen gesellschaftlichen Entwicklung gibt 
und geben muß. Es ist die Frage, welche Ent- 
wicklungsergebnisse der „Vorgeschichte“ aus 
ihrer — in der bürgerlichen Gesellschaft not- 
wendigen — Ambivalenz von Herrschaftsfunk- 
tion und Schutzfunktion gelöst werden und 
damit in den Sozialismus hinüberrettbar sind. 
Letzterer kann nicht so tun, als würde er die 
Weltgeschichte von der Stunde Null her an- 
fangen — sonst erneuert er doch bloß die 
alten Herrschaftsverhältnisse. 


c) Bürgerliche Freiheitsrechte, 
sozialistisch-konstitutiv 


Dies trifft vor allem die in den bürgerlichen 
Verfassungen inkorporierten Freiheitsrechte 
und die Formen der politischen Emanzipation. 
Es ist bislang noch nicht erwiesen, daß diese 
Formen der politischen Emanzipation bloß 
bürgerliche Masken (des Eigentums USW.) 
sind. Vielmehr scheinen sie eine ganze Menge 
uneingelöster und in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft uneinlösbarer Möglichkeiten in sich 
zu bergen, d. h. über die gegenwärtige Gesell- 
schaft hinauszuweisen. Man könnte das 
System der Menschen- und Bürgerrechte 
(Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, Geltung 
des allgemeinen Volkswillens etc.) auch als 
ein Stück menschheitsgeschichtlicher Utopie 
interpretieren. Von daher erklärt sich ihre 
legitimatorische Sprengkraft, die sie selbst in 
der bürgerlichsten Verfassung immer noch 
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erhalten. Sich darauf zu berufen, heiBt immer, 
daß man sich in Gegensatz zur bürgerlichen 
Gesellschaft setzt, allerdings noch auf dem 
Weg der immanenten Kritik, d.h. auf dem 
Kampfboden des Gegners selbst! Es geht 
hierbei nicht darum, an die Herrschenden zu 
appellieren, ihre selbst gesetzten Ansprüche zu 
erfüllen. Im Gegenteil: es geht darum, als 
(Staats)-Bürger und Mitglied dieser Gesell- 
schaft diese eigenen Rechte zu reklamieren 
und im Kampf zu demonstrieren, daß ihre 
Erfüllung über diese Gesellschaft hinausweist. 
Wenn einige sagen, laßt doch die Verfas- 
sungspositionen, die sind ja ohnehin in die- 
ser Gesellschaft nicht zu erfüllen, dann wird 
genau diese ihre Ambivalenz übersehen, die 
aus ihrer partiellen Gültigkeit resultiert. 


d) Wider die eigene lllegalisierung 


Deshalb muß auch, wie bei der RAF, jeder 
Frontalangriff auf das bürgerliche Rechts- 
system scheitern. Im Gegenteil, ein solcher 
Frontalangriff schlägt sich die eigenen Waf- 
fen aus der Hand, räumt von sich aus mit 
jenen rechtlich festgelegten Bedingungen der 
politischen Emanzipation (Rechtsstaat, Demo- 
kratie) auf und gibt dem — ungleich über- 
legenen — Gegner das Feld zum Schießen 
frei. Auch deswegen, weil ein solcher Angriff 
nur von einem gesellschaftlich isolierten Ort 
aus überhaupt denkbar ist. Nur wer sich von 
den kollektiven Arbeits- und Lebenszusam- 
menhängen isoliert, kann auf die Idee kom- 
men, so die Massen zu ergreifen. Diese Mas- 
sen sind existentiell davon abhängig, daß der 
gesellschaftliche Herrschaftskonflikt nicht 
„rechtlos“ abläuft, sind darauf angewiesen, 
daß der Kapitalismus nicht in sein krudes 
Stadium zurückfällt und ohne Rücksicht auf 
Verluste von den Arbeitern Mehrwert abpreßt. 
Objektiv hat die RAF und haben die illegali- 
stischen Gruppen von der K-Front — und in 
ihnen zeigt sich oft nur bis zur Unkenntlichkeit 
verzerrt linker Revolutionarismus — dazu bei- 
getragen, daß den Herrschenden ein gutes 
Stück der Legitimation ihrer Repressions- 
arbeit abgenommen wurde. Man würde in 
dieser Linie weiterarbeiten, würde man den 
Kampf um die Verfassung und den Kampf 
um Rechtspositionen aufgeben. 


e) Kampf um den Rest der Verfassung 


So auch heute: das BVG-Urteil zum Berufs- 
verbot legt den Schluß nahe, der Kampf ge- 
gen das Berufsverbot sei nun vorüber. In 
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einem engen Verständnis vom Kampf um Ver- 
fassungspositionen ist er es auch. Die Linke 
konnte (wie hätte sie auch) ihre Interpretation 
nicht durchsetzen. Dabei ergab sich diese 
Interpretation nur aus der inneren Logik bijr- 
gerlicher Demokratie. Das BVG hat also einen 
Punkt demonstriert, an dem die Herrschenden 
wieder ein Stück ihrer eigenen liberal-demo- 
kratischen Legitimationsideologie aufgeben. 
Das genau aber muß Zentrum einer Kam- 
pagne gegen das Urteil sein. Und genau jn 
diesem Punkt muß der Kampf gegen das Be- 
rufsverbot in einen Kampf um den Rest der 
Verfassung weitergeleitet werden. Die Logik 
des Urteils ist doch diese: der Staatsappa- 
rat wird aus dem System der politischen 
Demokratie ausgegliedert, von gesellschaft- 
lichen Interessenkonflikten abgeschottet und 
fungibel gemacht für alles, was von oben in 
ihn „eingeben“ wird. Dazu dient das Ein- 
schwören der öffentlichen Bediensteten auf 
„den Staat“ und „seine Verfassung“, und 
zwar nicht mehr auf die fdGO im Sinne des 
GG, sondern auf die Verfassung, wie immer 
die Herrschenden sie jeweils interpretieren 
oder ändern. Wie unklar die fdGO immer war 
als Formel der Superlegalität, das BVG ist 
deutlicher geworden: „es geht um den Staat“, 
d.h. um die Herrschaftsmaschinerie der bür- 
gerlichen Gesellschaft. Dieser soll sich aus 
den Bestimmungen der demokratischen Ver- 
fassung herauslösen. Dies ist exemplarisch, 
weil es in die Strategie der Rechten paßt. 
Strauß-Sonthofen braucht, um aufzuräumen, 
einen widerspruchsfreien Apparat: der Abbau 
der Sozialleistungen etc. braucht Beamte, die 
willfährig — ohne Ansehnung ihres Klientels 
in der Arbeiterklasse — das Sparprogramm 
durchführen. So hängt die Problematik des 
Berufsverbots als Teil allgemeiner Entrecht- 
lichungsstrategie mit dem Abbau anderer 
Rechtspositionen zusammen — und das müßte 
den Kollegen in den Betrieben und ander- 
wärts klar zu machen sein. Eine Verbindung 
der Probleme geschieht eben nicht über eine 
abstrakte gemeinsame „sozialistische Strate- 
gie“ und den Kampf dafür, legaler- und legi- 
timerweise für den Sozialismus kämpfen zu 
können, sondern nur über das Aufdecken 
der materiellen Verbindungen der Probleme 
in dieser Gesellschaft selbst, aus der dann 
gemeinsame Abwehrkämpfe und eine gemein- 
same Defensivstrategie entwickelt werden 
können. 

Kurz gesagt: eine sozialistische Strategie zu 


diesem Zeitpunkt muß geradezu darin beste- 
hen, um die Verfassung zu kämpfen, d.h. 
darum, daß die Herrschenden nicht via Inter- 
pretationsmonopol des GG und allmähliche 
Zentralisierung staatlicher Macht den politi- 
schen Raum einschnüren, in dem sich der 
Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital noch 
ausdrücken kann. Gerade weil die Verfassung 
die bestehende Gesellschaft „hinnimmt“, wie 
das BVG einmal gesagt hat, muß man darauf 
bestehen, daß in ihr auch die Konflikte der 
bestehenden Gesellschaft artikuliert werden 
können. 

Sicher: die Herrschenden werden versuchen, 
wenn von einer größeren Krise geboten, die 
Demokratie über Bord zu werfen. Und man 
muß sich — mindestens in Gedanken und 
auch durch Organisation — darauf vorbereiten. 
Man darf auch die Augen vor der drohenden 
lllegalisierung in größerem Maßstab nicht 
schließen. Doch, wer sagt, daß der Faschis- 
mus unausweichlich ist? Nur die Arbeiter und 
ihre Organisationen in den verschiedenen Be- 
reichen („Öffentlich“, „privat“), nur ver- 
sprengte Reste liberaler Gruppen, vor allem 
auch im Bildungs- und Publikationsbereich, 
können verhindern, daß ein Übergang zu einem 
in seinen Erscheinungsformen neuen Faschis- 
mus möglich wird. Um solches zu leisten, 
müssen die Organisationen der Arbeiter (und 
die übrigen, relativ marginal bleibenden Grup- 
pen) bewußt um die Demokratie kämpfen und 
ihre im GG gegebenen, widerspruchs- und 
konfliktreichen Voraussetzungen. Nur dann 
wird erkannt und bekämpft werden können, 
was als schleichender und offener Verfas- 
sungswandel hin zu einer konfliktfreien Herr- 
schaftsverfassung postliberaler Natur gegen- 
wärtig im Gange ist. Auch dieser bis heute 
wenig umkämpfte, von den Gewerkschaften 
kaum zur Kenntnis genommene Verfassungs- 
wandel erfolgt Schritt um Schritt und gleich- 
sam banal, d.h. ohne Fanfarenstoß. Die 
Exekutive rüstet sich. Nur eine direkt durch- 
schlagende große Krise könnte das Bild und 
den Wandel „schlagartig“ verändern und 
durchsetzen. Wird die Entwicklung aber rich- 
tig erkannt und bewußt bekämpft, sind noch 
weit schärfere Formen der Repression nicht 
in jedem Fall und für alle Zeiten auszuschlie- 
Ben. Die Organisationen der Arbeiter und die 
demokratiegeneigten anderen Gruppen — die 
Bezeichnung ist hier bewußt vage gehalten — 
können aber und dürfen diese Repression, 
wollen sie nicht Harakiri begehen, nicht von 


sich aus initiieren. Vielmehr müssen sie im 
Kampf um die Verfassung gegen die bürger- 
liche Legalität und Legitimität (die schon 
keine biirgerlich-liberale mehr darstellt), ihre 
eigene, aus der „gemeinsamen“ Verfassung 
gewonnene setzen und auf diese Weise den 
aktiven und bewußten Verfassungswandel in 
eine sozialistische Richtung herbeiführen, 
d.h. auf eine relativ große, ja mehrheitliche, 
demokratische Massenbewegung hinarbeiten. 
Selbst diese, sehr eingeschrânkte Perspektive 
ist derzeit zu weit. Doch klârt man Probleme 
sozialistischer Strategie nicht dadurch, daß 
man Klassenkampf und massenhaftes Klas- 





senbewußtsein immer schon als im Prinzip 
konstituierte voraussetzt und in widerspruchs- 
voller Gesellschaft eine puristische Strategie 
zu küren versucht — in typisch intellektuellem 
Dezisionismus. Solche Probleme beginnt man 
erst dann mühsam und gewiß voller Furcht, 
daß man in der Entwicklung zu spät kommt, 
daß faschistische Tendenzen schneller sind, 
zu lösen, wenn man an den Existenzbedin- 
gungen und Erfahrungen der Arbeiter, An- 
gestellten, ja der Beamten ansetzt. Dies ist 
aber nur — wenn auch nicht ausschließlich — 
und in der ersten Bedingung als Kampf um 
Verfassungs- und Rechtspositionen, um exi- 
stentielle Sicherheiten möglich. Denn der Re- 
formismus erledigt sich in der Krise nicht 
quasi von selbst und schon gar nicht im Be- 
wußtsein derjenigen, die von ihm in der Ver- 
gangenheit profitierten. Um die existentiellen, 
in Rechtspositionen festgehaltenen Sicherhei- 
ten zu kämpfen, bedeutet dann auch nicht, 
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einer „Rechtsillusion“ aufzusitzen. Nicht das 
Vertrauen auf die Rechtspositionen, die im re- 
formistischen Verständnis als „unverbrüchlich“ 
gelten und galten, sondern das dahinter- 
stehende Verständnis von der kapitalistischen 
Gesellschaft macht den Kern des Reformis- 
mus aus, das Vertrauen auf die Ewigkeit des 
Kompromißsystems. Unter der Vorherrschaft 
dieses Vertrauens hat sich ein Großteil der 
Arbeiter und Angestellten an den Segen der 
Gesetzgebungs- und Tarifkampfmaschinerie 
von oben derart gewöhnt, daß er auch in 
schlechten Zeiten deren Orientierungsdaten 
zu akzeptieren neigt. So hat der Reformismus 
in seiner heutigen Gestalt dafür gesorgt, daß 
das Bewußtsein vom Kampfcharakter der er- 
rungenen Rechtspositionen und somit das Be- 
wußtsein von der Notwendigkeit, die Siche- 
rung der materiellen Lebensverhältnisse ge- 


rade in der Krise nicht den verselbständigign 
Vertretern zu überlassen, weitgehend getl|gt 
ist. Will man der kapitalistischen Strategie or 
Krisenbewältigung eine proletarische ant- 
gegensetzen, dann muß zuerst einmal die$ps 
Bewußtsein um die Kampfgeschichte der eiye- 
nen Rechte und um deren Widerspriichlichkpit 
geweckt werden. Das setzt aber voraus, gap 
man um das politische Recht, sich zu organi- 
sieren und den Widerspruch innerhalb und 
gegen die bürgerliche Verfassung zu artilu- 
lieren, ebenfalls und vorrangig kämpfen myg. 
Denn die sozialen Rechtspositionen sind kr- 
gebnis der Möglichkeit des politischen Kamyfs 
im Rahmen der bürgerlichen Demokratie. 
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SOZIALISTEN UND VERFASSUNG 


Der von den Genossen Wolf-Dieter 
Narr und Bernhard Blanke verfaBte 
Artikel in der Sondernummer zur 
Repression („links“ Nr. 73, Januar 
1976) ist durch die Diskussion im 
SB über Strategie und Gegenwehr 
hinsichtlich der Repression zu ei- 
nem zentralen Beitrag geworden. 
Wir nehmen diesen Beitrag zum An- 
laß, einige uns wesentlich erschei- 
nende Gesichtspunkte kritisch auf- 
zunehmen, um damit die Auseinan- 
dersetzung um die künftige Politik 
des SB im allgemeinen und der An- 
ti-Repressionskampagne im beson- 
deren voranzutreiben. 

Die zentrale strategische Aussage 
des Aufsatzes von Narr und Blanke 
lautet: Grundrechte müssen vertei- 
digt werden und damit die Möglich- 
keit zum Klassenkampf. Dem ist vor- 
behaltlos zuzustimmen. Nur vermis- 
sen wir eine eindeutige Aussage 
darüber, von welchen Vorausset- 
zungen dieser Kampf auszugehen 
hat. Und gerade hier beginnt das, 
was den Artikel eher zu einem Är- 
gernis als zu einer Erleuchtung wer- 
den läßt. Denn Empfehlungen für 
eine politische Vorgehensweise 
sind nicht deutlich als solche aus- 
gewiesen, sondern verbergen sich 
in den Unstimmigkeiten des Bei- 
trags, deren Grundstruktur es erst 
zu dechiffrieren gilt. Uns sind hier- 
bei zwei wesentliche Aspekte auf- 
gefallen. Es handelt sich einmal um 
den Zusammenhang von Politik und 
Ökonomie, zum andern um die Be- 
merkung über die Geschichte des 
Kampfes um soziale und politische 
Rechte. 

Daß es sich bei unserem Beitrag 
nicht etwa um die Eröffnung eines 
akademischen Disputs über diese 


Fragen handelt, scheint uns durch 
die Tatsache hinlänglich ausgewie- 
sen, daß sich in der bisherigen Dis- 
kussion die verschiedensten und 
teilweise sich sogar völlig wider- 
sprechenden Strategievorstellun- 
gen auf den Beitrag der beiden Ge- 
nossen berufen haben. Eine Klâ- 
rung der dort verborgenen Proble- 
matik wird also notwendig. Denn 
wie wir uns als Sozialisten zur Ver- 
fassung verhalten, ist zu wichtig, als 
daß darüber Konfusion aufkommen 
darf. 


Zum Verhältnis von 
Politik und Ökonomie 


Für den Abbau von Rechten haben 
Blanke und Narr den Begriff „Ent- 
rechtlichung“ eingeführt, dem sie 
positiv den Begriff der „Verrechtli- 
chung“ gegenüberstellen. 

Der Begriff der „Verrechtlichung”, 
der aus dem kollektiven Arbeits- 
recht stammt, beschreibt dort den 
Vorgang, bei dem Kampfergebnisse 
der Arbeiterklasse auf Betriebsebe- 
ne, also der ökonomischen Sphäre, 
gesetzlich festgeschrieben werden. 
In der Allgemeinheit, in der die Ge- 
nossen ihn verwenden, ist er inso- 
fern bedenklich, als er die Sphäre 
der Politik, des Staates, d. h. der in- 
dividuellen Freiheitsrechte, mit der 
Sphäre der Ökonomie, vor der die 
bürgerlichen Freiheitsrechte schon 
immer Halt machen mußten, begriff- 
lich zusammenbringt — ganz abge- 
sehen davon, daß ihm ein positiver 
Grundton beigegeben wird, obwohl 
doch eine Verrechtlichung von Ar- 
beitskämpfen historisch öfter am 
Ende von Niederlagen als von Sie- 
gen der Arbeiterklasse stand. 


> BEN u 


Nun istdie Trennung von Politik und 
Ökonomie gerade für die bürgerli- 
che Gesellschaft konstitutiv, ge- 
schieht doch in ihr täglich das, was 
Blanke an anderer Stelle treffend 
wie folgt beschrieben hat: „Bildlich 
gesprochen bleibt das Rechtssub- 
jekt Arbeiter ewig in der Zirkula- 
tion, betritt nie die Fabrik, wird nie 
von einem Meister angeschnauzt, 
bleibt im Anzug und im Auto vor 
den Toren; der konkrete Mensch 
Arbeiter zieht den blauen Anton an, 
wird zum „Produktionsfaktor", zu 
einer sachlichen Funktion im System 
der Kapitalproduktion, erhält die 
Form des variablen Kapitals. Als 
solcher Faktor ist er der Herrschaft 
des Kapitals unterworfen: aus dem 
freiwilligen Tauschakt ist eine ein- 
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)Demokratieverstindnis und Toleranz 
enden dort, wo sich Leute durch unsere 
Argumente nicht überzeugen lassen. 





seitige Unterwerfung unter fremden 
Willen geworden. Die „Freiwillig- 
keit“ des Rechtssubjektes Arbeiter 
basiert auf dem Verkaufszwang des 
konkreten Menschen, damit er sein 
Leben reproduzieren kann.“ (Pro- 
kla 14/15, S.75f.) — Wer den Ein- 
wand gegen die Verwendung des 
Begriffs „Verrechtlichung“, wie er 
in dem hier kritisierten Artikel von 
Blanke und Narr verwendet wird, 
für bloß theoretisch oder spitzfindig 
hält, der sei darauf verwiesen, wel- 
che Konsequenzen sich ergeben, 
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wenn die beiden Spharen in der po- 
litischen Praxis nicht Klar auseinan- 
dergehalten werden. 

Man könnte arglos annehmen, daß 
die Logik der Betriebskämpfe, wo 
Schwäche und Stärke der Kontra- 
henten, Mobilisierungsgrad der Ar- 
beiter Bedingungen für die Durch- 
setzung bestimmter Forderungen 
sind, sich auf den politischen Kampf 
umstandslos übertragen ließe. 
Durch die Verwendung des Begriffs- 
paares „Verrechtlichung“/ Entrecht- 
lichung“, das sich in gleicher Weise 
auf die Politik wie die Ökonomie 
bezieht, Freiheitsrechte und soziale 
Rechte gleichsetzt, wird eine solche 
Annahme in der Tat nahegelegt. Die 
Verteidigung von politischen Frei- 
heitsrechten läßt sich jedoch nicht 
in denselben Machtkategorien fas- 
sen wie sie für den ökonomischen 
Bereich gelten. Es gehört zu den 
konstituierenden Bedingungen der 
bürgerlichen Gesellschaft, daß er- 
kämpfte soziale Errungenschaften 
und Rechte bei einer Veränderung 
der gesellschaftlichen Kräftever- 
hältnisse zur Disposition stehen. 
Mit anderen Worten: die ökonomi- 
sche Sphäre war immer schon nicht 
von Recht, sondern von Macht und 
Gewalt bestimmt. So werden etwa 
in Zeiten der Vollbeschäftigung 
Rechtsbrüche seitens der Arbeiter 
(z.B. spontane Streiks) juristisch 
häufig nicht geahndet, während sie 
gegenwärtig mit mehr als der blo- 
Ben Schärfe des sich unter der Hand 
immer mehr verschärfenden Geset- 
zes verfolgt werden. 

Wie verhält es sich nun mit der 
Sphäre der Politik? Eine Entlassung 
aus dem Betrieb bedeutet wohl Ent- 
fernung aus der Sphäre der Ökono- 
mie, kann aber in einem bürgerli- 
chen Staat, der sich nicht im Aus- 
nahmezustand (etwa im Faschis- 
mus) befindet, nicht bedeuten, daß 
dem Entlassenen damit auch schon 
die Bürgerrechte entzogen werden 
— es sei denn, es handele sich bei 
dem Entlassenen um einen auslän- 
dischen Arbeiter. Bei ihm geht die 
ökonomische Entlassung mit der 


politischen „Ausbürgerung“ Hand 
in Hand; hier fallen tatsächlich bei- 
de Sphären zusammen. 

Falsch ist die Vorstellung, das Be- 
rufsverbot sei dasselbe wie die Ein- 
schränkung der freien Berufswahl 
über die Zwänge des Arbeitsmarkts. 
Bei dem Berufsverbot wird die poli- 
tische Gesinnung zum Kriterium für 
Nichteinstellung, also die Wahrneh- 
mung eines politischen Freiheits- 
rechts zum Anlaß für seine Aufhe- 
bung. 

Das Bürgertum, das gleiches Recht 
für alle historisch erstmals durch- 
gesetzt hat, hat zugleich die Wahr- 
nehmung von Freiheitsrechten im- 
mer schon ökonomisch erschwert 
und damit eingeschränkt. Das un- 
terscheidet sich jedoch wesentlich 
von dem Entzug politischer Frei- 
heitsrechte. Findet der Entzug von 
politischen Freiheitsrechten statt, 
dann muß von der Aufhebung der 
demokratischen Verfassung über- 
haupt gesprochen werden. Es kann 
dann nicht mehr — wie in der Sphä- 
re der Ökonomie — davon ausge- 
gangen werden, es gäbe ein Mehr 
oder Weniger an Niederlage oder 
Repression. Freiheitsrechte sind 
Normen und damit allgemein und 
abstrakt. Ihr Entzug für wenige — 
und wäre es nur für einzelne — 
bedeutet die Preisgabe der Norm; 
und sich mit der Tatsache 
abzufinden, daß diese Normen ein- 
zelnen Individuen entzogen wer- 
den, bedeutet die Versöhnung mit 
der Abschaffung der Norm schlecht- 
hin. Der Kampf um die absolut all- 
gemeine Gültigkeit der Freiheits- 
rechte muß demnach ein kompro- 
mißloser Kampf sein, der nicht erst 
zu führen ist, nachdem man sich der 
Kräfteverhältnisse vergewissert hat. 
Daraus folgt, daß Strategien auf den 
verschiedenen Ebenen von unter- 
schiedlichen Voraussetzungen aus- 
gehen müssen: auf der Ebene der 
Ökonomie sind sie vom Kräftever- 
hältnis abhängig zu machen; die 
Verteidigung der politischen Frei- 
heitsrechte jedoch kennt kein Wenn 
und Aber. 


Wohl sehen die Genossen Blanke 
und Narr den Unterschied zwischen 
beiden Sphâren durchaus und ex- 
plizieren ihn in den Abschnitten 
ihres Beitrags uber die ,Notwen- 
digkeit rechtlicher Regelungen“ und 
über die „Widersprüchlichkeit recht- 
licher Regelungen“. Sie heben die- 
sen Unterschied allerdings sogleich 
wieder auf in ihrer Theorie vom 
„Wechselbad der Ver- und Entrecht- 
lichung“. Sie befreien dabe; den 
Begriff der „Verrechtlichung“ von 
seinem negativen Ballast, den er 
aus der Geschichte der Arbeiterbe- 
wegung mitschleppt, und erheben 
ihn zu einem Begriff, in dem sich 
alle positiven Elemente des bürger- 
lichen Rechtsschutzes verdichten. 
Entsprechend wird „Entrechtli- 
chung“ als Gegensatzbegriff zum 
Etikett für den Abbau nicht nur von 
sozialen, sondern auch von Frei- 
heitsrechten gemacht: „Verrechtli- 
chung meint hierbei zunächst die 
Form zunehmend genauer vertrag- 
licher oder gesetzlicher Regelungen 
... Entrechtlichung meint die Auf- 
weichung bzw. Aufhebung positi- 
ven Rechts mit Hilfe von General- 
klauseln, die die Grenzen zwischen 
Recht/Gesetz und VerwaltungsmaB- 
nahme verwischen lassen." — Be- 
zeichnenderweise finden die Ge- 
nossen allerdings dafür keine an- 
dere Illustration als Beispiele, die 
aus der Sphäre der Ökonomie stam- 
men. Es ist nicht ohne Ironie, daß 
der Begriff der „Verrechtlichung”, 
wie ihn Blanke und Narr definieren, 
bei einer Übertragung auf die poli- 
tische Ebene gerade bedeuten wur- 
de, daß die individuellen Freiheits- 
rechte durch „zunehmend genaue, 
vertragliche oder gesetzliche Rege- 
lungen“ eingeschränkt würden. Der 
Dschungel, der im Betrieb „Natur“ 
ist und den man mit der Verrecht- 
lichung der unmittelbaren Ausein- 
andersetzung zwischen Kapital und 
Arbeit reden zu können glaubt, wird 
im Beitrag von Narr und Blanke 
durch die Vermengung der Sphären 
im Begriffspaar „Verrechtlichung“/ 
„Entrechtlichung“ unter der Hand 
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und ungewollt zum Prinzip der po- 
litischen Auseinandersetzung über- 
haupt erhoben. 


Arbeiterklasse 
und Grundrechte 


Historisch gibt es den Genossen 
Blanke und Narr zufolge heute „die 
Tendenz, im Kampf errungene und 
vertraglich abgesicherte Positionen 
der Arbeiterschaft, ja des Kleinbür- 
gertums selbst rückgängig zu ma- 
chen“. Auch hier ist die Verwi- 
schung der beiden Ebenen unver- 
kennbar; soziale Rechte und politi- 
sche Freiheitsrechte werden unter- 
schiedslos als von der Arbeiter- 
klasse und dem Kleinbürgertum er- 
strittene Rechte bezeichnet. Zwar 
sind die von der Arbeiterklasse er- 
kämpften politischen Freiheitsrech- 
te (wie das allgemeine Wahlrecht 
und das Koalitionsrecht) inzwischen 
längst zum integralen Bestandteil 
bürgerlicher Freiheitsrechte gewor- 
den. Daraus kann jedoch nicht ab- 
geleitet werden, die politischen 
Grundrechte insgesamt seien in 
Deutschland einstmals von der Ar- 
beiterklasse erkämpft worden und 
man müsse nun — wie der Beitrag 
der Genossen nahelegt — eine Stra- 
tegie einschlagen, die der Arbeiter- 
klasse vor Augen führt, man berau- 
be sie der Grundrechte, die ihre Vä- 
ter einst erkämpft hätten, — ge- 
rade für die deutsche Tradition ist 
dies historisch unzutreffend. Nicht 
nur, daß die Verfassung und damit 
ihr Kern, die demokratischen Frei- 
heitsrechte, nicht erkämpft, sondern 
„importiert“ wurden: das Nazi-Re- 
gime ist nicht von innen zum Ein- 
sturz gebracht, sondern von außen 
militärisch zertrümmert worden. 
Auch die „Erinnerung“ um die Er- 
rungenschaften der Novemberrevo- 
lution sind heute nicht Massenbe- 
wußtsein, mit dem als materieller 
Gewalt gerechnet werden könnte. 
Anstatt implizit historische Fehlein- 
schätzungen zum Ausgangspunkt 
einer Strategie zu machen und da- 
mit zu behaupten, Kampf um Ver- 


— 69 — 


fassungspositionen falle mit dem 
Kampf um Sozialismus zusammen, 
scheint es uns gerade angesichts 
sich verschärfender Repression not- 
wendig, das Verhältnis von Arbei- 
terbewegung und Kampf um politi- 
sche Rechte zu thematisieren. Da- 
bei gilt es, den Kampf gegen die 
Repression und für die Verteidigung 
politischer Freiheitsrechte von der 
juristischen auf die politische Ebene 
zu bringen. Die sozialistische Ar- 
beiterbewegung hat kein juristisch- 
abstraktes Verhältnis zu den Frei- 
heitsrechten, sondern ein durch ihre 
Geschichte bestimmtes. 

Wenn die revolutionäre Arbeiterbe- 
wegung bürgerliche Freiheitsrechte 
auch für die Arbeiterklasse rekla- 
mierte, so tat sie das immer unter 
folgendem Gesichtspunkt: die Be- 
dingungen für den Kampf um So- 
zialismus zu verbessern. Die Frei- 
heitsrechte waren also einerseits 
Bedingung für den Kampf um So- 
zialismus, andererseits ist der So- 
zialismus nichts anderes als die Be- 
freiung der Freiheit von ihrer for- 
mellen bürgerlichen Hülle, d. h. ihre 
materielle Erfüllung. Im Sozialismus 
bedürfen Freiheit und Gleichheit 
keiner formellen Garantie durch 
Grundrechte; sie selbst sind die 
selbstverständliche Lebensform 
einer sozialistischen Gesellschaft. 
Die Arbeiterbewegung hat in der 
ersten Etappe ihrer Kampfgeschich- 
te niemals um die bürgerlichen Frei- 
heitsrechte als solche gekâmpft; an- 
dererseits heißt dies aber nicht, 
daß sie ein ähnlich opportunisti- 
sches Verhältnis zu ihnen hätte ent- 
wickeln können wie die Bourgeoi- 
sie, die je nach Bedarf Grundrechte 
für sich reklamiert oder abschafft. 
Sonst würde das Proletariat — das 
war die klare Perspektive — seine 
Bestimmung, die Abschaffung von 
Herrschaft als Abschaffung der Klas- 
sen und damit seiner selbst, ver- 
fehlen. 

Ein Beispiel zur Illustration des Ver- 
hältnisses der Arbeiterbewegung zu 
Freiheitsrechten: Das Wahlrecht galt 
der revolutionären Fraktion in der 


deutschen Arbeiterbewegung als 
bloßes Mittel zur Erlangung der po- 
litischen Macht, der Kampf um Par- 
lamentsmandate als eine willkom- 
mene Schule des Proletariats für die 
politische Auseinandersetzung. Mit 
anderen Worten: es sollte mit den 
Mitteln formeller Freiheitsrechte für 
deren materielle Erfüllung kämp- 
fen. 

Im Bernsteinschen Revisionismus 
wird dann der Zusammenhang zwi- 
schen sozialistischem Endziel und 
Tageskampf auch um Freiheitsrech- 
te aufgegeben. Indem der Sozialis- 
mus zu einem bloß wünschenswer- 
ten Ideal verblaßte, wurde der Ta- 
geskampf und damit auch der 
Kampf um Grundrechte und ôkono- 
mische Verbesserungen zum Haupt- 
zweck. Konsequenterweise hat dann 
auch die SPD 1918 nicht für den So- 
zialismus gekämpft, sondern der 
bürgerlichen Gesellschaft die ihr in 
Deutschland noch fehlende adäqua- 
te Herrschaftsform gegeben. Die fa- 
tale „Verwechslung“ von Form und 
Inhalt bürgerlicher Freiheitsver- 
sprechen drückt sich auch deutlich 
in den späteren Konzepten von 
„Wirtschaftsdemokratie“ aus, wobei 
soziale Errungenschaften unter der 
Hand wie politische Rechte behan- 
delt wurden. Hinter dem Konzept 
der „Wirtschaftsdemokratie“ ver- 
barg sich die Vorstellung, man lebe 
in einer Gesellschaft, in der es ein- 
zig und allein darauf ankomme, po- 
litische Demokratie um Demokrati- 
sierung der Wirtschaft zu ergänzen, 
und daß daraus der Sozialismus 
entspränge. Der Kampf um die blo- 
Be Erhaltung von sozialen Errun- 
genschaften auf der Ebene der Öko- 
nomie ließ sie die Ebene des politi- 
schen Kampfes vernachlässigen, so 
als sei Freiheit durch staatliche Ge- 
waltenteilung bereits garantiert. 
Das führte schließlich zur kampf- 
losen Kapitulation vor dem Faschis- 
mus, in dem das Bürgertum gewalt- 
sam die Sphären Politik und Öko- 
nomie zusammenzwang und die Ge- 
walt, im Betrieb je schon Alltag, 
jetzt auch für die Politik Prinzip 


wurde. Es wurde übersehen, daß 
die Abschaffung einer Herrschafts- 
form, die der Bourgeoisie bisher 
nutzte, natürlich nicht auf betrieb- 
licher Ebene ihren Ausgang nahm, 
wo gerade die Macht der Bourgeoi- 
sie ins Wanken geraten war, son- 
dern auf politischer Ebene. 

Der Faschismus hat die Auffassung 
blutig widerlegt, der Kampf um den 
Sozialismus sei vor allem ein be- 
trieblicher, d.h. ökonomischer 
Kampf, an dessen Ende politische 
Befreiung sich von selbst einstellt. 
Diese Haltung impliziert allerdings, 
man müsse die Verteidigung politi- 
scher Rechte nicht allzu ernst neh- 
men, — zumal man von ihrem Abbau 
noch kaum betroffen ist. Man will 
soziale Rechte verteidigen und 
glaubt, es dabei mit den politischen 
Freiheiten — unter Hinweis auf de- 
ren bloß bürgerlich-formalen Cha- 
rakter — nicht allzu genau nehmen 
zu müssen. Indem man aber die 
bürgerlichen Freiheitsrechte für die 
Freiheit selbst hält und sie nicht als 
optimale Bedingung für die Entfal- 
tung des Kampfes der Arbeiterklas- 
se für den Sozialismus begreift, 
nimmt man sie paradoxerweise ge- 
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rade nicht ernst und behandelt sie 
in einer Weise, wie sie von der 
Bourgeoisie schon immer behandelt 
wurden: nâmlich taktisch. 

Für die Verteidigung von Freiheits- 
rechten in der bürgerlichen Gesell- 
schaft kann es für Sozialisten keine 
andere Legitimation geben als die 
historische Erfahrung — nach dem 
Faschismus mehr denn je. Die kom- 
promißlose Verteidigung der poli- 
tischen Freiheitsrechte findet also 
für Sozialisten in der historischen 
Erfahrung des Faschismus ihren 
materiellen Grund. Nur die Arbeiter- 
klasse braucht keine göttliche, na- 
turrechtliche, moralische und erst 
recht keine juristische Begründung 
für die Aufrechterhaltung von Frei- 
heitsrechten. Denn nur sie hat ein 
fundamentales Interesse an der 
Aufrechterhaltung politischer Frei- 
heiten in der bürgerlichen Gesell- 
schaft. Aufgrund dieses materiellen 
Interesses sind diese Freiheiten bei 
ihr am besten aufgehoben. 

In diese Perspektive scheinen die 
Genossen Blanke und Narr kein 
rechtes Vertrauen zu haben, son- 
dern setzen vielmehr auf die „Wi- 
dersprüche der bürgerlichen Verfas- 
sung“, aus der sie den letzten Trop- 
fen Sozialismus herausquetschen. 
Juristisch zwingt man jedoch der 
Verfassung keinen Sozialismus ab! 
Erst wenn es gelingt, der gesell- 
schaftlichen Wirklichkeit den mate- 
riellen Gehalt der politischen Frei- 
heitsrechte abzutrotzen, wird man 
auch die fragwürdigen Ableitungen 
angeblicher Widersprüchlichkeiten 
der bürgerlichen Verfassung aufge- 
ben können und nicht gegen ver- 
meintliche Gegner den Knüppel 
„materialistischer Analyse und eit- 
les Gedankenspiel“ schwingen müs- 
sen. 


Überlegungen zur Strategie 


Der Beitrag der Genossen Blanke 
und Narr scheint uns keineswegs 
geeignet, die sich im SB und in der 
westdeutschen Linken insgesamt 
ausbreitenden Ängste und die da- 
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mit verbundenen Privatstrategien 
abbauen zu helfen. Privatstrategien, 
die von Vorstellungen des „Über- 
winterns“ — einer neuen „inneren 
Emigration“ — bis hin zu Vorstel- 
lungen eines in Gruppen zu voll- 
ziehenden „Ausstiegs" aus der Ge- 
sellschaft reicht. Dabei ist uns 
schleierhaft, wie es möglich sein 
soll, in Apparaten zu „überwintern“, 
von denen die Repression ausgeht, 
ohne selbst zum Exekutor der Re- 
pression zu werden. Auch die Stra- 
tegie eines Kleingewerbetreibenden 
mit sozialistischem Bewußtsein 
scheint wenig geeignet, massenhaft 
im repressiven Alltag bestehen zu 
können. 

Der Beitrag der Genossen Blanke 
und Narr arbeitet auch nicht der 
größten Gefahr entgegen, nämlich 
der einer um sich greifenden Ver- 
innerlichung der Repressionslogik. 
Bei der Lektüre ihres Beitrags muß 
der Eindruck entstehen, man kön- 
ne sich gegen Repression nur wirk- 
sam zur Wehr setzen, wenn man ju- 
ristischen Sachverstand zu entwik- 
keln vermag. Wem sollte bei dieser 
Perspektive nicht Angst werden? 
Darüber hinaus ist die Verwendung 
juristischer Argumentation außer- 
halb des Gerichtssaals des Inter- 
pretationsmonopols wegen unpoli- 
tisch; politisch wird sie erst im Ge- 
richtssaal selbst. 

Der Beitrag bietet ungewollt zwei 
widersprüchliche Strategien an. Ein- 
mal die Rechtfertigung für ein Han- 
deln, das davon ausgeht, daß nur 
das Bündnis mit den westdeutschen 
Arbeitern, die Verankerung im Be- 
trieb, eine erfolgreiche Strategie ge- 
gen die politische Repression sein 
kann. Daß also nur über die Vertei- 
digung sozialer Rechte letztlich auch 
der Abbau der politischen Rechte 
bekämpft werden kann. Damit wird 
die von Kräfteverhältnissen abhän- 
gige betriebliche Strategie auf die 
politische Ebene übertragen. Ein- 
mal abgesehen davon, daß eine 
solche Haltung impliziert, das Pro- 
letariat solle für uns die Kämpfe 
führen, zu denen wir nicht selbst 


bereit oder in der Lage sind, kann 
der Kampf um die Freiheitsrechte 
auch nicht darauf Riicksicht neh- 
men, dab die westdeutsche Arbei- 
terklasse ihre historische Bestim- 
mung noch nicht erreicht hat. Das 
hat uns der Faschismus gelehrt. 

Der Beitrag liefert aber auf der an- 
deren Seite auch denjenigen politi- 
sche Argumente, die der Vorstel- 
lung nachgehen, man könne unab- 
hängige Linke und „fortschrittliche 
Menschen" zu einer machtvollen 
Demonstration versammeln, die den 
Staat zum Adressaten hat und sich 
dabei dem Stand eines (hierzulande 
ideellen) liberalen öffentlichen Be- 
wußtseins anpaßt. Die Folge davon 
ist, daß man auch mit denjenigen 
Bündnisse eingehen will, die „ir- 
gend etwas“ an der Repression und 
ihren Formen auszusetzen haben, 
die z.B. befürchten, daß die Repres- 
sion auch „Unschuldige“ treffe und 
deshalb verwerflich sei. Es kommt 
aber nicht nur darauf an, die Re- 
pression als solche abzulehnen. 
Wesentlich ist vielmehr auch die Be- 
gründung dieser Ablehnung, wollen 
wir unseren eigenen Anspruch als 
Sozialisten nicht preisgeben. 

Wie ist der Kampf gegen die Re- 
pression zu führen? 

1. Beim Kampf um die Freiheits- 
rechte kann es nicht darum gehen, 
auf die westdeutschen Arbeiter zu 
schielen, zu warten und zu hoffen. 
Gerade Sozialisten haben ange- 
sichts der historischen Erfahrungen 
der revolutionären Arbeiterbewe- 
gung den Kampf kompromißlos zu 
führen und dürfen ihn demnach 
nicht von den bestehenden gesell- 
schaftlichen Kräfteverhältnissen ab- 
hängig machen. 

2. Der Kampf um formelle Freiheits- 
rechte muß im Namen des Sozia- 
lismus geführt werden, d.h. man 
kann nicht im Namen abstrakter 
Prinzipien Freiheitsrechte verteidi- 
gen, sondern muß immer angeben 
können, wozu man jene braucht 
und warum ihre Verteidigung nicht 
im Interesse einer Minderheit er- 
folgt, die eine sozialistische Alter- 


native für bloß wünschenswert hält. 
Kurz: unser Kampf darf nicht in der 
verengten Perspektive einer bloß 
defensiven Antirepressionskampa- 
gne verharren; Antirepressionsstra- 
tegie kann nichts anderes sein als 
offensive sozialistische Strategie in 
Zeiten der Repression. 

3. Dies allerdings setzt bei uns ein 
Bewußtsein voraus, das nicht vor 
der Realität der sozialistischen 
Staaten die Augen verschließt und 
es unterläßt, in praktischer Kritik 
eine Perspektive auf das zu gewin- 





nen, was Sozialismus sein muß: 
nämlich die Materialisierung der un- 
eingelösten Freiheitsversprechen. 
Dies setzt auch voraus, daß die 
westdeutsche Arbeiterklasse nicht 
mit der Arbeiterklasse überhaupt 
verwechselt wird und übersehen 
wird, daß die nationale Isoliertheit 
der westeuropäischen Arbeiterklas- 
sen historisch überholt ist, auch 
wenn diese politisch noch keinen 
organisatorischen Ausdruck gefun- 
den hat. Die westeuropäische, an- 
ders als die westdeutsche Arbeiter- 
klasse beginnt, ihre historische Be- 
stimmung zu realisieren. Das heißt 
für uns, daß der Internationalismus 
nicht länger „Spielwiese der Soli- 
darität“ bleiben darf, sondern inte- 
graler Bestandteil einer langfristi- 
gen Strategie gegen die Repres- 
sion in der BRD, dem Keim der 
westeuropäischen Konterrevolution, 
sein muß. 


Aus: “links”, Nr. 76 
April ’76 
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Willi Michel 


SOZIALISTEN UND VERFASSUNG 


Es scheint unbestritten, daB der 
Kampf um Grundrechte notwendig 
ist, um einen Freiheitsspielraum 
zur Durchsetzung sozialistischer 
Zielsetzungen zu erhalten. Aller- 
dings wurde bisher eine eindeu- 
tige Aussage zur Verteidigung der 
Grundrechte insgesamt nicht ge- 
macht. Dabei sind in ihnen durch- 
aus sozialistische Perspektiven 
enthalten, auch wenn sie Ergebnis 
einer bürgerlichen Revolution sind. 
Durch konservative Kräfte, die sich 
mit dem wirtschaftlichen Auf- 
schwung nach dem 2. Weltkrieg 
wieder durchsetzen konnten, sind 
sie aber mit einer rückschrittlichen 
Auslegung (siehe Notstands- 
gesetze) verfälscht worden. 

An uns als Sozialisten stellt sich 
die Frage, ob die Verteidigung 
einzelner Grundrechte wirksam 
geführt werden kann, wenn zu 
den übrigen Grundrechten keine 
Aussagen gemacht oder ihre bür- 
gerliche Herkunft gar Zweifel an 
der Notwendigkeit ihrer Verteidi- 
gung aufkommen lassen. Oft die- 
nen die verbrieften Freiheitsrechte 
der kapitalistischen Herrschaft nur 
als Maske. Sie werden einge- 
schränkt oder gar aufgehoben, 
wenn sie die Interessen der Herr- 
schenden behindern. Verschwom- 
mene sozialistische Gegenpositio- 
nen sind jedoch nicht geeignet, 
solche Tarnnetze des Kapitalis- 
mus den Lohnabhängigen sichtbar 
zu machen. 

Die Genossen Diner und Huhn 
stellen in „links“ 76/76 fest: „Die 
Freiheitsrechte waren also einer- 
seits Bedingung für den Kampf 
um Sozialismus, andererseits ist 
der Sozialismus nichts anderes 


E: 


als die Befreiung der Freiheit von 
ihrer formellen bürgerlichen Hülle, 
d.h. ihre materielle Erfüllung. Im 
Sozialismus bedürfen Freiheit und 
Gleichheit keiner formellen Garan- 
tie durch Grundrechte.“ Es erhebt 
sich aber für jeden Arbeiter die 
Frage, welche gegenwärtig beste- 
hende Staatsform, die sich sozia- 
listisch nennt, eine solche Entwick- 
lung genommen hat, oder welche 
sozialistische oder kommunistische 
Partei oder Gruppe ein Programm 
hat, das solche Freiheit und 
Gleichheit sozusagen auf naturli- 
chem Weg entstehen läßt. 

Welcher Arbeiter würde sich denn 
einer solchen Fahrt ins Blaue an- 
schließen und die eigene sowie 
die Existenz seiner Familie aufs 
Spiel setzen, um den geringen 
Schutz, den ihm die Grundrechte 
noch bieten, einzutauschen für 
das bloße Versprechen, im Sozia- 
lismus wäre das alles sozusagen 
überflüssig, weil da formelle 
Grundrechte nicht notwendig wä- 
ren. Die sogenannten sozialisti- 
schen Staaten und ihre Sympathi- 
santen in den verschiedenen Par- 
teien und Gruppen in der BRD 
klagen sich ja gerade in den 
schärfsten Worten gegenseitig an, 
daß die jeweils anderen genau 
solche Erwartungen nicht erfüllen, 
ja im Gegenteil neue Herrschafts- 
eliten hervorbringen würden. Der 
Begriff Sozialismus ist also mit 
einer Hypothek belastet, die auf 
die Massen der Lohnabhängigen 
nur wenig vertrauenerweckend 
wirkt. Soviel haben die Arbeiter 
begriffen, daß auch nach der Ab- 
schaffung des privaten Besitzes an 
den Produktionsmitteln Machtposi- 


tionen und Einflußmöglichkeiten 
kleiner Cliquen sich neu entwik- 
keln können. 

In der Auseinandersetzung um 
Grundrechte und in der Mobilisie- 
rung von größeren Teilen von 
Lohnabhängigen gegen Berufsver- 
bot und Repression hat eine Kon- 
zeption, die lediglich einen Teil 
verteidigen will und die anderen 
in Frage stellt, keine Chance. Der 
Kampf um Grundrechte muß alle 
diese Rechte einschließen, weil 
den Massen nicht einsichtig ge- 
macht werden kann, warum auch 
die bürgerlichen Grundrechte, um 
die sie ständig betrogen werden, 
nicht wert sind, durchgesetzt zu 
werden. In der Realisierung der 


sozialistischen Möglichkeiten der 
Grundrechte, die in der verfas- 
sunggebenden Versammlung 
zweifellos noch zum Tragen ka- 
men, liegen Möglichkeiten einer 
Mobilisierung der Arbeiter. Die so- 
ziale Verpflichtung des Eigentums 
z.B. ist bisher weder gesetzlich 
festgelegt, noch zum Gegenstand 
politischer und ökonomischer For- 
derungen im Sinne sozialistischer 
Auslegung gemacht worden. Das 
schien den linken Genossen 
scheinbar nicht revolutionär ge- 
nug. Hoffentlich ist für den einzel- 
nen die Lebenserwartung nicht zu 
kurz geworden, ehe er merkt, daß 
auch Revolutionäre kleine Bröt- 
chen backen müssen. 
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Verfassungsfragen sind sicher im- 
mer Machtfragen. Ihre Auslegung 
spiegelt den Stand der gesell- 
schaftlichen Kräfteverhältnisse 
wider, die entscheidend bestimmt 
werden durch den jeweiligen Be- 
wußtseinsstand der Lohnabhângi- 
gen. Ohne die Beherrschung und 
Beeinflussung der Arbeiterklasse 
in ihrer Mehrheit durch die Herr- 
schenden wären reine Machtmittel 
wenig wirksam. Polizei, Justiz, 
Armee sowie der staatliche Ver- 
waltungsapparat sind in technisch 
hochentwickelten Staaten nur Hilfs- 
kräfte eines Herrschaftspotentials, 
das zuerst einmal mit den vielfäl- 
tigen Mitteln der Massenmedien in 
das Bewußtsein der Beherrschten 
eingreift. Ohne diese geistige, ge- 
fällige und sanfte Gewalt, die die 
Massen staatstreu und weitgehend 
unpolitisch hält, wäre es nicht 
möglich, Minderheiten, die aufbe- 
gehren, allgemein zu diffamieren, 
um dann die vielfältigen Methoden 
der Repression gegen die isolier- 
ten, politisch unbequemen Grup- 
pen einzusetzen. Leider haben die 
Aktionen der RAF seit einigen 
Jahren wirksame Schützenhilfe bei 
der Verteufelung der ganzen Lin- 
ken geleistet. Indem sich aber nun 
diese Linke lediglich auf einige 
Grundrechte beruft, ohne sich ein- 
deutig zur Verteidigung aller 
Grundrechte zu bekennen, macht 
sie es ihren Gegnern leicht, sie 
von den Massen zu isolieren und 
als Verfassungsfeinde hinzustel- 
len. 

Auch die Ausbeutung und Unter- 
drückung im Betrieb, die zugleich 
mit einer ständigen Verletzung der 
Grundrechte, Gesetze und tarif- 
lichen Abmachungen einhergeht, 
ist nicht so einfach zu entlarven. 
Die Herrschenden haben gelernt, 
daß sie besser fahren, wenn sie die 
Mentalität und das Bewußtsein 
der Arbeiter bei ihren Maßnahmen 
beachten bzw. beeinflussen. Der 
Umgang der Unternehmensleitun- 
gen mit Arbeitern ist besonders in 
Großbetrieben sehr subtil und dif- 
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ferenziert. Eine abgewogene Stu- 
fenleiter von Druck und Belohnung 
wird unter dem Begriff Menschen- 
führung praktiziert. Sie werden als 
notwendige Sachentscheidungen 
zum „Wohle des Unternehmens 
und der Belegschaft“ dargestellt. 
Oft werden dabei schwerwiegende 
Eingriffe in die Grundrechte der 
Arbeiter vorgenommen, ohne daß 
ihnen dies bewußt wird. Die Aus- 
legung solcher Rechte wurde 
durch Gesetze so manipuliert, daß 
die Arbeiter im Betrieb nahezu 
rechtlos sind und somit die Be- 
triebsleitung ihre Stellung am Ar- 
beitsplatz, ihren Verdienst und ihre 
Menschenrechte bestimmt. Man 
versucht, Schuldgefühle in ihnen 
zu wecken, indem z.B. ganze Ab- 
teilungen oder der Betrieb insge- 
samt oder auch einzelne Gruppen 
mit dem Entzug von Vergünstigun- 
gen bestraft werden unter dem 
Vorwand, daß die Großzügigkeit 
der Unternehmensleitung aus- 
genützt würde. Anstatt Übertretun- 
gen einzelner abzustellen, nützt 
man, wenn es gerade paßt, die 
Gelegenheit aus und demonstriert 
den Arbeitern, daß sie eigentlich 
selbst schuld an der harten Reak- 
tion der Betriebsleitung sind. 

Der Betrieb, der Arbeitsplatz an 
dem sich die Arbeiter täglich spre- 
chen, ist vom Gesetzgeber zur 
neutralen politischen Zone erklärt 
worden. Tatsächlich aber bestimmt 
die Unternehmensleitung, welche 
Äußerungen toleriert und welche 
als Störung des Betriebsfriedens 
angesehen werden. Auffassungen 
im Sinne des Unternehmers wer- 
den großzügig überhört, mißlie- 
bige Aussagen aber zuerst einmal 
durch gutes Zureden eines Vor- 
gesetzten, daß man sich doch 
seine Chancen im Betrieb nicht 
versauen solle, gerügt. Hält der 
Betreffende nicht den Mund, spürt 
er manchmal erst nach Wochen, 
daß mit ihm etwas nicht stimmt. 
Er bekommt die schlechtesten 
Akkorde zugeteilt, wird öfter an 
Arbeitsplätze gestellt, wo andere 


Kollegen nicht gern hinwollen und 
sieht seine Vorgesetzten mehr als 
bisher ublich war, um ihn zu kon- 
trollieren. Spâtestens zu diesem 
Zeitpunkt begreift auch der Hart- 
nâckigste, da8 man ihm an den 
Kragen will. Falls er keine Verbin- 
dung zu Gleichgesinnten hat, wird 
er seine unerwünschten Äußerun- 
gen schleunigst einstellen, sonst 
findet man bald einen Vorwand, 
ihn zu entlassen. Man hat ihm das 
Rückgrat gebrochen, und kluge 
Betriebsführungen werden ihn er- 
kennen lassen, daß er nach einer 
Zeit der Bewährung sich verbes- 
sern kann. Solche Korrumpierung 
und Integrierung in das System 
ist eine schleichende Krankheit, 
die mit Rechtspositionen allein 
nicht bekämpft werden kann. Das 
Ziel einer kämpfenden und politi- 
sierenden Arbeiterklasse in der 
BRD wäre z.B. die Durchsetzung 
der politischen Meinungsfreiheit 
am Arbeitsplatz. 

Gesetzliche Regelungen würden 
die Methoden der Unternehmens- 
leitungen sicher nicht ändern. 
Aber bei einer kämpferischen 
Durchsetzung der Meinungsfreiheit 
im Betrieb würde jede solidarische 
Aktion dafür auf einer höheren 
Ebene stattfinden, weil die Be- 
triebsleitung für alle Kollegen 
sichtbar ihre Willkür demonstrie- 
ren müßte. Die Zahl der Kollegen, 
die die Verlogenheit der Phrasen 
von den gemeinsamen Interessen 
zwischen Unternehmen und Be- 
schäftigten glauben, würde we- 
sentlich schrumpfen. Der Einfluß 
auf ihre Bewußtseinsbildung wäre 
stark eingeschränkt. Die Ketten, 
mit denen die Arbeiter abgehalten 


werden, ihre eigenen Interessen 
zu erkennen, würden gesprengt 
und Herrschaftsfunktionen entlarvt. 
Das Gleiche gilt auch für tarifliche 
Abmachungen, betriebliche Ver- 
einbarungen und das Gesetzes- 
werk der sozialen Sicherung. Jede 
weitergehende Rechtsposition für 
Lohnabhängige, jede Festlegung 
und Absicherung erkämpfter Rech- 
te im Betrieb sind an sich noch 
keine Garantie, daß sie im Sinne 
des Gesetzes und der Abmachun- 
gen auch verwirklicht werden. Aber 
der Kampf um ihre Durchsetzung 
entlarvt die heuchlerischen Bekun- 
dungen der Betriebshierarchie, 
daß in ihrem Betrieb jeder zu sei- 
nem Recht komme. Das feinge- 
sponnene Netz des sozialen Unter- 
nehmers wird zerrissen und da- 
hinter kommt die nackte Fratze 
der egoistischen Profitgier zum 
Vorschein. 

Bestehende bürgerliche Gesetze 
und Rechte werden von den Herr- 
schenden ständig gefahrlos über- 
treten. Es wäre falsch, sie des- 
halb als unnütze Instrumente für 
eine sozialistische Politik abzu- 
schreiben. Wie dieser bürgerliche 
Staat seine eigene Rechtsbasis 
verkommen läßt, ist den Arbeiter- 
massen nur deutlich zu machen, 
wenn sie gegen die Herrschenden 
darum kämpfen. Erst dabei ge- 
winnen sie Einsichten in den Ver- 
fall der Grundlagen dieses Staates 
und fragen nach neuen Perspektiven. 


Aus: “links”, Nr. 77 
Mai ’76 
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Gert Schafer 


IRRUNGEN UND WIRRUNGEN 


„Ein großes Aufatmen geht durch 
den Hörsaal, als der Taschi Lama 
seinen Grund der Verwirrung be- 
kannt gibt (die Unordnung der Wör- 
ter). Vorwärtsstürmen, sagen die 
Klassiker, und ich beton das/Und 
es schlug mit der Faust auf den 
Tisch der junge Ka-uki/So daß die 
morsche ihm aus dem Gelenk fiel, 
und hastig sich umsehend/Ob es 
auch keiner bemerkt hab, langte er 
nach ihr/Und fügte sie/Wieder dem 
Handgelenk ein und setzte sich/Bei- 
fall erhob sich.“ 

„Saß die stürmische revolutionäre 
Sau vor der Steckdose und grunz- 
te: komm heraus Du faules refor- 
mistisches Schwein.“ 

(frei nach 2 Stück Klassikern). 


In der letzten „links“ haben die Ge- 
nossen — Dany Diner und Jens 
Huhn — einen Beitrag mit dem Titel 
„Sozialisten und Verfassung, zum 
Strategiebeitrag. von Bernhard 
Blanke und Wolf-Dieter Narr“ ver- 
öffentlicht. Der Aufsatz der Genos- 
sen Blanke und Narr zur falschen 
Alternative „Kampf um die Verfas- 
sung oder sozialistische Strategie“ 


(in der ausgezeichneten „links”- 


Sondernummer: „Wer sich nicht in 
Gefahr begibt, kommt in ihr um“) 
sei zu einem zentralen Beitrag der 
Diskussion im SB über Strategie 
und Gegenwehr geworden, jedoch 
hundsmies. Nicht allein, daß es 
„seine Grundstruktur erst zu dechif- 
frieren“ gelte, um „eindeutige Aus- 
sagen darüber, von welchen Vor- 
aussetzungen der Kampf auszuge- 
hen hat“, zu machen. Nicht nur, daß 
er — sein grundlegender Fehler — 
zu blöd ist, Ökonomie und Politik 
richtig auseinanderzuhalten, wo wir 
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das doch schon längst abgeleitet 
haben. Er ist mit Verlaub auch de- 
faitistisch und gerät somit „eher zu 
einem Ärgernis als zu einer Erleuch- 
tung“. Denn — Genossen — „der 
Kampf um die absolut allgemeine 
Gültigkeit der Freiheitsrechte muß 
demnach ein kompromißloser 
Kampf sein, der nicht erst zu führen 
ist, nachdem man sich der Kräfte- 
verhältnisse vergewissert hat. Dar- 
aus folgt, daß Strategien auf den 
verschiedenen Ebenen“ — von den 
Genossen Blanke und Narr in ihrer 
nun dechiffrierten begriffslosen 
Kompromißfreudigkeit heillos 
durcheinandergeworfen — „von 
unterschiedlichen Voraussetzungen 
ausgehen müssen: auf der Ebene 
der Ökonomie sind sie vom Kräfte- 
verhältnis abhängig zu machen; die 
Verteidigung der politischen Frei- 
heitsrechte jedoch kennt kein Wenn 
und Aber“. Rauschender Beifall. 
Weiter: Zwar im Betrieb, beim 
Kampf um die sozialen Rechte, da 
sind wir von Kräfteverhältnissen ab- 
hängig. Aber „beim Kampf um die 
Freiheitsrechte kann es nicht darum 
gehen, auf die westdeutschen Ar- 
beiter zu schielen, zu warten und zu 
hoffen. Gerade Sozialisten haben 
angesichts der historischen Erfah- 
rungen der revolutionären Arbeiter- 
bewegung den Kampf kompromiß- 
los zu führen und dürfen ihn dem- 
nach nicht von den gesellschaft- 
lichen Kräfteverhältnissen abhän- 
gig machen“. Vorwärts mit Gebrüll. 
Weg mit ... Für die unantastbaren 
Grundrechte! Es lebe... .! 

Zwar die westdeutsche Arbeiter- 
klasse hat „ihre historische Bestim- 
mung noch nicht erreicht“, worauf 
wir jedoch keine „Rücksicht neh- 


men dürfen“. Allerdings, „der 
Kampf um formelle Freiheitsrechte 
muß im Namen des Sozialismus ge- 
führt werden, d.h. man kann nicht 
im Namen abstrakter Prinzipien 
Freiheitsrechte verteidigen, son- 
dern muß immer angeben können, 
wozu man jene braucht und warum 
ihre Verteidigung nicht im Interesse 
einer Minderheit erfolgt, die eine 
sozialistische Alternative für bloß 
wünschenswert hält. Kurz: unser 
Kampf darf nicht in der verengten 
Perspektive einer bloß defensiven 
Antirepressionskampagne verhar- 
ren. Antirepressionsstrategie kann 
nichts anderes sein als offensive 
sozialistische Strategie in Zeiten 
der Repression“! Beifall erhob sich. 


Schach dem Kompromiß: 
Taschi-Lama kommt 


Es wimmelt nur so von Dechiffrie- 
rungen, Ableitungen, Entlarvungen, 
Kompromißlosigkeiten und radika- 
len Offensiven; von historischen Er- 
fahrungen und materiellen Begrün- 
dungen wird auch gesprochen — nur 
die gewünschten Voraussetzungen, 
von denen diese unbestimmte Un- 
geheuerlichkeit eines kompromiß- 
losen sozialistischen Freiheits- 
kampfes um die Grundrechte in der 
Bundesrepublik ohne die eingebo- 
rene Arbeiterpropulation auszuge- 
hen hat, bleiben Aladins Wunder- 
lampe oder das Geheimnis der Ver- 
fasser — oder vielmehr: sie enthül- 
len und erleuchten es uns, weil sie 
die Grundstruktur dechiffrieren und 
alle falschen Bewußtseine zerschla- 
gen. Sprach der Klassiker: „Die 
Deutschen haben eine schwache 
Begabung für den Materialismus. 
Wo sie ihn haben, machen sie so- 
fort eine (natürlich kompromißlose, 
radikale, schöne) Idee daraus. Ein 
Materialist ist dann einer, der 
glaubt, daß Ideen von den materiel- 
len Zuständen kommen und nicht 
umgekehrt, und weiter kommt die 
Materie nicht mehr vor”. 

Verzeiht die zugespitzte Polemik; 
einmal wollte ich mich auch an den 


Brauch halten. Ich habe den Genos- 
sen Diner und Huhn natürlich Un- 
recht getan, weil ich die schwäch- 
sten Stellen ihrer Argumentation 
als Beispiel für die verbreitete bo- 
denlose Abstraktheit dessen her- 
ausgegriffen habe, was hierzulan- 
de als Strategie gehandelt wird. 

In diesem Fall haben sich die Ge- 
nossen durch ihren — weiß Gott — 
berechtigten Wunsch nach einer 
kompromißlosen Verteidigung der 
Freiheitsrechte, ohne eine kämp- 
fende Arbeiterklasse im eigenen 
Land zu sehen, hinreißen lassen. 
Denn (man möchte sagen: wie je- 
des Kind weiß) nicht nur der Kampf 
in der „ökonomischen“, sondern 
auch der in der „politischen“ Sphä- 
re ist natürlich in jeder Hinsicht 
von den gesellschaftlichen Kräfte- 
verhältnissen abhängig. Und jede 
politische Kalkulation besteht stets 
auch aus einem Wenn und Aber, 
wie sie fast immer auch (ausge- 
nommen nämlich vielleicht in ei- 
nem Augenblick des revolutionären 
Umbruchs) aus Kompromissen be- 
steht. Es nützt sehr wenig, seine 
eigenen Wünsche und Erkenntnisse 
über das, was sein soll und was 
man „selber „kompromißlos“ ver- 
teidigen will, zur politisch und gesell- 
schaftlich realen Möglichkeiten zu 
erklären. Wer nicht angeben kann, 
auf welche sozialen Kräfte, auf wel- 
che wenigstens dem Ansatz nach 
bewußten Interessen und Bedürf- 
nissen welcher Gruppen er poli- 
tisch „setzen“ will, der hat im be- 
sten Fall einen guten politischen 
Willen, aber jedenfalls keine Spur 
einer politischen Strategie. Wo die- 
ser Wille auf Wünsche und Worte 
beschränkt bleibt, mag er bloß er- 
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baulich sein. Wo er in eine voluntari- 
stische Politik umschlâgt — im ex- 
tremen Fall in einen voluntaristi- 
schen Terrorismus aus Verzweif- 
lung über die gesellschaftliche Ohn- 
macht —, wird das aber äußerst ge- 
fährlich nicht nur für die voluntari- 
stisch Handelnden allein. 


Mit wem denn? 
Mit Ka-uki? 


Beispielsweise sehe ich nicht, wer 
einen sozialistischen Kampf in der 
gegenwärtigen Entwicklungsphase 
der westdeutschen Gesellschaft im 
Ernst führen könnte, außer den 
quantitativ und qualitativ zu schwa- 
chen sozialistischen Gruppen 
selbst. Diese können gegenwärtig 
bestenfalls in der ausdauernden 
Geduld und vorbereitenden Klein- 
arbeit radikal sein. Ich muß außer- 
dem sagen, daß ich auch für einen 
„kompromißlosen“ Kampf um die 
uneingeschränkte Geltung indivi- 
dueller und politischer Freiheits- 
rechte — denn darum handelt es 
sich heute — keine überwältigend 
starken Kräfte sehe. Das ist ja ge- 
rade unsere Schwäche, und das Al- 
lerschlimmste wäre, nur so zu tun, 
als sei man stark. Das führt dann in 
der Tat zu dem bekannten Katzen- 
jammer, zu den hilflosen Ängsten 
nach der ausbleibenden heroischen 
Tat. Von wem soll denn ein solcher 
Kampf getragen werden? Wer soll 
ihn denn aus welchen realen Inter- 
essen heraus mittragen und unter- 
stützen? Der abstrakte Verweis auf 
die Arbeiterklasse nützt gewiß ge- 
nau so wenig wie der auf eine libe- 
rale Öffentlichkeit oder auf die In- 
tellektuellen. Ehe wir nicht erklären 
können, welche Kräfte das gegen- 
wärtig, wie es so schön heißt, kon- 
kret sind, und wie die realen Ent- 
wicklungstendenzen der Wahr- 
scheinlichkeit nach in der nächsten 
Etappe aussehen werde, so lange 
besitzen wir nicht einmal die Grund- 
lage für den Ansatz einer überleg- 
ten politischen Strategie. 

Es nützt sehr wenig, jedenfalls in 
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diesem Zusammenhang, zu sagen, 
was etwa nach dem allgemeinen 
Begriff des Kapitals und seiner 
Krisengesetzlichkeit oder der histo- 
rischen „Mission“ der Arbeiter- 
klasse sein soll und sein werde. 
Auch der Verweis auf die immer 
mehr sich zuspitzenden Widersprü- 
che bleibt als solcher lediglich ein 
hoffnungsfreudiges Ritual. Zur wirk- 
lichen Bestimmung einer überleg- 
ten Politik im gegebenen Augen- 
blick gehört notwendig das fakti- 
sche nicht nur ein „an sich“ rich- 
tiges Bewußtsein der handelnden 
oder nicht handelnden Gruppen. 
Das sind gewiß alles sogenannte 
Binsenweisheiten. Daß sie eigens 
hervorgehoben werden müssen, ist 
aber gerade das Problem. 

Wünsche drücken oft nur die ab- 
strakte Erkenntnis und das hilflos 
bleibende Verlangen derer aus, die 
sie äußern, höchstens — in Grenzen 
— ein richtiges Ziel. Damit verän- 
dern sie aber nicht schon die Wirk- 
lichkeit (um noch einmal böse zu 
sein: das kann man selbst an der 
Universität lernen, wenn man wirk- 
lich einmal eine überlegte und lang- 
fristige Politik versucht. Der poli- 
tische Gebrauchswert des Tausch- 
handels im Hörsaal xy: wer ist der 
radikalste Mann im ganzen Land, 
es ist der Ka-uki mit seiner Hand, 
ist äußerst klein). 

So nützt auch der an sich wichtige 
Hinweis auf die westeuropäische 
Arbeiterklasse in dem Beitrag der 
Genossen Diner und Huhn nicht 
viel, denn es bleibt ja ganz unbe- 
stimmt, welche Interessen welcher 
Teile der westeuropäischen Arbei- 
terklasse sich mit unserem Kampf 
vereinen könnten. Wir verbinden 
gewiß alle große Hoffnungen mit 
der fortgeschritteneren westeuro- 
päischen Arbeiterklasse, weil es bei 
uns noch so trübe aussieht. Und si- 
cher wird es in diesem Zusammen- 
hang fur die herrschende Klasse in 
der Bundesrepublik schwieriger, 
den Sozialismus zu illegalisieren. 
Aber auch das ist nicht schon ein 
fertiges Resultat: eine umgekehrte 


Entwicklung könnte sich auch erge- 
ben, nämlich gerade wegen West- 
europa, die sozialistischen Ansätze 
präventiv umso schärfer zu illega- 
lisieren. Das ist es ja unter ande- 
rem, was heute vor sich geht. In je- 
dem Fall müssen wir sehr sorgfäl- 
tig die — immer auch gegensätz- 
lichen — wahrscheinlichen Entwick- 
lungstendenzen analysieren, um 
die uns möglichen Interventions- 


punkte wirklich ausfindig zu ma- 
chen. 


Kampf um ideologische 
Hegemonie 


In der gegenwärtigen Phase der 
Bundesrepublik scheint mir zum 
Beispiel auch der Kampf um die 
Verfassungspositionen nicht ein 
Kampf zu sein, der die beschwore- 
nen Massen schon ergriffen hätte. 
Die politischen Freiheitsrechte wer- 
den sichtbar — das ist ja das Be- 
zeichnende und für uns Schlimme — 
bishernurfür an den Rand gedräng- 
te Minoritätsgruppen beschnitten. 
Das ist nur ein anderer Ausdruck 
dafür, daß — noch — der ideolo- 
gische Kitt dieser Gesellschaft (aus 
den verschiedensten Gründen) 
nach wie vor ziemlich fest ist, und 
daß der Sozialismus nach wie vor 
weithin diskreditiert ist. Das kann 
und wird sich ändern. Aber heute 
müssen wir uns nüchtern fragen, 
mit welchen Gruppen wir aufgrund 
welcher Interessen, also aufgrund 
welcher Gemeinsamkeiten im mög- 
lichen Kampf gegen den Abbau in- 
dividueller und kollektiver Freiheits- 
rechte, einigermaßen sicher jetzt 
und in naher Zukunft rechnen kön- 
nen. Mit diesen Gruppen haben wir 
dann natürlich auch Kompromisse 
zu schließen, und sei es in arbeits- 
teiliger Front. 

Mit anderen Worten, auch der Kampf 
um die Freiheitsrechte, vom realen 
Kampf um den Sozialismus zu 
schweigen, wird auf einer von Kom- 
promissen geprägten Interessenkoa- 
lition beruhen müssen. In der ge- 
gebenen Situation der Bundesrepu- 


blik werden neben den Sozialisten 
und Kommunisten all jene auch be- 
troffen, deren Positionen und Inter- 
essen von der Bewahrung der bür- 
gerlichen Freiheits- und Gleich- 
heitsideologie abhängig sind: jene, 
deren Positionen in erster Linie da- 
von abhängen, wie jene, die wirk- 
lich davon durchdrungen sind. Das 
sind beträchtliche Teile der Ge- 
werkschaften und der Sozialdemo- 
kratie, der Sozialliberalen und auch 
viele Christen in den verschieden- 
sten sozialen Positionen. Wenn es 
wahr ist, daß zwischen der Realität 
und Idealität bürgerlicher Gesell- 
schaft ein notwendiger Widerspruch 
besteht, und die mit den ideologi- 
schen Gehalten verbundenen Be- 
dürfnisse und Hoffnungen nicht blo- 
Ber Schein sind (wo kommt denn 
beispielsweise die Vorstellung von 
der Assoziation freier und gleicher 
Menschen her), dann ist auch der 
„geistige Kampf“ um die Verfas- 
sungspositionen nicht bloß eitles, 
noch gar bürgerliches Überbauge- 
kraxel. 

Gewiß, die Waffe der Kritik kann 
die Kritik der Waffen nicht erset- 
zen, worunter wir aber tunlichst 
nicht in erster Linie Kartätschen 
verstehen sollten. Gewiß, die Idee 
bleibt ohnmächtig, wenn sie sich 
nicht mit dem Interesse verbindet, 
worunter wir aber nicht bloß 
schmutzig materielle bürgerliche In- 
teressen zu verstehen haben. Aber 
die Linke kann sich in der gegen- 
wärtigen Situation in der Bundes- 
republik nicht auf waffenstarrende 
Bataillone von Revolutionären, son- 
dern lediglich auf solche Gruppen 
und Individuen stützen, die selber 
durch den Widerspruch zwischen 
der Realität und Idealität bürger- 
licher Gesellschaft in ihrer heutigen 
Erscheinungsform aufgerüttelt, be- 
troffen und empört werden. Das ist 
eine Bewegung gegen die kapitali- 
stische ideologische Hegemonie. 
Es gilt das, was es an wirklichem 
antifaschistischem und demokrati- 
schem Bewußtsein gibt, zu mobili- 
sieren. Und es gilt, jene Gruppen 
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genau auszumachen, die, wenn nicht 
schon heute, so doch vermutlich 
sehr rasch, von der Beschrânkung 
und Erdrosselung demokratischer 
und individueller Freiheitsrechte 
getroffen werden. Das Bekenntnis 
zum Sozialismus oder Kommunis- 
mus ist dabei ganz sicher nicht die 
entscheidende Frontlinie, auch 
wenn es sich heute vor allem um 
die weitgehende lllegalisierung des 
Sozialismus handelt. Betroffen wer- 
den zum Beispiel meiner Ansicht 
nach auch jene Funktionärsschich- 
ten in den Gewerkschaften, die von 
der zu erwartenden Einschränkung 
der Tarifautonomie und vom Abbau 
gewerkschaftlichen Einflusses — 
-= mithin auch ihrer eigenen Positio- 
nen — sich unmittelbar gefährdet 
sehen. Betroffen werden all jene 
Schichten, die vom zu erwartenden 
Abbau sozialer Leistungen zuerst 
unmittelbar in ihren Interessen ver- 
letzt sind. Hier wie überall gibt es 
zwar keinen Automatismus: Krise, 
Empörung, gar revolutionäre Ak- 
tion, sondern hängt das schließliche 
Resultat der Widersprüche des Ka- 
pitalismus unter anderem entschei- 
dend von der politischen Alternati- 
ve ab, die die Linke darbietet. Wer 
hier weiterkommen will, muß auch 
und gerade beim Kampf um Ver- 
fassungspositionen, zwar keines- 
wegs auf offen ausgesprochene so- 
zialistische Zielsetzungen verzich- 
ten, wohl aber auf den Wortradi- 
kalismus, das Bramarbarsieren, 
den kommunistisch-sozialistischen 
Schaubudenwettbewerb und das 
epater le bourgeois-(— hau den 
bürgerlichen und reformistischen 
Lukas)-Gehabe. 

Der Kampf um Verfassungspositio- 
nen ist ein Kampf, in dem jeweils, 
für jede spezifische Gruppe, im 
Hinblick auf ihre spezifischen In- 
teressenlagen und Bewußtseinsfor- 
men, gezeigt werden muß, daß nicht 
individuelle und demokratische 
Rechte, freie Gewerkschaften und 
politischer Pluralismus von unseren 
Gegnern verteidigt werden, sondern 
das kapitalistische Herrschaftsinter- 
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esse und das Machtstreben derer, 
die einen autoritären politischen 
Staat wollen. Es läßt sich zeigen, 
daß die heutigen Verfechter der so- 
genannten streitbaren Demokratie 
ihre Totengräber sind. Es läßt sich 
zeigen, daß die vorgeblichen Hüter 
von Recht und Sicherheit dabei 
sind, jede Rechtssicherheit zu be- 
seitigen. Es läßt sich zeigen, daß 
die, die keine Freiheit den Feinden 
der Freiheit brüllen, Totalitäre 
sind. Wir wären wirklich außeror- 
dentlich töricht, wenn wir ausge- 
rechnet das Kampfterrain räumten, 
auf dem die Legitimationsideolo- 
gien geschmiedet werden, nur weil 
wir wissen, daß bürgerliche Ideolo- 
gien Ideologien sind. 


Verrechtlichung und 
Dschungelkampf 


Damit ist das Problem des Kamp- 
fes um Rechtspositionen, der Ver- 
rechtlichung und Entrechtlichung 
sozialer Konflikte, primär des Klas- 
senkampfes, natürlich noch nicht 
erledigt. Die Genossen Diner und 
Huhn behaupten, Blanke und Narr 
gingen in die Irre, weil sie nicht 
verstünden, Ökonomie und Politik 
auch im Hinblick auf das Verrecht- 
lichungsproblem auseinander zu 
halten. Daran ist nur soviel richtig, 
daß Blanke und Narr in ihrem Auf- 
satz nicht ausdrücklich auf unter- 
schiedliche Erscheinungsformen 
der sogenannten Verrechtlichung 
eingegangen sind (was auch gar 
nicht nötig war). Die von Diner und 
Huhn ansonsten vorgetragenen 
Einwände und Folgerungen sind 
jedoch falsch; sie ergeben sich aus 
ihrer Vorstellung vom kompromiß- 
losen Kampf, nicht aber aus der 
Sache selbst. Das läßt sich schon 
daran erkennen, daß sie die Ver- 
rechtlichung nur und ausschließlich 
als Resultat von Niederlagen der 
Arbeiterklasse und als Stillstand 
des Klassenkampfes fassen. Abge- 
sehen davon, daß beim vermutli- 
chen Erfinder des Wortes Verrecht- 
lichung, Otto Kirchheimer, seiner 


Zeit ein gutes Stuck Sorelscher My- 
thos des revolutionâren Kampfes 
und Carl Schmittscher Verherrli- 
chung von offenen Entsscheidungs- 
schlachten mitspielte, ist die Vor- 
stellung vom Klassenkampf als ei- 
nem permanenten offenen Aufein- 
anderprallen schwer bewaffneter 


Gewalthaufen genauso irreführend 
wie die merkwürdige Diner-Huhn- 
sche Trennung von ökonomischer 
Gewalt und politischem Recht. Daß 
Klassenkämpfe und ihre Resultate 
in der bürgerlichen Gesellschaft 
sich in Rechtsformen ausdrücken, 
gehört zur ideologischen Struktur 
dieser Gesellschaft selbst, ôkono- 
misch wie politisch. Die Verrecht- 
lichung neutralisiert den Klassen- 
kampf nicht bloß (wie Kirchheimer 
â la Schmitt schrieb), sondern gibt 
ihm eine Verlaufsform, an der auch 
die Arbeiterklasse, die keinen 
Dschungelkampf führen will, Inter- 
esse hat. 


Reformismus 
und Verrechtlichung 


Zunächst einmal (beliebtes Ablei- 
tungswort) muß daran erinnert wer- 
den, daß auch die sich gegenseitig 
bedingende Trennung von Ökono- 
mie und Politik in der kapitalisti- 
schen Gesellschaft keineswegs eine 
Einbahnstraße ist. So findet etwa, 
um mit dem einen Klassiker zu re- 
den, Wechselwirkung statt. Der an- 
dere hat bereits im „Kapital“ dar- 
auf hingewiesen, daß die Durchset- 
zung von Normalarbeitstag und Fa- 
brikgesetzgebung durch Staatsge- 
setz (Verrechtlichung) nicht nur (na- 
türlich immer auch) ein Stabilisie- 
rungsmittel des Kapitals, sondern 
ebenso eine bewußte und planmä- 
Bige Rückwirkung der Gesellschaft 
auf die naturwüchsige Gestalt ihres 
Produktionsprozesses darstellt, 
wenn nicht einen prinzipiellen Sieg 
der Ökonomie der Arbeiterklasse. 
Sogenannte sozialstaatliche Errun- 
genschaften sind eben nicht bloß 
eine Chimäre, sondern gehören zu 
den von der Arbeiterklasse er- 


kämpften und sich in Staatsgeset- 
zen niedergeschlagenen Resultaten 
des konkreten historischen Klas- 
senkampfes zwischen Proletariern 
und Kapitalisten. Diese Resultate 
gehören ferner zu den mannigfa- 
chen Umständen, die das absolute, 
allgemeine Gesetz der kapitalisti- 
schen Akkumulation in seiner Ver- 
wirklichung modifizieren (= ein- 
schränken, abwandeln, abändern). 
Die Auseinandersetzung mit dem 
Reformismus kann am Allerwenig- 
sten dadurch geführt werden, daß 
man seine realen Errungenschaften 
für die Arbeiterklasse im Kapitalis- 
mus abstrakt negiert. Wer zum Bei- 
spiel, wie jüngst in einem hervorra- 
genden Film über die französische 
Volksfront von 1936 gezeigt, nicht 
begriffen hat, daß eine solch einfa- 
che Tatsache wie die erstmalige Er- 
kämpfung eines bezahlten Urlaubs 
(also des Urlaubs überhaupt) für 
die Arbeiterklasse auch einen un- 
geheuren sozialen Fortschritt und 
Auftrieb darstellt, der kann weder 
die Stärke, noch die Schwäche des 
Reformismus begreifen. Selbstre- 
dend hängt der Reformismus von 
den Bewegungsgesetzen des Kapi- 
tals ab. 

Selbstverständlich schließt die ka- 
pitalistische Gesellschaft über ei- 
nen gewissen Punkt hinaus jede 
rationelle Verbesserung aus. Selbst- 
verständlich wird dieser bewegli- 
che Punkt durch die allgemeine Kri- 


sengesetzlichkeit des Kapitals wie 
durch den jeweils konkreten Klas- 
senkampf und seine mannigfachen 
Auswirkungen bestimmt. Aber es 
ist falsch zu sagen, wie es Diner 
und Huhn nahelegen, daß die öko- 
nomische Sphäre primär durch Ge- 
walt bestimmt sei. Gerade weil die 
erkämpfte Verrechtlichung der Herr- 
schaftsverhältnisse im Betrieb im- 
mer auch einklagbare Rechtsposi- 
tionen für die Arbeiterklasse schafft 
und damit das dort einst unbe- 
schränktere Herrschaftverhältnis in 
ein durch das Recht vermitteltes — 
kapitalistisches — verwandelt, wer- 
den nicht etwa nur die Klassenge- 
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gensâtze einfach verschleiert, son- 
dern wird auch die Form der Klas- 
sengewalt des Kapitalisten im Be- 
trieb selbst bestimmt und damit be- 
schrânkt. Und das ist auch ein 
Grund der Stârke, nicht nur der 
Schwache einer reformistischen Ar- 
beiterbewegung. 

Diner und Huhn haben naturlich 
Recht, wenn sie hervorheben, daß 
der Kampf gegen die Beseitigung 
von Rechtspositionen in der Krise 
des Kapitals — gegen autonome 
Organisierung außerhalb der Be- 
triebe wie gegen die innerbetrieb- 
lich erkämpften Rechte — die 
Schwäche des Reformismus bloß- 
legt, wenn dieser Arzt am Kranken- 
bett des Kapitalismus sein will. 
Aber wer hat das bestritten? Die in 
den erkämpften Rechtspositionen 
sich ausdrückende Stärke des Re: 
formismus wird dann zu einer bloß 
defensiven; und sie wird — siehe 
Faschismus als eklatantestes Bei- 
spiel — dann in der Regel gewalt- 
sam zerschlagen, falls die bürger- 
liche Klasse sich nicht mit einer 
kampflosen Kapitulation zufrieden 
gibt. Hier — in einer solchen Si- 
tuation — kann die absolute Schran- 
ke einer bürgerlichen Arbeiterbe- 
wegung für die berühmten Massen 
sichtbar werden (das hängt aller- 
dings von vielen Bedingungen ab). 
Diner und Huhn scheinen überdies 
wirklich einen Dschungelbegriff von 
kapitalistischer ökonomischer Klas- 
sengewalt zu haben („der Dschun- 
gel, der im Betrieb ,Natur' ist“). 
Während in der politischen Sphäre 
im kapitalistischen Normalzustand 
Freiheitsrechte vorherrschten, sei 
die „ökonomische Sphäre immer 
schon nicht von Recht, sondern 
von Macht und Gewalt bestimmt“; 
„die Gewalt, im Betrieb je schon 
Alltag...“ etc. Was soll denn das 
heißen? Natürlich ist es weder rich- 
tig, daß im politisch-staatlichen Be- 
reich Freiheit, Gleichheit, Brüder- 
lichkeit vorherrschten und von 
Macht und Gewalt nichts zu sehen 
sei (auch im Normalzustand), noch 
ist es richtig, daß der Betrieb die 


= P 


Domäne von Rechtlosigkeit und so- 
zusagen nackter Gewalt ist. Der 
doppelt freie Lohnarbeiter ist kein 
Galeerensklave; der kapitalistische 
Fabrikherr herrscht nicht unmittel- 
bar, mit Peitsche und Schwert, über 
ihn. Das kapitalistische Herrschafts- 
verhältnis ist gerade ein auch durch 
Recht vermitteltes Ausbeutungsver- 
hältnis. Es ist ein Verhältnis von 
Rechtspersonen. Das ist die eine 
Bedingung der Möglichkeit dafür, 
daß die Arbeiterklasse überhaupt 
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Rechtspositionen erkämpfen kann; 
die andere ist eben die ideologisch 
verstellte spezifisch kapitalistische 
ökonomische Ausbeutungsform. 
Man „entschleiert“ die kapitalisti- 
sche Klassengewalt keinen Deut, 
wenn man mit der Vorstellung hau- 


sieren geht, daß es sich hierbei um 
ein unvermitteltes Gewaltverhältnis 
handele. Und man bekämpft die 
spezifisch kapitalistische Herr- 
schaftsform überhaupt nicht, wenn 
man mit Dschungel- und Faust- 
rechtmetaphorik um sich wirft. Wir 
sind nicht im Zarismus. 

Die Rechtspositionen der Arbeiter- 
klasse, der einzelnen Individuen wie 
der Organisationen, sind anders als 
nur kapitalistischer Schein. Die in 
der bürgerlichen Rechtsperson ent- 
haltenen -— formellen und be- 
schrânkten—Freiheitsbestimmungen 
sind genausowenig irrelevant wie 
zwischen einem Sklaven und einem 
Lohnarbeiter etwa kein Unterschied 
besteht. Der — noch dazu kollektiv 
— festgelegter Arbeitsvertrag ist der 
rechtliche Ausdruck dafür, daß die 
Verfügungsgewalt des Kapitalisten, 
ohne das kapitalistische Herr- 
schaftsverhältnis und die Ausbeu- 
tung zu beseitigen, vermittelt und 
beschränkt ist. Der kapitalistische 
Herr im Hause ist kein Feudalherr 
oder Sultan. Deshalb ja in Krisen 
die Tendenz zur Entrechtlichung 
dieser festgeschriebenen Rechts- 
positionen — vom Einhalten von 
Pausen und Taktzeiten über Ar- 
beitslosenunterstützung, Sozialver- 
sicherung bis zur Koalitions- und 
politischen Organisationsfreiheit 
der Arbeiterklasse, damit aber je- 
der öffentlichen Freiheit. 


Recht und Sozialismus 


Auch wenn sich reformistische Teile 
der Arbeiterklasse radikalisieren 
und eine revolutionäre Massenbe- 
wegung im Entstehen begriffen ist, 
erledigt sich das Problem des 
Rechts und der Verrechtlichung 
noch keineswegs, Lediglich die ab- 
strakte Parole von der Diktatur des 
Proletariats (Lenin, in schlechten 
Zeiten: rechtlich unbeschränkte 
Gewalt „der“ Partei „des“ Pro- 
letariats) kann darüber hinweg- 
täuschen und wirkt sich dann auch 
so aus. Auch hier sind die Rechts- 
positionen der Arbeiterklasse, der 


einzelnen Individuen wie der Grup- 
pen und Organisationen, alles an- 
dere als wegzuwerfender kapitali- 
stischer Schein. Weil die bürgerli- 
che Klassenherrschaft in schweren 
Zerrüttungskrisen in die Barbarei 
zurückfällt und zu mittelbaren Ge- 
waltverhältnissen überzugehen 
pflegt, dürfen die Sozialisten nicht 
selber hinter die bürgerliche Ge- 
sellschaft zurückfallen, die persön- 
lichen und kollektiven Rechte zum 
bloßen kapitalistischen Überbau er- 
klären. Aus unmittelbaren Gründen 
nicht, weil natürlich jeder denkende 
Arbeiter auch gegen angebliche So- 
zialisten und Kommunisten von 
größtem Mißtrauen gefüllt ist, wenn 
diese ihm zwar die klassenlose 
Gesellschaft und die Zukunft vom 
Himmel herunter versprechen, aber 
nicht einmal die „bürgerlichen“ und 
„reformistischen“ Rechte belassen 
wollen, weil Rechte und „Verrecht- 
lichung“ ja nur bürgerliche Formen 
seien. In bestimmtem „großen“, 
„weltgeschichtlichen“ Sinn trifft das 
zwar wohl zu. Aber wie eine klas- 
senlose Gesellschaft ohne abstrak- 
te Rechtsnormen aussehen wird, 
können wir aus systematischen 
Gründen gar nicht wissen. Daher 
gilt für das Recht allenfalls dassel- 
be wie für den noch so umgewan- 
delten Staat der Übergangsgesell- 
schaften: das Recht wird nicht abge- 
schafft, es stirbt ab. Deshalb ist die 
schöne Formel Diners und Huhns, 
daß Freiheit und Gleichheit im So- 
zialismus keiner formellen Garantie 
durch Grundrechte bedürften, weil 
sie die selbstverständliche Lebens- 
form einer sozialistischen Gesell- 
schaft seien, trügerisch. Nach den 
Erfahrungen mit dem Stalinismus 
ist eine solche Aussage höchst naiv. 
Wir können nicht den Kommunis- 
mus bloß in der Idee vorwegneh- 
men, sondern müssen wenigstens 
in den Grundzügen genau angeben, 
wie es denn in der Übergangsge- 
sellschaft aussehen soll. Solange es 
noch eine Arbeiterklasse gibt, wird 
jeder Arbeiter auf seinen, und wird 
jede der vielen Arbeiterorganisa- 
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tionen auf ihren Rechten mit hôch- 
stem Grund bestehen und dafür 
kämpfen. Das gehört auch zur Er- 
fahrung der historischen Arbeiter- 
klassenbewegung, die es — so weit 
man sehen kann — satt hat, von ir- 
gend jemand auf Mission geschickt 
oder von irgend einer Hierarchie 
missioniert zu werden. Der Kampf 
um Verfassungspositionen, um in- 


dividuelle, soziale und politische 
Freiheitsrechtsgarantien hat nicht 
zuletzt auch deshalb einen zu- 
kunftsweisenden Sinn. Einige Kom- 
munistische Parteien haben das 
nach bitteren Lehren nun verstan- 
den. 
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Oskar Negt 


WER VON REPRESSION SPRICHT, 


MUSS VOR ALLEM VON SOZIALISTISCHER POLITIK 


SPRECHEN 


„Konsequente Sozialisten haben 
nichts zu befürchten” — dieser leicht 
abgewandelte ' Satz eines großen 
Revolutionärs klingt wie leerer Op- 
timismus, der Existenzbedrohung, 
Opferbereitschaft, Leiden und Tod 
in den Wind schlägt, die zwangs- 
läufig mit dem Kampf für eine so- 
zialistische Gesellschaft verbunden 
sind. Nichts wäre falscher, als sich 
auf den unangreifbaren, aber 
höchst anfechtbaren Standpunkt 
historischer Gesetzmäßigkeiten zu 
stellen und mit verbissenem Sen- 
dungsbewußtsein Gewalt und Un- 
terdrückung durchzustehen, wie es 
jene nach der Niederlage der Ar- 
beiterbewegung in Deutschland 
aufgekommene Parole nahelegt: 
„nach Hitler kommen wir” — die 
Kommunisten, Sozialisten. 


Angst vor Existenzbedrohung, Un- 
terdrückung und Gewalt sind 
sicherlich Alltagserscheinungen im 
Kapitallsmus; aber durch Angst 
wird niemand Sozlalist. Er wird 
Sozlalist, weil er die Überzeugung 
gewonnen hat, daß er Angst und 
Unterdrückung für sich und andere 
durch kollektiven Kampf für eine 
sozlalistische Lebensweise über- 
winden kann. Sozialist wird aber 
auch niemand dadurch, daß er 
besser als andere die Repressions- 
mechanismen des Kapitalismus, 
seine ökonomischen und politi- 
schen Krisen, seine Widersprüche 
durchschaut. Diese Erkenntnisse 
geben Ihm vielmehr ein Stück wis- 
senschaftlicher Gewißheit, daß sein 
moralischer Protest, sein indivi- 
dueller Widerwille gegen die 
menschlich rulnösen Folgen des 
Kapitallsmus nicht die Einbildung 
eines einzelnen, sondern gesell- 


schaftlich und geschichtlich be- 
gründet sind. Würden alle Sozia- 
listen zu begreifen versuchen, 
warum sie zu Sozialisten gewor- 
den sind, was sie motiviert hat, zu 
ihrem Beruf zusätzliche Arbeit und 
Opfer auf sich zu nehmen, 80 
würde keiner mehr auf den Ge- 





danken kommen, Interessen und 
konkrete Utopie, Wissenschaft und 
moralische Entscheidung, Zukunfts- 
hoffnung und unmittelbare Abwehr 
des erlittenen Unrechts auf ver- 
schiedenen, von einander völlig 
getrennten Ebenen anzusiedeln 
und wechselwelse die eine gegen 
die andere auszuspielen. 

Kampfbereitschaft, Mut und Ent- 
schlossenheit bedürfen der Über- 
zeugung, daB der Sozialismus die 
einzige wirklich menschliche Le- 
bensform darstellt, daß er die ein- 
zige, alle Fählgkeiten, Selbstbe- 
stimmungsbedürfnisse und Hoff- 
nungen der Menschen voll freiset- 
zende Alternative zum Kapitalls- 
mus ist. Das allein unterscheldet 
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Sozialisten von allen, die wie sie 
unter der Klassenherrschaft leiden, 
tagtäglich in Ihren Lebensmôg- 
lichkeiten eingeschrânkt oder gar 
psychisch kaputt gemacht und in 
den Tod getrieben werden, aber 
auch von denen, die ihre wissen- 
schaftliche Produktivkraft indivi- 
duell oder kollektiv zwar für die 
entschiedene Kritik dieser Gesell- 
schaft einsetzen, den Schritt 
zur politischen Organisierung ihrer 
Produktion und ihres Lebens je- 
doch nicht vollziehen. Hier, genau 
hier, sehe ich den Drehpunkt der 
Antirepressions-Kampagne; von 
ihm aus bekommen alle Analysen 
und Erfahrungsberichte ihren poli- 
tischen Sinn. 

Die massiven Repressionen gegen 
die Linke, wle wir sie gegenwärtig 
in der Bundesrepublik erfahren, 
können zwar als eine qualitativ 
neue Stufe der konterrevolutionä- 
ren Strategie des kapitalistischen 





Herrschaftssystems verstanden 
werden. Wir sollten uns aber vor 
der gefährlichen Haltung des 
Selbstmitleids hüten, als sei diese 
Situation beispiellos. Die Verfol- 
gung von Kommunisten vor und 
nach dem KPD-Verbot von 1956, 
Verurteillungen zu langjährigen 
Gefängnisstrafen für Handlungen, 
die vor der Verbotsentscheidung 
lagen, ein Straftatbestand wie der 
der „Kontaktschuld“, waren in 
Ausmaß und Bedrohlichkeit für 
den einzelnen nicht weniger drük- 
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kend als die heutigen Berufsver- 
bote — mit dem Unterschied aller- 
dings, es gab Mitte der fünfziger 
Jahre nicht annähernd so viel Leu- 
te, die an den Schulen, Hochschu- 
len, im öffentlichen Dienst allge- 
mein die Namen Marx und Lenin 
überhaupt in den Mund zu neh- 
men wagten. Wenn uns die Unter- 
drückungsmaßnahmen heute in 
solcher Überdimenslonalität er- 
scheinen, so kommt das auch da- 
her, daß uns der politische Auf- 
bruch In den Jahren der Protest- 
bewegung eln verkürztes Zeltge- 
fühl für sozialistische Veränderun- 
gen vermittelt hat. 

Es ist die gegenwärtige Krise, die 
den Kapitalismus der Bundesre- 
publik normalisiert — aber unter 
deutschen Bedingungen. Diese Be- 
dingungen auf die Periode der 
Nachkriegsgeschichte zu beschrän- 
ken, ist viel zu eng gefaßt. Die fa- 
tale Verengung des historischen 
Bewußtseins besonders auch bei 
der Linken hat die Folge, daß wir 
auch im praktischen Kampf nicht 
genau wissen, wo wir stehen, wel- 
che Tendenzen über die gegen- 
wärtige Situation hinaustrelben 
und wo Sackgassen der Entwick- 
lung liegen. 

Wenn ich von Normalisierung 
spreche, so meine ich vor allem 
zweierlei: zum einen droht der 
westdeutsche Kapitalismus die 
durch Ungleichzeitigkeit der Ent- 
wicklung bedingte Sonderstellung 
zu verlieren, nicht auf allen, aber 
auf wichtigen Ebenen. Die Arbeits- 
losenzahl überschritt die magische 
Grenze von 1 Million, was den 
etablierten Parteien bereits als 
Katastrophensignal erschien. Die 
Marktkonkurrenz um Arbeltsplätze 
hat die Schonbereiche des preußl- 
schen Beamtenstaates erfaßt und 
den Zustand im öffentlichen Dienst 
hergestellt, den es in anderen ka- 
pitalistischen Ländern schon selt 
langem gibt. Zum anderen stellt 
diese Krisensituation eine Konti- 
nuitât der Bundesrepublik mit der 


deutschen Geschichte her; die 
autorltären Staatstraditionen, die 
zeiltwellig unterbrochen schienen, 
werden zu Ihrer Bewältigung re- 
aktiviert und schlagen in der ge- 
genwärtigen Repressionsphase 
voll durch. Das verschafft ihr eine 
neue politische Sonderstellung in 
Europa. Was sich zur Zeit auf allen 
Ebenen der sozialen und politi- 
schen Institutionen hierzulande 
abspielt und was mit Sicherheit 
bleiben wird, wenn es zu einer 
vorübergehenden Wiederbelebung 
der Konjunktur kommt, trägt die 
charakteristischen Züge einer vor- 
beugenden Konterrevolution. 

Die Bundesrepublik ist zwar in 
einer strukturellen Krise, deren 
Existenz durch konjunkturelle „Er- 
holung“ nicht beseitigt, sondern 
allenfalls verschleiert wird, aber 
sie ist zur Zeit das zahlungsfähig- 
ste und politisch ruhigste Land 
Westeuropas, auf das sich die Ord- 
nungshoffnungen aller konservati- 
ven und reaktionâren Krâfte der 
kapitalistischen Länder richten. 
Diese Erwartung, eine aktive Rolle 
als europäische Ordnungsmacht 
zu spielen, ist von allen etablier- 
ten Parteien Westdeutschlands so- 
fort erfüllt worden, als sich in Por- 
tugal revolutionäre Veränderungen 
der Gesellschaft andeuteten. 

Brandt und Palme belebten die 
lange funktionsunfähige Zweite In- 
ternationale, mit eindeutiger Stoß- 
richtung gegen die portugiesische 
Revolution. Daß sich diese Ab- 
wehrstrategie durch die greifbare 
Möglichkeit der Regierungsbeteili- 
gung oder gar Regierungsüber- 
nahme der kommunistischen und 
sozialistischen Parteien in Italien 
und Frankreich nur verschärfen 
konnte, liegt auf der Hand. Die 
tatsächliche Internationalisierung 
des Kapitalismus — mit dem Kri- 
stallisationspunkt des europäi- 
schen Marktes — wird in einem 
sprunghaften Prozeß politisch auf- 
geholt. Innerhalb weniger Jahre 
haben sich, nicht zuletzt im Hin- 
blick auf Kampfkoalitionen im 


künftigen europäischen Parlament, 
drei neue internationale Gruppie- 
rungen gebildet: neben dem 
„Bund der sozialdemokratischen 
Parteien der EG“ die „Föderation 
der liberalen Parteien der EG“ 
und die „Europäische Volkspartei 
— Föderation der christlich-demo- 
kratischen Parteien in der EG“. 
Das ist aber nur die eine Seite 
dieser unter unseren Augen ab- 
laufenden Konterrevolution. Was 
die deutschen Ordnungsparteien 
von den meisten der anderen Län- 
der unterscheidet, ist die panische 
Revolutionsangst, die die anderen 
trotz der für sie viel prekäreren 
innenpolitischen Situation kaum 
haben, denn sie sind sich entwe- 
der ihrer eigenen revolutionären 
Tradition bewußt oder haben in 
Tagesauseinandersetzungen ge- 
lernt, mit Kommunisten und So- 
zialisten zu leben. In Italien z.B. 
sind Teile des Bürgertums dabei, 
sich mit den neuen politischen 
Kräften zu arrangieren. 

Die Bundesrepublik versteht sich 
nicht nur als Rechtsnachfolger des 
Deutschen Reichs; sie hat auch in 
vielfacher Hinsicht das Erbe der 
deutschen Geschichte angetreten, 
wenig verarbeitet, häufig in ver- 
drängter und verzerrter Form. Die 
zweite Restauration der westdeut- 
schen Nachkriegsperiode enthält, 
wie alle deutschen Restaurationen, 
Züge eines kollektiven Verfol- 
gungswahns, der den politischen 
Gegner sehr leicht zum vernich- 
tungswürdigen Feind stempelt. So 
ist in der Berufsverbotspraxis aus 
verfassungswidrigen Handlungen 
unter der Hand die verfassungs- 
feindliche Gesinnung geworden. 
Dieser kollektive Verfolgungswahn 
hat nichts mit bloßer Psychologie 
zu tun, sondern bezeichnet einen 
gesellschaftlich höchst folgenrei- 
chen Tatbestand. Es hat auf deut- 
schem Boden nie die konkrete Er- 
fahrung einer wirklichen, erfolgrei- 
chen Revolution gegeben, die sich 
in Volkstraditionen und in der Kul- 
tur der Gesamtgesellschaft hätte 
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niederschlagen können. Im Unter- 
schied zu Frankreich und England 
ist das deutsche Bürgertum zu kei- 
ner Zeit imstande gewesen, sich in 
einer selbstbewußten revolutionä- 
ren Aktion von der feudalen Ge- 
waltherrschaft und vom absolutisti- 
schen Staat zu befreien und sich 
durch eigene Kampferfahrungen 
um demokratische und liberale 
Freiheitsrechte hindurch als auto- 
nome politische Klasse zu konsti- 
tuieren. 

Da sie ihre ökonomischen Klas- 
seninteressen nicht als politische 
und gesamtnationale formulieren 
und durchsetzen konnte, blieb das, 
was Politik und Allgemeinwohl be- 
deuten, dem Staat vorbehalten. 
Die historische Tatsache, daß die 
bürgerliche Klasse in Deutschland 
nicht gegen, sondern mit Hilfe 
des Staates ihre Macht errungen 
hat, hat sich nicht zuletzt auch im 
staatsvermittelten Verhalten der 
traditionellen deutschen Arbeiter- 
organisation niedergeschlagen, auf 
die Sozialdemokratie, welche sozia- 
listische Transformation nie anders 
als unter dem Stichwort „Zukunfts- 
staat“ abzuhandeln wagte, und 
auf die Gewerkschaften, die sich 
den Interessenkonstellationen des 
„Gegenwartsstaates“ verschrieben. 
Die konsequente Durchsetzung 
von Interessen der Arbeiter ist 
durch ein schlechtes Gewissen ge- 
genüber dem vom Staat definier- 
ten „Allgemeininteresse“ blockiert. 
Übrigens ist es fraglich, ob in die- 
sem Lande selbst die radikale Lin- 
ke von dieser Tradition der staats- 
bezogenen Appelle und Erwartun- 
gen ganz frei ist. 

Die „Normalisierung“, welche die 
Repression gegenwärtig im Ver- 
hältnis zur Ausnahmesituation der 
in der Zeit der Großen Koalition 
entstandenen Außerparlamentari- 
schen Opposition und im Hinblick 
auf die ökonomischen Verhältnisse 
anderer kapitalistischer Länder er- 
fährt, gilt auch für den Zusammen- 
hang mit der deutschen Geschich- 
te. Die Revolutionsvorstellungen 
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des deutschen Biirgers sind stets 
geprâgt gewesen von Geheim- 
dienstmentalitât; sie sind verknüpft 
mit Verschwörungen und mit von 
Rädelsführern inszeniertem Auf- 
ruhr statt mit jenen objektiven 
Prozessen, wie sie für alle ge- 
schichtlich bekannten Revolutionen 
kennzeichnend sind und gegen 
die, weil Interessen von Bevölke- 
rungsmehrheiten im Spiele sind, 
dann auch die bestausgerüstete 
Polizei nichts ausrichten kann. In 
Deutschland meint man, ein revo- 
lutionârer Prozess verläuft nach 
denselben Regeln, wie er be- 
kämpft oder zerschlagen wird, eine 
Revolution werde „gemacht“, wie 
man eine Brücke baut oder einen 
Verein gründet oder einen gegen- 
revolutionären Putsch organisiert. 
Durch diese Verzerrungen und 
Projektionen nimmt die Gewalt der 
Gegenrevolutionen und der Restau- 
rationen in Deutschland immer ein 
Element der Übervergeltung, buch- 
stäblich der Rache für unbotmäßi- 
ges politisches Verhalten an, das, 
so geringfügig es auch sein mag, 
die labile politische Identität der 
herrschenden Klasse und die 
Staatsbürokratie in jedem Augen- 
blick bedroht; was in anderen 
Ländern Erstaunen hervorruft, ist 
sicherer Bestand der deutschen 
Geschichte: die Unangemessenheit 
der eingesetzten Repressionsmit- 
tel im Verhältnis zur realen Be- 
drohtheit der Klassenherrschaft, 
die Vorliebe für Großeinsätze. Aber 
auch die Isolationsfolter, die be- 
wußte Zerstörung menschlicher 
Ausdrucksmôglichkeiten, die heute 
in Stammheim und anderen deut- 
schen Gefängnissen gegen politi- 
sche Gefangene praktiziert wird, ist 
nicht unbekannt; schon der Dichter 
Schubart von dem Schiller die Vor- 
lage für seine „Räuber“ hatte, ver- 
moderte langsam auf dem Hohen- 
asperg, dem württembergischen 
Staatsgefängnis. 

Diese Blutlinie zieht sich durch die 
ganze deutsche Geschichte: von 
der brutalen Rache an den bereits 


geschlagenen Bauernheeren, über 
die Verfolgungsjagd auf die deut- 
schen Jakobiner, die keineswegs 
immer Sympathisanten Robespie- 
res waren, sondern meist lediglich 
die Emanzipationshoffnungen der 
französischen Revolution teilten, 
dann die sogenannten Demagogen- 
verfolgungen, die, ausgelöst durch 
die Ermordung des Dichters und 
russischen Spions Kotzebue durch 
den Burschenschafter Sand, Sâu- 
berungen an den Universitäten 
und Schulen zur Folge hatten, bei 
denen Hunderte von radikalen De- 
mokraten in die Gefängnisse wan- 
derten, bis zu den Sozialistenge- 
setzen und dem Faschismus, der 
der konkreten Anlässe kaum noch 
bedurfte. 





Bestimmendes Merkmal all dieser 
Beispiele ist die Tatsache, daß die 
gegenrevolutionäre Gewalt in 
Deutschland präventiv, vorbeugend 
eingesetzt wird; wir haben, sagt 
Marx, die Restaurationen anderer 
Völker geteilt, ohne ihre Revolutio- 
nen zu teilen. Dieses Stück Unwirk- 
lichkeit der deutschen Geschichte 
dokumentiert sich darin, daß die 
Anlässe für Restaurationen völlig 
beliebig und auswechselbar sind. 
Wer Ausmaß und Tiefenwirkungen 
aller jener Veränderungen der letz- 
ten fünf Jahre untersucht, die sich 





im Zusammenhang von einer hal- 
ben Million Überprüfungen, der 
Einschränkung der Anwaltsrechte, 
des Gewaltparagraphen, der ge- 
waltigen Ausweitung des Polizei- 
apparates usw. im Verfassungs- 
system und im politischen Alltag 
ergeben haben, wird nicht im Ernst 
daran denken können, das alles 
— wie verschreckte Liberale be- 
haupten — auf anarchistische Ak- 
tivitäten zurückzuführen. Aber auch 
die unmittelbare ökonomische Kri- 
sensituation ist als Erklärungs- 
grund nicht zureichend. 

Bedeutet das, daß ein „neuer Fa- 
schismus“ in greifbare Nähe ge- 
rückt ist? Die Formel vom neuen 
Faschismus ist verwirrend und 
trägt zur politischen Desorientie- 
rung bei; sie bagatellisiert den al- 
ten, bekannten Faschismus, der 
von Verwaltungsmassenmord, von 
Zerschlagung der Arbeiterorgani- 
sationen und damit der Reduktion 
des Arbeiters auf seinen gesell- 
schaftsisolierten, der absoluten 
Ausbeutung seiner Arbeitskraft zu- 
gänglichen „Naturzustand“ nicht 
zu trennen ist, und blockiert die 
Erkenntnis der viel differenzierte- 
ren Herrschaftsmechanismen, wel- 
che die gegenwärtige Stufe der 
Repression kennzeichnen. 

Es ist unwahrscheinlich, daß der 
Faschismus in der alten oder auch 
in einer vergleichbaren neuen 
Form wiederkehrt. Völlig auszu- 
schließen ist natürlich auch das 
nicht. Entwicklungen in Griechen- 
land, Spanien und auch Portugal 
weisen jedoch in dieselbe Rich- 
tung: eine Parlamentarisierung, 
die dem Kapital langfristig offen- 
bar größere Bewegungs- und Ent- 
faltungsmöglichkeiten bietet als 
ein mit Interventionen arbeitendes 
Putsch-Regime oder ein konser- 
vativer Stände-Staat. Objektiv 
möglich — und in unüberschauba- 
ren Ansätzen bereits Wirklichkeit 
— sind autoritäre Strukturen einer 
Gesellschaft, die Ähnliches mit 
ganz anderen Mitteln leisten; das 
heißt zum Belspiel statt dem ge- 
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waltsam erzwungenen einen frei- 
willigen Verzicht auf konseguente 
Interessenvertretung der Arbeiter- 
schaft, eine Neutralisierung der 
Gewerkschaften durch ein vom 
Staat präpariertes Klima für be- 
stimmte Tarifabschlüsse, oder die 
Angst, über allenfalls noch tole- 
rierte Publikationen hinaus sozia- 
listische Vorstellungen praktisch- 
organisatorisch umzusetzen. Mög- 
lich sind Verhältnisse, unter denen 
die Institutionen des Parlaments, 
die Rechtsweggarantien, ein ge- 
wisses Maß von Informationsfrei- 
heit fortexistieren und wo doch 
ein Klima vorherrscht, in dem es 
die politische Meinung des An- 
dersdenkenden, den aufrechten 
Gang, die theoretisch formulierten 
und in organisierten Formen prak- 
tizierten Alternativen zum kapita- 
listischen Gesellschaftssystem 
nicht mehr gibt. 

Da nach der äußeren Befreiung 
vom Hitler-Faschismus, die von 
großen Teilen der Bevölkerung als 
Niederlage empfunden wurde, kei- 
ne grundlegende Veränderung der 
sozialpsychologischen Struktur und 
des BewuBtseins der westdeut- 
schen Bevölkerung stattfand, hat 
der autoritäre Staat seine subjek- 
tiven und objektiven Voraussetzun- 
gen erhalten. 

Ob er aber alle seine Quellen aus- 
schöpfen kann, das hängt auch 
von der Politik der Linken ab. Die 
Faschismus-Formel kann heute nur 
zu Resignation, Angst und allen- 
falls zu Verzweiflungsreaktionen 
führen, weil alles schon gelaufen, 
abgeschlossen scheint. Subjektive 
Erfahrungen des Leidens, die sich 
in einer militanten Leidensgemein- 
schaft zusammenschließen und 
die Empörung über die Brutalität 
des Polizeiknüppels sind keine Ar- 
gumente, die für eine sozialistische 
Politik, die sich der Zeitmaße ge- 
duldiger politischer Arbeit bewußt 
ist, tragfähig sind. 

Die gegenwärtige Situation ist 
durch eine scharfe Polarisierung 
der gesellschaftlichen Kräfte und 
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durch ein Aufbrechen der Wider- 
spriiche gekennzeichnet, nicht nur 
im europäischen Zusammenhang, 
sondern auch in der Bundesrepu- 
blik. Diese Widersprüche sind 
nicht nur als antagonistische Wi- 
dersprüche zwischen Lohnarbeit 
und Kapital zu fassen; in der Welt- 
wirtschaft treten z. B. auf der Kon- 
ferenz der UNCTAD zum ersten Mal 
entschledene Interessen der Roh- 
stoffiânder in Widerspruch zum 
„freien“ Weltmarkt, der von Kis- 
singer und Friderichs als Lebens- 
elixier der westlichen Welt gefei- 
ert und mit unverhüllter Drohung 
vertreten wird. Aber die Wider- 
sprüche und Ambivalenzen dringen 
in jede Institution und Organisa- 
tion ein. Man kann sogar sagen: 
je repressiver gegen deren Mit- 
glieder vorgegangen wird, je be- 
drohter die einzelnen, desto labi- 
ler die Gesamtsituation, desto not- 
wendiger auch die realen Wider- 
spruchstendenzen in den Institutio- 
nen und Organisationen zu begrei- 
fen und in unserem Sinne auszu- 
nutzen. 

Es kann keine Rede davon sein, 
daß die Kräfte der Linken heute 
schwächer sind als vor etwa zehn 
Jahren; sie sind erheblich gewach- 
sen, wenn in der Bundesrepublik 
auch zersplittert und in unsinniger 
Konkurrenz gegeneinander befan- 
gen. Konnte der Staat im Voll- 
besitz seiner integrierenden Macht 
1968 der anti-institutionell ge- 
stimmten außerparlamentarischen 
Opposition noch das Angebot ma- 
chen, in die Institutionen zurück- 
zukehren, nicht von außen gegen 
sie anzurennen, so ist diese Stra- 
tegie heute am Ende. Der Staat 


sieht sich gezwungen, die in seine 
Institutionen und in die Ordnungs- 
organisationen Eingedrungenen 
einzeln wieder hinauszutreiben, 
sie gesellschaftlich auszugrenzen, 
um ihnen ihre politische Bewe- 
Qungsfreiheit nehmen zu können. 

Dieser in der innerstaatlichen 
Feindbehandlung zum Teil erfolg- 
reich praktizierte Ausgrenzungs- 


mechanismus übt auf die führen- 
den Politiker der Bundesrepublik 
offenbar eine solche Faszination 
aus, daß sie dieses Verfahren als 
Kern eines „gesunden“ Staats- 
Modells sogar auf ganz Europa 
übertragen möchten. Nicht nur ein- 
zelne oder kleine Gruppen, son- 
dern ganze Klassen und Parteien 
sollen aus der Gesellschaft ausge- 
grenzt werden, wenn sie sich als 
fähig erweisen, für eine sozia- 
listische Alternative zum Kapitalis- 
mus Bevölkerungsmehrheiten zu 
mobilisieren. 

Im Kampf gegen die Repression 
und für eine sozialistische Umge- 
staltung der Gesellschaft stehen 
wir nicht allein, aber es wäre 
falsch, auf den internationalen Kri- 
senzusammenhang zu vertrauen 
und in anderen Ländern bewährte 
Kampf- und Organisationsformen 
zu übernehmen, die nicht unsere 
eigenen Erfahrungen ausdrücken. 
Es kommt deshalb darauf an, die 
den spezifischen Bedingungen der 
westdeutschen Gesellschaft und 
dem geschichtlichen Stand der 
Klassenkämpfe in diesem Lande 
angemessenen, konkreten Kampf- 
und Organisationsformen zu be- 
stimmen. 

Der lange Marsch durch die Institu- 
tionen hat sicherlich in der Form, 
wie sie der kulturrevolutionäre Zug 
der Protestbewegung nahelegte, 
nicht stattgefunden; aber seine Wir- 
kungen sind deutlich spürbar. Der 
autoritäre Staat beginnt zu begrei- 
fen, wo die wirklichen Punkte sel- 
ner Anfälligkeit liegen: dort näm- 
lich, wo Individuen und kleine 
Gruppen mit sozialistischen Vor- 
stellungen und Programmen in rea- 
len Produktionszusammenhängen 
stehen. Der sozialistische Lehrer 
ist potentiell gefährlicher für das 
System als der Berufsrevolutionär, 
der sich auf Verteilung von politi- 
schen Meinungen und auf Organi- 
sation spezialisiert hat. Diese Ar- 
beit ist nicht unwichtig, aber sie 
reicht nicht aus. Deshalb besteht 
offenbar wenig Interesse daran, 


die avantgardistischen Kaderorga- 
nisationen zu verbieten; das wür- 
de überhaupt nichts bewirken, viel- 
leicht sogar die Kontrollmöglichkel- 
ten verringern. Hinzu kommt, daß 
man mit der Generalklausel „Ver- 
fassungsfeind“ besser das ganze 
Problem der Opposition als An- 
gelegenheit von Einzelindividuen 
darstellen kann, als wenn man zu- 
gestehen müßte, daß es sich hier 
um kollektive oder gar um Klas- 
senkonflikte handelt. Die Strategie 
der präventiven Konterrevolution ist 
darauf konzentriert, den beruflichen 
Produktionszusammenhang zu zer- 
stören, die Interessenbasis, die an 
Ort und Stelle politische Organi- 
sierung ermöglicht. 

Aus der geschichtlichen und ge- 





samteuropâischen Einschätzung 
der Sonderstellung der Bundesre- 
publik ergeben sich zwei Proble- 
me, die für die Frage der politi- 
schen Organisation ebenso wich- 
tig sind wie für die Ziele sozialisti- 
scher Politik: die Funktion der kon- 
sequenten Interessenvertretung und 
die Rolle, die die Verteidigung de- 
mokratischer Freiheiten spielt. 

Die Tatsache, daß in Deutschland 
die Arbeiterorganisationen (beson- 
ders in Krisensituationen) die Ten- 
denz haben, sich an dem vom 
Staat definierten Allgemeininter- 
esse zu orientieren, macht es un- 
möglich, eine konsequente Vertre- 
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tung der Interessen als bloß syndi- 
kalistisch zu verstehen. 

Der politische Vorbehalt gegen- 
über bloBer Interessenorganisation 
der Lohnabhângigen ist zweifellos 
zutreffend fiir Lânder, in denen es, 
wie in den Vereinigten Staaten 
oder in England, eine lange Tra- 
dition äußerst militanter Streiks 
und unmittelbarer Lohninteressen 
gibt, die aber einen völlig unpoli- 
tischen Charakter haben können. 
Unter hiesigen Bedingungen ist da- 
gegen die Durchsetzung von Inter- 
essen ein wesentliches Moment 
der Selbstorganisation der Arbei- 
ter gegenüber dem Staat und da- 
her in Form und Inhalt meist poli- 
tisch. 

Der gerade abgelaufene Drucker- 
Streik z. B. durchbrach den 
Zwangszusammenhang der staats- 
vermittelten iInteressenvertretung 
und setzte gleichzeitig punktuell 
Formen der Selbstorganisation frei. 
Die Springer-Blockaden waren si- 
cherlich spektakulärer als das, was 
einige Drucker und Setzer in die- 
ser Streikbewegung taten, als sie 
sich in einem Hannoverschen und 
einem Frankfurter Verlagshaus 
spontan weigerten, Zeitungskom- 
mentare zu drucken, in denen der 
Streik als Angriff auf die Mei- 
nungs- und Informationsfreiheit be- 
zeichnet wird. 

Die hysterischen Reaktionen der 
bürgerlichen Öffentlichkeit auf die- 
sen Akt der Selbsthilfe, die über- 
all auftauchenden Forderungen an 
die Gewerkschaften, Ihre Mitglie- 
der besser zu disziplinieren, zeigt 
gerade in einer Zeit, da der 
Staat Prämien auf das Mitläufer- 
tum erteilt und die Staatsräson 
zum einzigen Garanten von Recht 
und Freiheit hochstilisiert wird, wie 
stark die politische Organisierung 
der Interessen der Lohnabhängi- 
gen in allen gesellschaftlichen Be- 
reichen als eine offensive Bedro- 
hung der bisher unangetastet ge- 
bliebenen Bastionen kapitalisti- 
scher Herrschaftsverhältnisse emp- 
funden wird. Diese Organisierung 
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ist daher, speziell unter westdeut- 
schen Bedingungen, ein substan- 
tieller Bestandteil der soziallsti- 
schen Politik. Wer sie ignoriert, 
verliert eine wesentliche materielle 
Antriebskraft der Bewegung. Aber 
das reicht nicht aus. 

Wenn der Pfingstkongreß unter 
anderem die Aufgabe haben soll, 
Strategien der Einschlichterung 
der Linken entgegenzutreten, um 
zu verhindern, daß sie in ein de- 
mokratiebedrohendes Getto abge- 
drängt wird, dann müssen wir der 
staatlich forcierten Entdemokrati- 
sierung, dem Abbau von politi- 
schen Rechten und Freiheiten eine 
plausible und offensive Politik der 
Demokratisierung entgegenhalten. 
Mit offensiv meine ich, daß es nicht 
mehr ausreicht, an den Staat zu 
appellieren, Berufsverbote rückgän- 
gig zu machen oder Gesetze und 
Maßnahmen aufzuheben; es ist 
vielmehr ein positives Demokratie- 
Verständnis nötig, Demokratie als 
Arbeits- und Lebensform des So- 
zialismus, wie sie Marx und En- 
gels verstanden haben, für die es 
ganz selbstverständlich war, daß 
nicht nur die vom revolutionären 
Bürgertum erkämpften demokrati- 
schen Rechte und Freiheiten in 
eine sozialistische Gesellschafts- 
ordnung eingehen, sondern diese 
Rechte (vor allem Koalitions-, Pres- 
se- und Meinungsfreiheit) auch die 
sozialistischen Kampf- und Orga- 
nisationsformen mit bestimmen. 
Wenn es eine konkrete Utopie in 
unserer Zeit gibt, so ist ihr voller 
Gehalt gerade mit diesem positi- 
ven Demokratie-Begriff verbunden: 
Aufhebung der Herrschaft des 
Menschen über den Menschen, 
Selbstorganisation und Entfaltung 
der gesellschaftlichen Fähigkeiten 
der Menschen. Wie grundlegend 
das Problem der Demokratie für 
den sozialistischen Kampf ist, zeigt 
sich noch in dem ihr scheinbar völ- 
lig entgegengesetzten Begriff der 
„Diktatur des Proletarlats“, einer 
„kommissarischen“ Diktatur, wie 
Wolfgang Abendroth mit Recht fest- 


gestellt hat, um sie gegen die iib- 
liche, auf ein bloßes Machtergrei- 
fungsinstrument reduzierte Form 
abzugrenzen. Den verschreckten 
Bürgern hielt Engels entgegen: 
wollt ihr wissen, was die Diktatur 
des Proletariats ist? Nun, seht 
euch die Pariser Kommune an, das 
war die Diktatur des Proletariats. 
Ihre große soziale Maßregel ist 
ihr eigenes arbeltendes Dasein. Die 
Mittel sind eben nicht beliebig, die 
man für Emanzipationsprozesse 
einsetzen kann. 

Die Verteidigung der Grundrechte 
bedarf dieses Zusammenhangs el- 
nes sozialistischen Demokratie-Be- 
griffs, um aus der verengten Po- 
sition herauszukommen, welche de- 
mokratische Rechte in Deutschland 
durch ihre liberalistische, an der 
Bewegungsfreiheit des Privateigen- 
tums orientierte Interpretation er- 


fahren haben. Und eines kommt 
hinzu: da aus der Erfahrung der 
deutschen Geschichte die bürger- 
liche Klasse bis hin zum heutigen 
Tage nie ein existenzielles Interes- 
se daran gehabt hat, bürgerlich- 
demokratische Rechte auch gegen 
den Staat zu verteidigen, fällt die- 
se Aufgabe zwangsläufig der Lin- 
ken zu. Rosa Luxemburgs Forde- 
rung, die in den kommunistischen 
und sozialistischen Parteien West- 
europas erneut diskutiert wird, 
„Keine Demokratie ohne Sozialis- 
mus, kein Sozialismus ohne Demo- 
kratie“, hat in der gegenwärtigen 
Repressionsphase unmittelbare Ak- 
tualität. 


Aus: “links”, Nr. 78 
Juni ’76 


Wolfgang Kreutzberger/Wolf-Dieter Narr 


KAMPF UM DIE VERFASSUNG 


KAMPF UM VERFASSUNGSPOSITIONEN 


Der Pfingstkongreß des Sozialistischen Büros 
war gegen die ökonomische Ausbeutung und 
politische Unterdrückung gerichtet, also 
gegen Gewalt, erfahren in einer Gesellschaft, 
die "Freiheit und Recht” zu den leitenden 
Prinzipien ihrer Verfassung erklärt. Er konn- 
te sich nicht um die Frage herumdrücken, 
woher Möglichkeiten und Notwendigkeiten 
der Unterdrückung stammen und welchen 
Sinn es haben kann, sich gegen die zur 
zweiten Verfassung der BRD gewordene Poli- 
tik der Repression auf Prinzipien ihrer ori- 
ginären Verfassung zu berufen. 

Das Rahmenthema "Verfassung, Sozialisten, 
rechtliche Gegenwehr”, für das auf dem 
Kongreß eine eigene Arbeitsgruppe gebildet 
wurde, brachte in seiner Bündelung ganz 
verschiedener Analyse- und Handlungs- 
ebenen ehrlich zum Ausdruck, daß eine ei- 
nigermaßen sichere Einschätzung des Ter- 
rains, auf dem der Kampf von Sozialisten 
und der Kampf für den Sozialismus geführt 
werden muß, keineswegs vorauszusetzen ist. 
Ist schon der Begriff der Verfassung, das, 
was jeweils darunter verstanden wird, unklar, 
so sind noch mehr die Folgerungen, die aus 
dem jeweiligen Verfassungsverständnis gezo- 
gen werden, politisch schwer auf einen Nen- 
ner zu bringen. Das Risiko der Arbeitsgruppe, 
ganz unterschiedlichen Ansprüchen und 
Bedürfnissen gerecht werden zu sollen, war 
damit von vornherein deutlich. Da aber die 
Frage, wie wir uns zur Verfassung "stellen” 
(als ob wir nicht notgedrungen immer selbst 
“mitverfaDt” wären), die Frage, ob und wie 
wir uns in dieser oder jener Angelegenheit 
rechtlich verhalten, doch auch immer Urteile 
über und Anordnungen an unser gesamtes 
Verhalten in dieser bürgerlichen Gesellschaft 
provoziert, liegt nahe, daß der größte gemein- 
same Nenner in solchen Situationen zur 
Richtschnur der Diskussion wird. 

Durch diesen globalen, mit je besonderen 
Kräfteverhältnissen und Konfliktzonen nicht 
mehr vermittelten Anspruch verschiebt sich 


= 86 


die Diskussion über Verfassungsfragen allzu 
leicht ins Abstrakt-Bekennerhafte und wird 
auf eine sozialistische Gretchenfrage (wenn 
es die gibt, die falsche!) reduziert: wie hältst 
Du es mit der bürgerlichen Verfassung? Je 
nach der Antwort auf diese Frage, ja selbst 
bei Vorweisen beider Seiten der Medaille, er- 
folgt dann die Rubrizierung als Verfassungs- 
illusionist oder Gewaltverherrlicher, reali- 
tätsblind und alltagsuntüchtig alle beide. 

Der Gefahr solcher Frontenbildung ist die 
Arbeitsgruppe, ohne daß es zu den gewohnten 
Auswüchsen gekommen wäre, nicht entgan- 
gen. Zum Teil lag das sicher daran, daß das 
Thema offensichtlich gerade Vertreter der 
Gruppen anlockte, die im revolutionären 
Rundschlag Verfassungsdiskussionen eben 
mit Bekenntnisdiskussionen verwechseln. 
Wenn die Arbeitsgruppe insgesamt nicht 
gut lief, wenn die Diskussion vor allem am 
Nachmittag in den meisten Untergruppen 
in eine Konfrontation abgehobener Stellung- 
nahmen abzugleiten drohte, dann hatte das 
seinen Grund auch in der Konzentration der 
"Praktiker” (zumal aus dem Betriebsbereich 
und dem öffentlichen Dienst) in anderen 
Arbeitsgruppen. Jedoch verdeutlichte das 
nur den allgemeinen Mangel an Vorstellungs- 
vermögen darüber, welche politischen und 
existenziellen Positionen mit "Rechten” ei- 
gentlich erkämpft und verteidigt werden, 
worin umgekehrt die Fessel solchen Rechts- 
kampfs und solcher Rechtsbindung für so- 
zialistische Veränderungsarbeit im einzelnen 
bestehen kann. 

Unter den beschriebenen Umständen macht 
es wenig Sinn, einen Tagungsbericht zu 
liefern. (Was in den vorbereitenden Papieren 
zum Kongreß an allgemeinen Überlegungen 
zur Lage — noch durchaus unvermittelt zur 
geforderten praktischen Phantasie tagtäg- 
lichen Sozialistseins — enthalten war, soll 
im Verlauf des Jahres 1977 in einer Broschüre 
entwickelt werden, die Probleme des "Kampfs 
um Verfassungspositionen” einmal syste- 


matisch und detailliert zugleich darstellen 
wird.) Hier sollen deswegen — zum Teil in 
Anschluß an den Blanke/Narr-Artikel (siehe 
"links”-Sondernummer vom Januar 1976) — 
nur noch einmal einige grundsätzliche Über- 
legungen zu politischen Verhaltensfragen 
knapp formuliert werden; Erwägungen sozu- 
sagen zur Luft, in der wir atmen, und daher 
auch unter bewußtem Verzicht auf zu große 
Höhen oder Tiefen begrifflicher Abstraktion. 


Zum Problem der Kollaboration 


Für Sozialisten heißt in einer bürgerlichen 
Gesellschaft leben, dauernd dem Problem der 
Zusammenarbeit, der Einbindung, der Pak- 
tiererei ausgesetzt sein. Dies nicht nur, weil 
sie, solange sie eine — heute noch ver- 
schwindende — Minderheit sind, gar nicht 
"unter sich” existieren könnten, sondern 
wegen der umfassenden Verfassung dieser 
bürgerlichen Gesellschaft selber. Ihr Ver- 
fassungsrecht, ihre Institutionen, ihre alltäg- 
liche Wirklichkeit bilden keinen Tatbestand, 
zu dem sich ein Sozialist von außen ver- 
halten kann oder eben auch nicht. Selbst 
unser Widerstreben, unser Widerstand als 
Sozialisten, nährt sich ja nicht aus einem 
Utopia, sondern aus der von uns selbst er- 
fahrenen Widersprüchlichkeit dieser Gesell- 
schaft, deren tägliche Verhaltensmuster die 
unseren auch dort bestimmen, wo wir uns 
dagegen zur Wehr setzen. Wo immer wir 
in dieser bürgerlichen Gesellschaft und ihrer 
Verfassung im weiten Sinn des Wortes exi- 
stieren, haben wir uns schon auf sie ein- 
gelassen. 

Wenn man also in Diskussionen um unser 
Verhältnis zur bürgerlichen Verfassung so 
tut, als könnten wir "so oder so” Stellung 
nehmen und als handele es sich gleichsam 
um die Frage, ob man diplomatische Bezie- 
hungen zu einem fernen Land aufnehmen wolle, 
solle oder könne, dann lügt man sich in die 
Tasche. Dann ist man auch gar nicht in der 
Lage, Form, Inhalt und Folgen des eigenen 
Verhaltens in dieser Gesellschaft kritisch zu 
bedenken, bewußt und aktiv zu gestalten. 
Der Kampf um die Verbesserung der gegen- 
wärtigen Existenzbedingungen wird dann 
bestenfalls als taktisches Manöver im Vor- 
feld revolutionärer Endziele geführt und ganz 
ohne Verständnis dafür, warum es dem Ar- 
beiter darum geht und gehen muß, seine 
Situation hier und heute zu verändern. 


Erst wenn begriffen ist, daß wir als Teil, wenn 
auch widerstrebender, widerspenstiger Teil 
dieser bürgerlichen Gesellschaft schon allzu- 
mal "Reformisten” sind, wird die Verfassungs- 
diskussion nicht mehr zu einer Frage des 
Ob oder Ob nicht, als die sie uns die Hüter 
des Grundordentlichen aufzwingen wollen. 
Wir selbst haben ein Interesse daran, die 
bürgerliche Verfassung zu entmystifizieren; 
nicht, indem wir uns (vermeintlich) vor sie 
stellen und sie "entlarven”, sondern indem 
wir sie zu einer anfänglichen (in diesem Sinn 
"prinzipiellen”) und zugleich instrumentellen 
Voraussetzung unseres täglichen Verhaltens 
in den berühmten ”"Lebenszusammenhangen” 
machen, vor allem also am Arbeitsplatz. 
Wenn man nämlich immer schon in diese 
Verfassung gezwungen ist, kann man nur 
beginnen und versuchen, sich in dieser 
Verfassung mit einem Teil ihrer Mittel so 
zu benehmen, daß man den bürgerlichen 
Zusammenhang dieser Mittel sprengt. 

Ein solches Verhalten ist aber in doppeltem 
Sinn riskant. Die eine Gefahr, der man nicht 
entlaufen, die man nur zu bestehen versuchen 
kann, ist, daß man das Minimum an Souve- 
ränität in der Beurteilung und Behandlung 
der Anforderungen und Zwänge des Berufs- 
zusammenhangs einbüßt, sozusagen mit 
Haut und Haar aufgefressen wird und das 
Sozialistsein für den Feierabend abspaltet. 
Auf der anderen Seite ist es sehr schnell 
möglich, daß man die berufliche Existenz und 
damit auch zum guten Teil den politischen 
Wirkungsort verliert, weil man nicht funktio- 
niert, zu sehr wider den Stachel gelöckt hat. 
Es gibt, vor allem nicht abstrakt über alle 
Bereiche hinweg, kein probates Mittel und 
keine noch so schöne und runde "Theorie", 
die solche Verhaltensprobleme auf Dauer zu 
lösen vermöchte, nach dem Motto: das SB 
hat in dieser oder jener Frage so entschie- 
den oder angewiesen, also muß ich... Das 
bescheiden Mögliche und Notwendige ist 
aber zweierlei: zum einen, in der Diskussion 
und Vorbereitung der sich stellenden Proble- 
me mit den Beteiligten, aber auch mit Genos- 
sen, den schmalen Pfad zwischen unfrucht- 
barer Anpassung und unfruchtbarer Isola- 
tion zu suchen; zum andern der die eigene 
Gemütlichkeit und das Sicherheitsgefühl ge- 
wiß störende Versuch, sich über diese dau- 
ernd zweideutige Situation im Klaren zu 
sein und deshalb unvorbereitet in Situatio- 
nen hineinzustolpern, die nur den Ausweg 
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der Kollaboration oder des tollkühnen Wider- 
stands lassen. 


Die Gefahr der Verfassungsillusion 


Es hieße freilich, der bürgerlichen Scheidung 
von Politisch-Öffentliichem und Privatem 
selbst aufsitzen, wollte man das Verhalten 
im beruflichen Bereich ausschließlich unter 
der Perspektive der Fall- und Situationsent- 
scheidung, bestimmt durch den gesunden 
Sozialistenverstand, ausrichten. Dieser kann 
nämlich nicht umhin, sich bestimmte Vor- 
stellungen über den Ursprung und Charakter 
des Rechts zu machen, das in immer engerem 
Netz — als Gewährung, Verbot, Strafe — die 
"Spielregeln” allen Handelns vorgibt. Zwei 
entgegengesetzte und zugleich zusammen- 
gehörige Spielarten der Verfassungs- und 
Rechtsillusion stellen die ausgetretensten 
Wege dar, in die unser aller Denken, eben 
der oben bezeichneten Gratwanderung hal- 
ber, periodisch und je nach Umständen hin- 
einzugeraten droht. 

Die eine wurde schon knapp angesprochen. 
Sie besteht in der Als-Ob-Position der Stärke: 
als ob wir nämlich unser Verhältnis zur 
bürgerlichen Verfassung und zum bürgerli- 
chen Recht im engeren Sinn nach unserem 
Gutdünken von außen, gleichsam ohne da- 
von berührt zu sein, bestimmen könnten. 
Es ist nur folgerichtig, wenngleich "verkehrt, 
daß gerade Vertreter dieser Als-Ob-Position, 
die so tun, als ginge sie die bürgerliche 
Verfassung nichts oder nur in der totalen 
Negation etwas an, sich im gleichen Atem- 
oder Schriftzug auf die "klassischen” bür- 
gerlichen Freiheitsrechte berufen, in zahl- 
losen Resolutionen ihre unbedingte Erhaltung 
fordern, von ihnen emphatisch als Rechten 
des Volkes Gebrauch machen. Der Wider- 
spruch, daß sie so gesehen ihre Sache auf 
nichts stellen, wird ihnen offensichtlich gar 
nicht mehr bewußt. 

Diesem verfassungspolitischen Ignorantis- 
mus steht auf der anderen Seite ein verfas- 
sungspolitischer Idealismus gegenüber, der 
in zwei zumeist gemeinsam vertretenen Vari- 
anten auftritt. Die eine Variante baut auf eine 
Art substanzielle bürgerliche Öffentlichkeit, 
die mit Hilfe der Berufung an die gutzuhei- 
Bende bürgerliche Verfassungsnorm, auf 
den bürgerlichen Verfassungsanspruch an 
ihr "eigentliches” Ziel der universellen Her- 
stellung von Freiheit und Gleichheit erinnert 
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werden könne. Es gelte deshalb immer er- 
neut, die schlechte Verfassungswirklichkeit 
durch die dauernde Erinnerung an die Ver- 
fassungsnorm über sich hinauszufreiben, 
das, was die Norm "”eigentlich” meine, aus 
ihr herauszuholen. Die andere Variante geht 
noch einen Schritt weiter und sieht in der 
Rechtsform selbst, im konseguenten Hinar- 
beiten auf den Ausbau rechtlicher Siche- 
rungen vom Gerichtswesen bis hin zu den 
rechtlichen Regelungen, die z. B. das Ar- 
beitsverhältnis betreffen, bereits die Garan- 
tie materieller, realer Gleichheit. Hier wird 
nicht nur übersehen, daß die rechtsnotwen- 
dige Behauptung der Allgemeinheit und Un- 
parteilichkeit trefflich klassenmäßige Ungleich- 





heit zu verbergen weiß, und daß die Rechts- 
förmigkeit dazu dient, soziale Konflikte zuun- 
gunsten der Arbeitenden stillzustellen, zu 
institutionalisieren. Auch die Möglichkeit 
der Krise, die von der gesellschaftlich be- 
stimmenden ökonomischen Sphäre auf Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Justiz durch- 
schlägt und damit die Gewalthaltigkeit allen 
bürgerlichen Rechts in den Vordergrund 
bringt, bleibt hier ausgeblendet. Ein Gutteil 
der Gewerkschaftspolitik und der Fixierung 
auf die Arbeitsgerichtsbarkeit läßt sich nur 
so erklären. 


Was heißt: Kompromisse schließen? 


Wir haben bisher bewußt ungenau von Ver- 
fassung und Recht gesprochen. Denn Ver- 
fassungsfragen sind nicht abgehoben von 
der Konstitution dieser bürgerlichen Gesell- 
schaft insgesamt zu behandeln. Es wäre aber 
ein massiver Fehler, unterschiede man nicht 
deutlich zwischen den verschiedenen Rechts- 
bereichen der bürgerlichen Gesellschaft 
und ihrer verschiedenen Bedeutung für So- 
zialisten. Zwar: bürgerliches Recht ist immer 
zwei- oder mehrdeutig, es enthält in der Regel 
nie nur reaktionäre oder nur fortschrittliche 
Elemente. Auch die Form des Rechts selbst 
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Von HANS-GEORG WALTER 


Sie schleBen gut und schlagen hart: Die 
115 Männer der Sondergru 
Bundesgrenzschutzes. Die GSG, In Kampi- 
und dunkelgrUnem Barett, Ist eine 
Spezialeinheit des Bundes gegen Terror. 


Seit Ihrer Grundung 
nach dem Olympia-Mas- 
saker ın Munchen ım 
Herbst 1972 wurden die 
Männer, die ın Hangelar 
bei Bonn stationiert sind, 
noch nie gegen Terrori- 
sten eingesetzt, Und so 
soll es auch bleiben. , Wir 
qlauben, daß die Gruppe 
durch ihre bloße Existenz 
schon Terroristen von 
der Bundesrepublik abge- 
halten hat”, 
Experte des Bundesin- 
nenministermums 


Spätestens eine Stunde 
nach dem Alarm errei- 
chen die Männer ın ihren 
schnellen Hubschraubern 
den weitesten Einsatzort 
in der Bundesrepublik. 


führung und Uberra- 
schung des Gawalltäters 
abgestellt. So kann sich 
ein unscheinbarer Akten- 
koffer unversehens als 
Behältnis einer Maschi- 
nenpistole entpuppen, mit 
der aus dem Koller her- 


Ihre Ausbildung ist ans geschonsen wird, 
hart und vielseitig. Sio | DE Männer der 
beherrschen Karate bes. | Sondergrappe fahren 
ser als Emma Peel. Bin | Auto wie der Teufel 
Fünf-Mark-Stück treffen | NICb! nur mit einem ihrer 
sie mit Ihren Sperialge- sechs supers ion 
wehren noch aus ee 
y grd auch mit anderen getarn- 
ten Gebrhuchsiahrzougen. 
Ihr Traíniagsieller: Ex- 
Rennmeister Huschke 
von Hanstetn. 

„Draufgänger* â la Ja- 
mes Bond, leichtsinnige 
Abenteurer sind die GSG 
9-Männer trotzdem nicht. 
Bei der strengen Auswahl 
mit Paycho-Tests wird 
vor allem auf Besonnen- 
heit, starke Nerven, Dis- 
ziplin und Selbstkontrolle 
geachtet, 


o GSG 9 des 


Ein GSG 9-Mann muß 
aber auch als perlekter 
Kellner oder routinierter 

Flughafenangestellter 
auftreten können. 

Wenn ein Ernstlall-Ein- 
satz lautlose Verständi- 
gung erfordert — keln 
Problem: Die Männer be- 
herrschen etwa hundert 
Gesten der Taubstum- 
men-Sprache. 

Das Programm der Spe- 
zialeinheit ist auf Irre- 


meint ein 
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Ausschnitt aus einer „Aufklärungsschrift“ des Bundesinnenministeriums, Januar 1976 


kann herrschaftlich aufs beste mißbraucht, ge- 
nauer gebraucht werden. An den Berufsver- 
boten sehen wir täglich, wie individuelle 
Freiheitsrechte von der Exekutive gegen die 
Individuen selbst gekehrt und unter dem 
Zeichen der Freiheit des Staates zu exeku- 
tivistischen Eingriffsrechten verändert wer- 
den. Dennoch besteht ein qualitativer Unter- 


schied zwischen den bürgerlichen Freiheits- 
rechten als da sind: Redefreiheit, Meinungs- 
freiheit, Versammlungsfreiheit, Organisations- 
freiheit u.a.m. und dem übrigen politischen 
Verfassungsrecht, das die Institutionen, 
die Organisationsform des Staates betrifft. 
Und nicht nur zwischen Freiheitsrechten und 
den rechtlichen Regelungen, die der Staats- 
organisation gelten, besteht ein qualitativer 
Unterschied, sondern auch zwischen diesen 
radikalen Freiheitsrechten und dem riesigen 
Komplex des bürgerlichen Straf- und Privat- 
rechts (zu dem das Arbeitsrecht bezeichnen- 
derweise zählt). Trotz unmittelbarer rechtlicher 
Geltung grundrechtlicher, politisch-Öffent- 
licher Rechtspositionen unterliegen diese 
noch immer als "allgemeine Phrase” der je 
besonderen Einschränkung durch diverse 
Abkömmlinge des Staats- und Privateigen- 
tumsschutzes in Gesetzesform. Zumindest 
stehen sie als politische Freiheitsrechte den 
primär, wenn auch nicht ausschließlich herr- 
schaftssichernden Positionen des Straf- 


und Privatrechts unvermittelt oder je durch 
das augenblickliche Kräfteverhältnis variabel, 
kompromißhaft vermittelt gegenüber. 

Sind deshalb die bürgerlichen Freiheits- 
rechte, weil sie innerhalb der bürgerlichen 
Gesellschaft ihrem allgemeinen emanzipato- 
rischen Anspruch nach nur qualitativ be- 
grenzt und eingeschränkt verwirklicht werden, 
nur eine leere Hülse, Schall und Rauch, den 
wegzublasen wir uns im Verein mit dem Geg- 
ner bemühen müßten? Räumt man Positionen, 
weil man nicht das ganze Terrain beherrscht 
und die Verfassung der bürgerlichen Gesell- 
schaft nicht erlaubt, den Anspruch der Frei- 
heitsrechte in ihrem radikalen Verständnis 
uneingeschränkt zu verwirklichen, obwohl 
doch, noch immer militärisch gesprochen, 
die schwache Stellung im Bereich spezieller 
Rechtsnormen des Flankenschutzes allge- 
meiner politischer Rechtsstaatsprinzipien 
bedarf? Auch eine sozialistische Gesellschaft, 
die nicht von der Verallgemeinerung und 
Verwirklichung demokratischer Rechte aus- 
ginge, hätte diesen Namen jedenfalls unter 
Berufung auf Marx und die Geschichte der 
Arbeiterbewegung nicht verdient. 

So erweisen sich die politischen Freiheits- 
rechte als die wie immer punktuelle Basis, 
von der aus der Kampf um das Ganze der 
bürgerlichen Verfassung und ihrer Rechts- 
positionen (der unseren darin) überhaupt erst 
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aufgenommen werden kann. Sind, wie oben 
gezeigt, Zusammenarbeit, Mitarbeit in den 
herrschenden Institutionen und entsprechen- 
de Kompromisse nicht zu vermeiden, so 
werden sie bis ins einzelne zu begriinden 
sein nur durch die grundsâtzliche Anerken- 
nung eben dieses bürgerlichen” Fort- 
schritts, und sie werden Unterstützung bei 
dem geringen liberal-demokratischen Poten- 
tial in den Institutionen dieses Staates auch 
nur unter dieser Voraussetzung finden. Auch 
im Bereich arbeitsrechtlicher Regelungen 
kehrt die Kompromißstruktur immer wieder, 
schon deshalb, weil sie wie alle rechtlichen 
Fixierungen durch den Filter der recht- 
setzenden und -exekutierenden Institutionen 
gegangen und von daher mit dem Stempel 
des allgemeinen Interesses versehen sind, 
selbst wo sie nur höchst relative Verbesse- 
rungen in der Situation der Arbeitenden dar- 
stellen. Der Grad aber, in dem überhaupt 
auf das Zustandekommen solcher Kompro- 
misse eingewirkt werden kann und in dem 
sie in der politischen Auseinandersetzung 
virulent gehalten werden können, ja selbst 
ihre unmittelbar arbeitsrechtliche Wirksamkeit, 
ist von der ungeteilten Inanspruchnahme der 
politischen Freiheitsrechte abhängig. Jedes 
Kompromisseschließen auf diesem Feld 
würde uns in gefährliche Nähe zum Verhal- 
ten des bürgerlichen Staates rücken, der je 
nach Bedarf einschränkt oder ausweitet. 

Von solchem manipulativen Mitmischen, das 
von besten Absichten und der realistischen 
Erkenntnis unserer Schwäche bestimmt 
sein kann, ist zu unterscheiden die situa- 
tionsgerechte Geltendmachung der soziali- 
stischen Grundrechte. Denn wenig ist damit 
getan, die Flagge kompromißlosen Kampfes 
zu zeigen, wenn man versäumt, den Genos- 
sen und den Bürger in seiner Existenz und 
in seiner Position zu retten, an dem der 
bürgerliche Staat oder eine seiner Institutio- 
nen (ob nun formell privater oder öffentlicher 
Natur) wieder einmal ihr Exempel des auch 
politischen Klassenstaats zu statuieren ge- 
denken. Auch im Kampf um die Freiheits- 
rechte, das heißt zugleich immer in ihrem 
praktischen Gebrauch, ist, Brecht zu entleh- 
nen, List angebracht und nötig. Obwohl es 
um unaufgebbare Prinzipien auch hier und 
heute geht, befinden wir uns noch immer 
im Kontakt bürgerlicher Gesellschaft und 
kämpfen wir nicht um irgendwelche Abstrak- 
ta, sondern um die konkrete Freiheit und 
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Existenzmöglichkeiten gerade auch derjeni- 
gen, denen bürgerlich-abstrakte Grundrechts- 
formeln fremd sind. Sie, wie alle von Herr- 
schaftsausübung Betroffenen, müssen unse- 
ren letzten Bezugspunkt bilden. 


Gundsätze im sozialistischen Kampf 
um Verfassungspositionen 


e Der Kampf um die politischen Freiheits- 
rechte richtet sich gegen ihre Einschränkung 
auf einen eng begrenzten Bereich der soge- 
nannten Politik. Der Kampf um Versamm- 
lungsfreiheit, Vereinigungsfreiheit, Streik- 
recht, Meinungsfreiheit ist eine genuin sozia- 
listische Aufgabe und unabdingbar. Das Mi- 
nimum an Aktionsfähigkeit hier und heute 
wie auch die Perspektive der Erweiterung 
des demokratischen Potentials hängt vom 
Grad der Verwirklichung dieser Rechte ab. 
Sie sind zugleich für jede sozialistische Ge- 
sellschaft grundlegend. 


e Wir können gegenwärtig keine theoretisch 





und praktisch zwingenden Schritte bezeich- 
nen und tun, die eine mögliche neue Trans- 
formation des bürgerlichen Verfassungs- 
staats zu diktatorialen Gewaltverhältnissen 
mit einiger Sicherheit verhindern könnten. 
Heute jedoch gibt es keinen Bereich der bür- 
gerlichen Ordnung, aus dem politische Frei- 
heitsrechte völlig zu verbannen wären. Im 
Hinblick auf die sonstigen rechtlichen Rege- 
lungen der bürgerlichen Gesellschaft kommt 
es zum einen darauf an, deren instrumen- 
tellen Charakter im Rahmen der Eigentums- 
und Herrschaftssicherung zu begreifen. Der 
bürgerliche Rechtsstaat ist so gesehen immer 
zugleich der Verfassungsstaat von Klassen- 
herrschaft, Recht die Form, diese Herrschaft 
auf Dauer zu stellen. Zum andern aber sind 
diese gesetzlichen Regelungen instrumentell 
als Mittel in der Auseinandersetzung um die 
Position der Arbeitenden und um den Ab- 
bau von Klassenherrschaft überhaupt zu 
begreifen. Das Schwergewicht liegt auf Aus- 
einandersetzung, denn weder die Rechtsför- 
migkeit als solche, noch der materielle Gehalt 
des Kompromisses an sich bedeuten einen 
realen, unumkehrbaren Fortschritt, wenn sie 
nicht durch ständige Nutzung der allgemeinen 
Freiheitsrechte lebendig gehalten werden. 
Lassen sich also rechtliche Regelungen so- 





wohl dazu benutzen, in täglichen Auseinander- 
setzungen und Problemlagen zu zeigen, wie 
Interessen verletzt, Bedürfnisse eingeschränkt 
und umdefiniert werden, als auch zu zeigen, 
wie die augenblickliche Kompromißlinie im 
gesellschaftlichen Kräftemessen verläuft, so 
dient der Kampf um Rechtspositionen immer 
auch der Erfahrung und Bewußtseinsbildung, 
ohne deren konkrete Durchformung eine so- 
zialistische Bewegung nicht leben kann. 

e Weil die politischen Freiheitsrechte das 
Ausmaß ihrer jeweiligen Geltung, die Hand- 
lungsfähigkeit und die Handlungsformen 
sozialistischer Politik zentral bestimmen, muß 
jede lllegalisierung zäh bekämpft werden. 
Mit dem Mittel der lllegalisierung, durch die 
Erklärung zum inneren Feind, versucht der 
bürgerliche Staat, sozialistische Politik zu ent- 
politisieren und zu kriminalisieren. Die Waffe 
der Legalität darf deshalb nicht den Händen 
der Herrschenden überlassen bleiben, und 
wenn wir noch so viele Niederlagen erleiden. 
e Darum dürfen wir uns auch nicht zum Froh- 
locken des panzerschrankhaften Gesell- 
schaftsverständnisses der Herrschenden auf 
die schiefe Ebene der gewalthaften Ausein- 
andersetzung abdrängen lassen, um dem 


sich ausbildenden Polizeistaat, nachdem er 
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den agent provocateur gespielt hat, als wei- 
tere Legitimation zu dienen. Nicht wir uben 
Gewalt aus, gegen uns wird Gewalt ausgeübt. 
Unser Mittel ist die Legalität des interessen- 
bezogenen Kampfes, nicht die Anwendung 
abgehobener Machtinstrumente zur Durchset- 
zung interessen- und bedürfnisabstrakter 
Herrschaft. Das bleibt festzuhalten, auch dann, 
wenn angesichts der präventiven Unter- 
drückung des Rechtsgrauzonenstaats das 
Risiko der Einbindung in eine abstrakte Le- 
galitätsargumentation, der alternativlosen 
Berufung auf faktisch nicht mehr existente 
demokratische Verfassungsnormen beson- 
ders deutlich wird. 


è Im Kampf um die Verfassung, der, solange 
es bürgerliche Gesellschaft gibt, als Kampf 
um Verfassungspositionen nicht aufhören 
wird und auch danach in anderer Form sich 
fortsetzt, im Kampf um die radikale Geltung 
der Freiheitsrechte kommt es darauf an, 
sich nicht in ein Lager einzuschließen, son- 
dern wo immer möglich Bündnisse und Koa- 
litionen einzugehen. Diese Bündnisse müssen 
ohne Übervorteilung der jeweiligen Partner 
strikt zweckbezogen sein, müssen die Reich- 
weite der notwendigen Kompromisse klar 
ausweisen. Als Kompromisse von Organisa- 
tionen taugen sie nur, wenn dadurch zugleich 
das demokratische Potential einer weiteren 
Öffentlichkeit angesprochen wird. Allein die 


Verteidigung der Freiheitsrechte selbst 
schließt Kompromisse aus, ob uns nun die 
politische Position des Betroffenen im ein- 
zeinen paßt oder nicht. 

e Uberblickt man die Rechtsprechung des 
Jahres 1976, so kann man kaum von einem 
eindeutigen Fortschritt sprechen. Im Gegen- 
teil: einigen Verwaltungsgerichtsurteilen, 
die hoffen lassen, stehen systematisch reak- 
tionäre Urteile meist höherer Instanzen gegen- 
über. Dennoch gilt auch für diesen einge- 
schränkten Bereich — und dafür sprechen 
trotz allem die Erfahrungen des Jahres 1976 —, 
daß jede rechtsstaatliche Möglichkeit, nicht 
zuletzt um ihres allgemeinen Signals, aber 
auch um jedes einzelnen willen, bis zur Nei- 
ge ausgeschöpft werden muß. Das ist keine 
politische Strategie zur Überwindung der 
bürgerlichen Gesellschaft, wohl aber die uns 
heute mögliche Strategie des politischen, 
oft auch persönlich-beruflichen Überlebens. 
Kampf um die Verfassung -Kampf um Ver- 
fassungspositionen; Positionen jedoch, die 
eine sozialistische Gesellschaft aus ihrer 


prekären Bedrohtheit in die radikale Demo- 
kratie einbringen muß. In beiderlei Sinn ist 
die Legalität unser! 
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